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1 Einleitung  
Die grundsätzlichen Ziele von Mesopo-
litik und der aktuellen Verwaltungsmo-
dernisierung in NRW sind die gleichen. 
Beide Policies zielen auf eine Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit und eine 
Verbesserung der Standortqualität im 
globalen Wettbewerb. Mesopolitik soll 
günstige Bedingungen für dynamische 
Unternehmensentwicklung schaffen, 
Verwaltungsmodernisierung soll leis-
tungsfähige Strukturen hervorbringen, 
die (auch) in der Lage sind (u.a.) Meso-
politik erfolgreich zu gestalten und um-
zusetzen. Das bedeutet im Umkehr-
schluss, dass erfolgreiche Mesopolitik 
ohne leistungsfähige Verwaltungsstruk-
turen wenig aussichtsreich erscheint. 
Die vorliegende Arbeit untersucht das 
Verhältnis von Mesopolitk und Verwal-
tungsmodernisierung aus einer steue-
rungstheoretischen Perspektive. 
Die deskriptive wie analytische Be-
schreibung eines Betrachtungsgegen-
standes geschieht in keinem Fall vor-
aussetzungslos. Deshalb erscheint es 
notwendig, die gewählte Perspektive zu 
erläutern. Dazu soll zunächst eine ana-
lytische  Unterscheidung in Steuerungs-
feld, Steuerungsmuster, Steuerungsbe-
dingungen und Steuerungsideen einge-
führt werden1.  
• Steuerungsfeld im hier verwendeten 
Sinne, meint das betrachtete Politik-
feld bzw. eine policy in einem Poli-
tikfeld (spezifisches Problem oder 
problembezogenes politisches Pro-
gramm, die daran beteiligten Akteu-
re (Steuerungssubjekte, -adressaten 
und -betroffene)) sowie deren 
Macht-ressourcen und Interessen. 
                                                 
                                                
1 Diese Unterscheidung wurde auf der Ta-
gung "Bedingungen und Muster politischer 
Steuerung im historischen Vergleich“ der 
DVPW Ad-hoc-Gruppe "Politische Steue-
rung im Wandel" am 30. März 2001 in 
Bonn im einführenden Referat von Dr. 
Holzinger vorgeschlagen, hier jedoch um 
die Kategorie des Steuerungsfeldes erwei-
tert. 
• Steuerungsmuster werden im Fol-
genden verstanden als die gewählten 
bzw. vorfindbaren Organisations-
formen, Interaktionsformen, Maß-
nahmen und Instrumente des be-
trachteten Steuerungsgegenstandes. 
• Steuerungsbedingungen sind die 
"objektiven Rahmenbedingungen", 
unter denen politische Steuerung 
stattfindet, wie zum Beispiel fort-
schreitender technischer Wandel, 
aber auch Europäisierungs- und 
Globalisierungsprozesse. 
• Die Kategorie der Steuerungsideen 
beinhaltet schließlich die Vorstel-
lungen, Modelle und Ideologien, 
welche die jeweilige Perspektive auf 
alle  Kategorien2 begründen. 
Alle Kategorien sind sowohl dynamisch 
als auch interdependent. Das heißt, dass 
sie sich in einem ständigen Verände-
rungsprozess befinden, welcher wieder-
um Rückwirkungen auf die jeweils an-
deren Bereiche aufweist.   
Der Begriff des Steuerungsfeldes ist 
umfangreich. Dieses ist einerseits dem 
o.g. Umstand geschuldet, dass jeder 
 
2 Das die gewählte Perspektive selbst als 
Gegenstand der gewählten Perspektive be-
trachtet werden muß, hängt mit dem grund-
sätzlichen Problem der Beobachtung erster 
und zweiter Ordnung zusammen. 
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Untersuchungsgegenstand Mikro-, Me-
so- und Makrophänomene umfasst (vgl. 
Kap. 2), also auf unterschiedlichen ana-
lytischen Ebenen betrachtet werden 
kann. Das heißt auf die Verwaltung 
bezogen, "dass uns "die öffentliche 
Verwaltung" einmal als gesellschaftli-
ches Subsystem, zum anderen als Ver-
waltungsorganisation oder auch als ein 
verwaltungsbezogener Entscheidungs-
akt begegnen kann" (Grunow 2001). 
Andererseits sind auch Begriffe wie 
Politikfeld, Politikräume oder Sektoren 
der Politik nicht immer eindeutig (vgl. 
ebd.) bzw. ebenfalls perspektivenab-
hängig.  
Meines Erachtens ist es deshalb not-
wendig, die grundsätzlichen Gegens-
tände der Arbeit einer allgemeinen Be-
trachtung zu unterziehen, da auf diese 
Weise: 
1. eine Verständigung über Art und 
Inhalt der betrachteten Gegens-
tandsbereiche erzielt werden kann; 
2. die theoretischen Vorannahmen, 
welche implizit in den verwendeten 
Begrifflichkeiten enthalten sind, ei-
ne gewisse Transparenz erlangen; 
3. eine begründete Einschränkung der 
weiteren Vorgehensweise, eine ar-
gumentative Basis erhält. 
Da eine gleichgewichtete Analyse aller 
Bereiche mit hoher Wahrscheinlichkeit 
an Überkomplexität scheitern würde,  
und es in den Sozialwissenschaften 
nicht um eine vollständige, gewisser-
maßen eins-zu-eins-Replikation der 
Wirklichkeit, sondern um zutreffende 
Vereinfachung geht (vgl. Mayntz/ 
Scharpf 1995:66), wird für die vorlie-
gende Arbeit folgende Vorgehensweise 
gewählt.  
In einem ersten Arbeitsschritt werden 
die der Arbeit zugrunde liegenden Steu-
erungsideen in Form der wesentlichen 
Entwicklungen der Steuerungstheorie 
nachgezeichnet, eine kurze Be-
standsaufnahme der aktuell als wesent-
lich wahrgenommenen Steuerungsbe-
dingungen vorgenommen (Kap. 2.2) 
sowie mit dem Ansatz des "akteurszent-
rierten Institutionalismus" eine Konkre-
tisierung des analytischen Bezugsrah-
mens gegeben, auf dessen Basis eine 
Bewertung der Leistungsfähigkeit  ver-
schiedener Steuerungsmuster (im Sinne 
von Interaktionsformen) möglich er-
scheint (Kap. 2.3). 
In den folgenden beiden Kapiteln liegt 
der Betrachtungsschwerpunkt auf einer 
allgemeinen Annäherung an die Steue-
rungsfelder (Mesopolitik, Öffentliche 
Verwaltung) sowie im Hinblick auf die 
öffentliche Verwaltung auf den grund-
sätzlichen Formen der Steuerungsmus-
ter (Formen der horizontalen und verti-
kalen Koordination). Dieser Umstand 
liegt darin begründet, dass die öffentli-
che Verwaltung im Rahmen der Arbeit 
von doppeltem Interesse ist. Erstens ist 
die Verwaltung der alleinige Steue-
rungsgegenstand, den es im Rahmen der 
Verwaltungsmodernisierung zu verän-
dern gilt. Zweitens ist ein Teil der Ver-
waltung ein wesentliches Element der 
Mesopolitik, das deren administrative 
Umsetzung sicherstellen soll. Verwal-
tung ist also gleichzeitig Steuerungssub-
jekt und Steuerungsobjekt, das heißt, 
dass das vom Betrachter wahrgenom-
mene je nach gewählter analytischer 
Perspektive und betrachtetem Gegens-
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tand variieren kann.  Am Ende des Ka-
pitels 4 wird ein Zwischenfazit gezo-
gen, indem versucht wird, die bei der 
Rekonstruktion von Mesopolitik als 
Kategorie der systemischen Wettbe-
werbsfähigkeit und Verwaltung in or-
ganistionssoziologischer Perspektive 
gewonnen Erkenntnisse 
zusammenzuführen. Dabei werden 
einige Konflikt- und 
Spannungsverhältnisse grundsätzlicher 
Art identifiziert, die in der weiteren 
Arbeit als Analysehilfen genutzt wer-
den. Die empirische Beschreibung der Me-
sopolitik in NRW ist Gegenstand des 
fünften Kapitels. Mit der regionalisier-
ten Strukturpolitik und der IBA werden 
zwei Steuerungsmuster näher betrach-
tet, die versuchen, möglichst viele der 
identifizierten Konflikt- und Span-
nungsverhältnisse zu koordinieren. 
Die Regierungs- und Verwaltungsre-
form in NRW bildet eine in sich selbst 
geschlossene, eher materiell-orientierte 
policy-Analyse. Ihre nur bedingt gelun-
gene Umsetzung wird dann abschlie-
ßend, allerdings interaktionsorientiert 
begründet.  
Das Verhältnis von Mesopolitk und 
Verwaltungsmodernisierung wird also 
auf drei unterschiedlichen Ebenen un-
tersucht. Erstens in einer eher engen 
politikfeldimmanenten Betrachtung der 
aktuellen Verwaltungsmodernisierung 
als Verwaltungspolitik (Kap. 6.). Zwei-
tens in Form des Vergleichs zweier Po-
litikfelder und deren Wechselwirkungen 
und möglichen Einflußpotentiale und 
drittens unter dem Aspekt der Grenzen 
und Möglichkeiten politischer Steue-
rung in differenzierten Gesellschaften 
am Beispiel von Mesopolitik und Ver-
waltungsmodernisierung in NRW. 
2 Steuerungstheorie 
2.1 Gegenstand der Steuerungs-
theorie 
Die Möglichkeiten und Grenzen der 
Steuerung in einer zunehmend komple-
xer werdenden Gesellschaft sind eine 
der zentralen Fragestellungen der sozi-
al- und politikwissenschaftlichen Dis-
kussion. Was in den sechziger Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts als Theo-
rie der Planung begann, den Fokus an-
fangs streng auf hierarchische Gesell-
schaftssteuerung durch staatliche Ak-
teure gerichtet, entwickelte sich zu einer 
Theorie, die die Voraussetzungen politi-
scher Steuerung thematisiert. Dabei 
handelt es sich allerdings keineswegs 
um ein geschlossenes Theoriegebäude, 
sondern eher um ein "patchwork in pro-
gress".  
Die im Laufe der Theorieentwicklung in 
die Steuerungstheorie "eingeflossenen" 
Elemente entstammen unterschiedlichen 
theoretischen Kontexten. Die beiden 
theoretischen "Pole" dürften einerseits 
in der "Rational-Choice-Theorie" mit 
der Grundannahme des (begrenzt)3 rati-
onal handelnden "homo oeconomicus"4, 
andererseits in den neueren Überlegun-
gen der Systemtheorie zu verorten sein5. 
Andere theoretische Einflüsse, wie die 
                                                 
3 Im Sinne der bounded rationality (Simon 
1981). 
4 Und ihren diversen Fortentwicklungen, z.B. 
Neue Politische Ökonomie, Spieltheorie 
usw. 
5 Die dritte Theorie mit universellem An-
spruch, die kritische Theorie war für die 
Steuerungstheorie von geringerem Einfluss. 
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Policy- und Implementationsforschung, 
Netzwerkanalyse oder Organisations-
theorien unterliegen zu Teilen derselben 
Problematik (vgl. Grunow 1998). Von 
Beyme weist deshalb zu Recht darauf 
hin, dass eine Politikwissenschaft, die 
sowohl Mikrophänomenen in Form 
individueller Handlungen, als auch 
Makrophänomenen in Form der Ent-
wicklung ganzer gesellschaftlicher Sys-
teme sowie (vor allem bei Fragen der 
Steuerung in der Regierungslehre) allen 
dazwischen befindlichen Mesophäno-
menen6 nachspürt, mit einem theoreti-
schen Singularismus schlecht beraten 
wäre. "Diese Position machte Glau-
benskriege zwischen Mikro- und 
Makrotheorie, zwischen Handlungs- 
und Systemtheorie, wenn sie als 
Alternativenradikalismus ausgefochten 
wurden, gerade für die Regierungslehre 
völlig unfruchtbar" (von Beyme 1992: 
341). "Bei einem eingehenderen 
Vergleich der Theorien zeigt sich, dass 
kaum ein Forscher in concreto die 
Radikalalternative Handlungs- versus 
Systemtheorie vertritt" (ebd.: 343). Im 
weiteren Verlauf dieser Arbeit wird, 
trotz der primär gewählten 
handlungstheoretischen Perspektive, an 
einigen Stellen auf systemtheoretische 
Ergänzungen zurückgegriffen. Aber 
was ist unter dem Begriff der Steuerung 
im Rahmen dieser Arbeit zu verstehen?  
Unter dem Begriff der Steuerung  (go-
vernance) werden mitunter verschiede-
ne inhaltliche Bedeutungen subsumiert 
(vgl. Mayntz 1998: 7). Governance 
(Steuerung) im umfassendsten Sinne 
                                                                                                 
6 Verstanden als überindivuelle komplexe 
Gebilde, z. B. Organisationen und organisa-
torische Netzwerke (vgl. Grunow 1998: 8) 
meint demnach alle Formen der sozia-
len Koordination in einer Gesellschaft, 
unabhängig davon, ob sie im staatli-
chen, ökonomischen oder sonst einem 
"Sektor" stattfindet. Davon lassen sich 
zwei speziellere Begriffsverwendungen 
unterscheiden, welche gewissermaßen 
Untertypen des Erstgenannten darstel-
len. In der ersten Verwendung wird 
unter governance eher eine bestimmte 
Form der Steuerung verstanden, und 
zwar ein nicht-hierarchisches, stärker 
auf Kooperation ausgerichtetes Zusam-
menwirken von öffentlichen und priva-
ten Akteuren in Netzwerkstrukturen 
(ebd.). Diese Begriffsverwendung ist  
explizit nicht gemeint, wenn im Fol-
genden von governance bzw. Steuerung 
die Rede sein wird. Sie stellt nach Mei-
nung des Autors lediglich ein Steue-
rungsmuster dar. 
Die zweite Begriffsverwendung meint 
die staatlich vermittelte politische Steu-
erung (political governance) (vgl. 
Mayntz 1997a) im engeren Sinne. Die 
Entwicklung der Steuerungstheorie auf 
der Basis der politischen Steuerung ist 
der Schwerpunkt der weiteren Betrach-
tung (vgl. Abb. 1).7 
2.2 Entwicklung der  
Steuerungstheorie 
Ende der 60er Jahre wurde in der wis-
senschaftlichen Debatte erstmals das 
staatliche Steuerungsversagen diagnos-
tiziert und diskutiert. Grundannahme 
war die Vorstellung vom Staat als zent-
raler hierarchischer Steuerungsinstanz, 
 
7 Für folgenden Ausführungen zur Entwick-
lung der Steuerungstheorie vgl. den 
Sammelband Mayntz 1997 sowie Mayntz 
1998. 
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der die soziale und ökonomische Ent-
wicklung auf seinem Territorium lenken 
sollte. Die Differenz zwischen diesem 
Anspruch und des zu diesem Zeitpunkt 
empirisch deutlich wahrnehmbaren 
staatlichen Steuerungsversagens wurde 
in einer ersten Phase in Defiziten der 
staatlichen Steuerungsfähigkeit gesucht. 
Dabei erfuhr die eher präskriptive Pla-
nungstheorie, welche ihren Fokus auf 
organisatorische und kognitive Defizite 
staatlicher Steuerung richtete, durch 
empirische Forschungen in den 70er 
Jahren bald relevante Erweiterungen.  
Die Planungseuphorie hatte durch das 
Ausbleiben der erhofften Ergebnisse 
eine Ernüchterung erfahren. Bei der 
Ursachenforschung wurden zunächst 
die intrumentellen und institutionellen 
Aspekte der Politikentwicklung  thema-
tisiert. Defizite bei der  Umsetzung der 
Politik rückten dann Ende der 70er Jah-
re in der Implementationsforschung in 
den Mittelpunkt der Betrachtung, und 
die dabei gewonnenen Erkenntnisse 
bewirkten in der Folge die erste grund-
sätzliche Erweiterung des Ausgangspa-
radigmas, welches Renate Mayntz wie 
folgt formuliert: 
"The first paradigm of a theory of 
political governance was thus con-
cerned with policy development 
and policy implementation, and it 
adopted a top-down, or legislator´s 
perspective" (Mayntz 1998: 10). 
In der Implementationsforschung wurde 
deutlich, dass das Scheitern staatlicher 
Abb. 1:Quelle: Mayntz 98: 11
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policies nicht allein auf Grund organisa-
torischer, kognitiver, instrumenteller 
und institutioneller Defizite auf Seiten 
der Steuerungssubjekte verursacht wird, 
sondern, dass auch die angenommenen 
Steuerungsobjekte, die Zielgruppen 
öffentlicher Politik, über Widerstands- 
und Beeinflussungspotentiale verfügen, 
die nach Politikfeldern und Akteurs-
konstellationen variieren können. Die 
bisher vorherrschende top-down Per-
spektive wurde um eine bottom-up Per-
spektive der selektiven Einbindung der 
vormaligen "Normadressaten" ergänzt.  
Die Ausgangsfrage der Steuerungsfä-
higkeit des Staates erweiterte sich zur 
Frage der Steuerbarkeit von Gesell-
schaften.  
Systemtheoretische Überlegungen, wel-
che als Grundelement sozialer Systeme 
statt Handlung nunmehr Kommunikati-
on gewählt hatten,  sahen in der Frage 
der Steuerbarkeit die eigentliche Re-
striktion jeglicher Steuerung (Luhmann 
1984, Willke 1983) und beschleunigten 
den Paradigmenwechsel in der a priori 
handlungstheoretisch angelegten Steue-
rungstheorie zusätzlich. Die "Entzaube-
rung des Staates" (Willke 1983), in der 
zentrale Gesellschaftssteuerung durch 
das politisch-administrative System 
(PAS) in funktional differenzierten Ge-
sellschaften als Utopie "entlarvt" wird, 
identifiziert das PAS als ein funktiona-
les gesellschaftliches Subsystem unter 
anderen.  Das den systemtheoretischen 
Annahmen zugrunde liegende Paradig-
ma der funktionalen Differenzierung 
(gesellschaftliche Systembildung ent-
lang funktionaler Leistungen, die er-
bracht werden (müssen) und damit 
gleichzeitige Zunahme von Indepen-
denz und Interdependenz der Teilsys-
teme) wurde von der Steuerungstheorie 
nach und nach übernommen, jedoch 
handlungstheoretisch (zurück-) gewen-
det (vgl. Mayntz 1988). Insbesondere 
die Theorie der autopoietisch-
selbstreferenziellen Systeme luhmann-
scher Prägung wurde und wird auf 
Grund des ihr unterstellten radikalen 
Steuerungspessimissmus8 abgelehnt 
(Mayntz 1997a; Schimank/Werle 2000).  
Mit der Aufnahme der funktionalen 
Differenzierung in den eigenen Theo-
riekontext war es der Steuerungstheorie 
möglich die empirische Widerlegung 
                                                 
8 Die Theorie der autopoietischen Systeme 
schließt jede Form des "direkten Durch-
griffs" eines Systems in ein anderes katego-
risch aus. "Als autopoietisch wollen wir 
Systeme bezeichnen, die die Elemente, aus 
denen sie bestehen, durch die Elemente, 
aus denen sie bestehen, selbst produzieren 
und reproduzieren. Alles, was solche Sys-
teme als Einheit verwenden, ihre Elemente, 
ihre Prozesse, ihre Strukturen und sich 
selbst wird durch eben solche Einheiten im 
System erst bestimmt. Oder anders gesagt: 
es gibt weder Input von Einheit in das Sys-
tem noch Output von Einheit aus dem Sys-
tem. Das System operiert als ein selbstrefe-
renztiell geschlossenes System. Das heißt 
nicht, daß keine Beziehungen zur Umwelt 
bestehen, aber diese Beziehungen liegen 
auf anderen Realitätsebenen als die Auto-
poiesis selbst" (Luhmann 1985: 403; Herv. 
i. Org.). Indirekte Resonanzerzeugung 
durch Beinflussung der Umwelt eines Sys-
tems durch andere Systeme erscheint 
durchaus möglich, nur dass das betroffene 
System die jeweilige "Irritation" selber 
wahrnimmt und nach den systeminternen 
Codes bearbeitet. Systemtheoretische Steu-
erungskonzepte wie z.B. die "indirekte 
Kontextsteuerung" (Willke 1988) nehmen 
dies zum Ansatzpunkt ihrer Überlegungen. 
So sieht Grunow in der Zuweisung von 
normativen Prämissen wie Steuerungsop-
timismus versus Steuerungspessimismus 
keine sinnvolle Unterscheidung, da sie auf 
einer unterschiedlich strikten Fassung des 
Steuerungsbegriffs beruhen (vgl. Grunow 
1994: 28). 
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des hierarchischen Steuerungsmodells 
schrittweise theoretisch zu fundieren. 
Doch zunächst folgte der Erkenntnis des 
Staatsversagens die theoretische Dis-
kussion zweier auf den ersten Blick 
alternativer Steuerungsformen: Der 
"Markt" und dessen unsichtbare Hand 
und die organisierte gesellschaftliche 
Selbstregulierung. Die empirische Poli-
cy-Forschung9 fand aber bei ihren Un-
tersuchungen kaum "Reinformen" vor, 
vielmehr bestimmten in weiten Berei-
chen nicht marktlich-private und ge-
mischt staatlich-gesellschaftliche Rege-
lungsformen die Szenerie. Mayntz faßt 
diese Steuerungsformen in zwei Haupt-
gruppen zusammen (vgl. Mayntz 1998: 
12): 
1. Öffentlich/ private policy-Netz-
werke, zu denen auch alle Formen 
von korporatistischen Arrangements 
gehören; 
2. Formen sozialer Selbstregulierung, 
in denen der Staat nicht unmittelbar 
teilnimmt, aber meist  wesentliche 
Rahmenbedingungen bestimmt, wie 
z.B. im deutschen Tarif- und Ge-
sundheitssystem oder bei der Fest-
legung technischer Standards (DIN-
Normen). 
Aus Sicht des Ausgangsparadigmas des 
hierarchischen Staates bedeutet die "ge-
teilte Souveränität" in Netzwerken oder 
die "Beschränkung" auf das Festlegen 
der Rahmenbedingungen für Formen 
der sozialen Selbstregulierung einen 
Verlust an Steuerungskapazität. Aus 
einer erweiterten steuerungstheoreti-
schen Perspektive besteht der scheinba-
re Verlust staatlicher Steuerungsfähig-
keit vielmehr in einer Transformation 
der Steuerungsmuster. Dieser Wandel 
beruht sowohl auf der Veränderung der 
Steuerungsbedingungen (fortschreitende 
funktionale Differenzierung), als auch 
auf dem Paradigmenwechsel in der Per-
spektive, welcher den Steuerungsan-
spruch relativiert (Aufgabe des hierar-
chischen Steuerungsanspruches). Der 
hierarchische Staat wurde zum verhan-
delnden Staat (vgl. Kap. 2.3), der ledig-
lich über einen "Schatten der Hierar-
chie" verfügt (Scharpf 1993; 2000).  
Eine in den 90er Jahren verstärkt wahr-
genommene Veränderung der Steue-
rungsbedingungen in Form von zuneh-
menden Europäisierung- und Globali-
sierungstendenzen offenbarte neue De-
fizite in der bisherigen Theorieperspek-
tive. Diese beschränkte sich in erster 
Linie auf die Betrachtung eines isolier-
ten Nationalstaates und dessen "nach 
Innen" gerichteten Politiken, wobei der 
Schwerpunkt weit mehr auf der Effekti-
vität, also dem output, impact und out-
come des politischen Prozesses, als auf 
der Legitimität, den Input-Faktoren po-
litischer Prozesse und den Beziehungen 
zwischen beiden Seiten gelegen hatte. 
"The theory of political governance has 
so far dealt with political systems that 
have clear identity, a clear boundary 
and a defined membership which im-
plies specific rights and duties. This 
kind of approach is incapable of dea-
ling with the problems raised by Euro-
pean integration, and especially with 
the problems raised by globalisation" 
(Mayntz 1998: 14). 
                                                 
9 Ebenso u.a. die Verbändeforschung. Einen 
guten Überblick über den Beitrag der Kor-
poratismusforschung zur Entwicklung der 
Steuerungstheorie siehe Lehmbruch 1996. 
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Mayntz sieht als Konsequenz drei zu-
sätzliche notwendige Erweiterungen der 
bisherigen Steuerungstheorie (vgl. Abb. 
1, Extension 3-5), die sie aber stärker 
als zukünftige Herausforderungen für 
die Steuerungstheorie, denn als bereits 
vollständig integrierte "Bausteine" ver-
steht. 
Die erste Erweiterung versucht den Ein-
fluss vor allem der europäischen Ebene 
(aber auch teilweise der Auswirkungen 
der Globalisierung) auf die nationale 
Politikgestaltung als externen Einfluss-
faktor zu berücksichtigen. Auf der Basis 
dieser Fragestellung entwickelte sich in 
den letzten Jahren eine intensive Debat-
te um die veränderte Rolle des Natio-
nalstaates unter den Bedingungen der 
Globalisierung und Europäisierung. 
Vom diesmal als genuin verstandenen 
Verlust von Kontrollkapazitäten 
(Scharpf  1999), über seine Transforma-
tion zum "region state" (Ohmae 1995), 
bis hin zur Prognose seiner weitgehen-
den Bedeutungslosigkeit (Albrow 1998) 
auf der einen Seite, bis zu Diagnosen 
von Transformationsprozessen und dem 
"Wiedererstarken" des Nationalstaates 
auf der anderen (Mann 1997) wurden 
diverse Deutungsmuster bemüht.  
Die externen Einflussfaktoren nationa-
ler Poltitikgestaltung lassen sich einer 
weiteren Unterscheidung unterziehen: 
1. Entscheidungen und Regelungen, 
welche auf der supranationalen E-
bene10 meist unter Beteiligung nati-
                                                 
                                                                 
10 Supranational nicht ausschließlich europä-
isch, da neben der qualitativ wie quantitativ 
hervorgehobenen Bedeutung der europäi-
schen Ebene im Rahmen der EU, das Glei-
che auch für andere internationale Ent-
onaler Entscheidungträger zustande 
kommen und direkt auf den Natio-
nalstaat (und seine verschieden A-
renen und Ebenen) zurückwirken.  
2. Die Einschränkung des Handlungs-
spielraumes durch die Auswirkun-
gen der Globalisierung und Europä-
isierung, welche indirekt auf alle 
Ebenen des PAS zurückwirken, wie 
z.B. die Auswirkungen der Globali-
sierung der Kapital- und Finanz-
märkte.  
Erstere stellen den Versuch dar, Prob-
leme die auf der Ebene der National-
staaten nicht mehr effektiv gelöst wer-
den können, durch die Ausdehnung des 
Funktionsradius des PAS wieder bear-
beitbar zu machen (vgl. Scharpf 2000: 
336ff.), gewissermaßen die Entgren-
zung funktionaler Teilbereiche durch 
das Ausweiten territorialer Zuständig-
keiten wieder "einzufangen". Letztere 
weisen auf die (bisherigen) Grenzen 
supranationaler Handlungs- und Steue-
rungsfähigkeit unter den Bedingungen 
der Globalisierung hin11.  
 Die beiden anderen von Mayntz vorge-
schlagenen Erweiterungen der Steue-
rungstheorie weisen einen gewissen 
bias zu erst genanntem Punkt auf. Die 
Politikgestaltung des um die europäi-
sche Ebene erweiterten PAS verlangt 
nicht nur nach der Analyse der politi-
 
scheidungstrukturen zutrifft z.B. internatio-
nale Organisationen und Regime. 
11 Dabei ist der Einwand, dass die vorfindba-
ren Globalisierungs- und Europäisierung-
tendenzen Ergebnisse überwiegend deregu-
lativer Politik der vergangenen Jahrzehnte 
sind, zwar weitgehend zutreffend, für die 
Wirkung und die Möglichkeit der politi-
schen Bearbeitung dieser Tendenzen jedoch 
unerheblich.  
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Die These von Grande weist auf eine in 
der o.g. Debatte um die veränderte Rol-
le des Nationalstaates mehrfach diag-
nostizierte Entwicklung hin, und zwar 
die gleichzeitige Bedeutungszunahme 
sowohl der supranationalen, als auch 
der regionalen/lokalen Ebene im Globa-
lisierungsprozess (vgl. u.a. Esser 1996). 
Dieses "Glokalisierungsparadox" stellt 
die tradierten Politikmuster vor zusätz-
liche Herausforderungen12. 
schen Prozesse auf der europäischen 
Ebene, sondern vor allem nach der Be-
trachtung des Regierens in horizontal 
und vertikal verflochtenen Mehrebenen-
strukturen, in denen komplexe Verhand-
lungssysteme auch innerhalb des PAS 
zu dominieren scheinen. Zwar hatte die 
Policy-Forschung bereits in den siebzi-
ger Jahren Formen der interministeriel-
len Koordination (Mayntz/Scharpf 
1975) und der Politikverflechtung im 
föderalen System der BRD zum Ge-
genstand (Scharpf/Reissert/Schnabel 
1976), jedoch durch die Veränderungen 
der Steuerungsbedingungen erhielten 
die dabei gewonnenen Erkenntnisse 
neue Aktualität in einem veränderten 
Kontext.  
Die wachsende Bedeutung der europäi-
schen Ebene lenkte die Aufmerksamkeit 
auf die demokratische Legitimation 
supranationaler Politik und die daraus 
resultierenden Konsequenzen für die 
Steuerungsfähigkeit (u.a. Scharpf 1999, 
Messner 1998). Eine intensive Diskus-
sion über die Zukunft der Demokratie 
unter den veränderten Rahmenbedin-
gungen ist zur Zeit im Gange13. Die vor-
liegende Arbeit beteiligt sich jedoch 
explizit nicht an dieser Fragestellung, 
sondern legt den weiteren Schwerpunkt 
stärker auf die Effektivität öffentlichen 
Handelns, argumentiert also eher "out-
putorientiert"14. 
"..die Feststellung, dass der mo-
derne Staat als ein komplexes, mul-
tiorganisatorisches Akteurssystem 
zu begreifen ist, (ist) längst trivial 
geworden. Weniger trivial dürfte 
die These sein, dass die Binnen-
komplexität des Staates gerade in 
jüngster Zeit beträchtlich zuge-
nommen hat und dass sich da-
durch die institutionellen Bedin-
gungen des Regierens entschei-
dent verändert haben. (...) Kurz 
gesagt, in Europa ist eine neue Ar-
chitektur von Staatlichkeit entstan-
den, in der supranationale und na-
tionale – sowie in zunehmendem 
Maße auch regionale und lokale -  
Akteure und Kompetenzen auf eine 
höchst spannungsreiche und kom-
plizierte Art und Weise integriert 
sind" (Grande 1995: 328f.; Herv. i. 
Org.).   
Zusammenfassend stellen sich die Steu-
erungsbedingungen aus der bisher be-
schriebenen Perspektive wie folgt dar: 
                                                 
12 Auch den Überlegungen des Konzeptes der 
"Systemischen Wettbewerbsfähigkeit" lie-
gen diese Ausgangsannahmen zugrunde 
(vgl. Kap. 3.2). 
13 Vgl. dazu u.a. Streeck 1998, Brock 1998, 
Weller 1999, Wolf 2000. Die Frage nach Möglichkeiten der "kol-
lektiven Handlungsfähigkeit unter den 
Bedingungen gesellschaftlicher Kom-
plexität" (Schimank/Werle 2000) gibt 
eine bei weitem noch nicht abgeschlos-
sene Suchrichtung vor.  
14 Das bedeutet keinesfalls, dass Input-
Faktoren keine Bedeutung beigemessen 
wird, die Frage der Legitimität wird auch 
durchaus zur Begründung herangezogen, 
jedoch nicht eigenständig unter demokratie-
theoretischen Gesichtspunkten bearbeitet. 
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• fortschreitende funktionale Diffe-
renzierung 
• Emanzipation gesellschaftlicher 
Akteure und einzelner Funktionsbe-
reiche von staatlichen Regierungen 
(zunehmende Independenz), trotz 
• zunehmender Interdependenz aller 
Politikbereiche 
Diese Entwicklungstendenzen haben 
zur Folge, dass Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft keine Einheit mehr bilden, 
sondern unterschiedliche Ausbreitungs-
räume haben. Territorial bestimmten 
politisch-administrativen Einheiten feh-
len in weiten Teilen die funktionalen 
Äquivalente. Für die Steuerungsfähig-
keit des Staates ergeben sich hieraus 
massive Veränderungen: 
• Verlust der hierarchischen Steue-
rungskompetenz, Transformation 
des Staates in Richtung des "ver-
handelnden Staates"; 
• Steigende Bedeutung von "Interna-
tional Governance" und Institutiona-
lisierung der zwischenstaatlichen 
Kooperation, insbesondere zuneh-
mende Europäisierung; 
• Herausbildung einer 
Mehrebenenpolitik von lokalen bis 
zur globalen Ebene; 
                                                
• Zunehmende Akteursvielfalt auf 
allen Politikebenen.  
Die hier dargestellten universellen  
Entwicklungstrends staatlicher Steue-
rungsfähigkeit und gesellschaftlicher 
Steuerbarkeit bedeuten jedoch keines-
falls eine konkrete Einheitlichkeit staat-
licher Steuerungsmuster über alle admi-
nistrativen Ebenen und alle Politikfelder 
hinweg, sondern genau das Gegenteil ist 
zu beobachten. Die abstrakte Einheit ist 
die konkrete Differenz. Oder mit den 
Worten von Arthur Benz: "In allen poli-
tischen Systemen variieren das Ausmaß 
und die Form der Ebenenkopplung so-
wie die Steuerungsfähigkeit im Zeitab-
lauf und nach Politikfeldern" (Benz 
2000: 120).  
Zum Abschluss dieses Kapitels soll als 
weiterer analytischer Bezugsrahmem, 
oder besser als Konkretisierung der der 
Steuerungstheorie zugrunde liegenden 
konzeptionellen Werkzeuge, der Ansatz 
des akteurszentrierten Institutionalismus 
(Mayntz/Scharf 1995; Scharpf 2000) 
vorgestellt werden15. 
2.3 Der Ansatz des akteurs-
zentrierten Institutionalis-
mus 
Der akteurszentrierte Institutionalismus 
ist eine Zusammenführung von hand-
lungstheoretischen und institutionalisti-
schen/strukturalistischen Grundannah-
men. Der Ansatz geht davon aus, dass 
soziale Phänomene das Produkt von 
Interaktionen zwischen intentional han-
delnden Akteuren sind, deren Interakti-
onen jedoch durch den institutionellen 
Kontext, innerhalb dessen sie stattfin-
den, strukturiert und beeinflusst werden 
(vgl. Scharpf 2000: 17). 
Unter Institutionen werden Regelsyste-
me verstanden, welche sowohl formale 
rechtliche Regeln (Sanktion durch 
Rechtssystem, Staatsapparat), als auch 
soziale Normen (Sanktion durch soziale 
Missbilligung/Ächtung oder Entzug von 
 
15 Dabei handelt es sich um den typischerwei-
se bei governance-Studien  im- oder expli-
zit verwendeten Ansatz. 
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Kooperation/Belohnung) beinhalten 
können (vgl. Scharpf 2000: 76ff.).  
Von diesen unterschieden werden – 
individuelle, kollektive und korporative 
– Akteure16. Von kollektiven und korpo-
rativen Akteuren kann ausgegangen 
werden, wenn "die individuellen Akteu-
re, die in ihnen und in ihrem Namen 
handeln, ihre Entscheidungen in einem 
gemeinsamen, durch institutionelle Re-
geln konstituierten Bezugsrahmen koor-
dinieren" (Scharpf 2000: 79). Instituti-
onen ihrerseits können durch Akteurs-
handeln  gestaltet und beeinflusst wer-
den, sind also ebenso abhängige wie 
unabhängige Variable. Institutionen 
sind aber aus dieser Perspektive keine 
Akteure und nicht mit Organisationen 
gleich zu setzen. "Regelsysteme "han-
deln" nicht, aber sie können Akteure 
konstituieren und in wichtigen Merkma-
len prägen. Soziale Gebilde wie Orga-
nisationen lassen sich sowohl unter dem 
Aspekt der darin verkörperten Regelun-
gen, das heißt institutionell betrachten, 
wie auch unter dem Aspekt der Hand-
lungsfähigkeit, das heißt als korporative 
Akteure" (Mayntz/Scharpf 1995: 49). 
Die Handlungsorientierungen von Ak-
teuren zeichnen sich einerseits durch 
bestimmte Fähigkeiten, Wahrnehmun-
gen und Präferenzen aus, andererseits 
werden sie durch die Konstellation zwi-
schen der Vielzahl von Akteuren, wel-
che an  politischen Interaktionen betei-
ligt sind und den dabei vorfindbaren 
Interaktionsformen geprägt. Alle diese                                                   
Abb. 2 : Der Gegenstandsbereich der interaktionsorientierten
Policyforschung
Quelle:
 Scharpf 2000: 85
16 Ausführlich Scharpf 2000: 95-122. 
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Elemente stehen in einem Wechselver-
hältnis zum institutionellen Kontext, der 
Handeln und handelndes Zusammen-
wirken beeinflusst, durch das das Re-
gelsystem seinerseits Veränderung er-
fährt (vgl. Abb.2). Dieses Wechselver-
hältnis lässt sich analytisch nicht auflö-
sen (vgl. Schimank/Werle 2000: 14). 
Scharpf identifiziert vier grundsätzliche 
Modalitäten strategischer Interaktion, 
indem er mögliche Akteurskonstellatio-
nen aus einer spieltheoretischen Per-
spektive auf ihre möglichen Ergebnisse 
untersucht und diese nach wohlfahrts- 
und verteilungstheoretischen Kriterien 
bewertet: 
1. Einseitiges Handeln 
2. Verhandlung 
3. Mehrheitsentscheidung 
4. Hierarchische Steuerung 
Reine Koordinationsspiele können 
demnach in allen vier Interaktionsfor-
men effektiv bearbeitet werden. Bei 
Problemen nach Art des "battle of the 
sexes" sind die Ergebnisse von einseiti-
gem Handeln und Mehrheitsentschei-
dungen zwar wohlfahrtseffizient, ent-
sprechen jedoch nicht allen Kriterien 
der Verteilungsgerechtigkeit17, während 
Probleme nach Art des "Gefangenendi-
lemmas" durch diese beiden Interakti-
onsformen nicht auf normativ zufrie-
denstellende Weise gelöst werden kön-
nen. Verhandlungssysteme in Form von 
Netzwerken, Regimen und Zwangsver-
handlungssystemen können auch solche 
Problemkonstallionen, wenn auch nur 
                                                 
                                                
17 Das Kriterium der "Fairness" wird erfüllt, 
das der "Gleichheit" und "Bedürftigkeit" 
jedoch nicht. 
unter dem Vorbehalt hoher Transakti-
onskosten, befriedigend bearbeiten. Bei 
Konstellationen mit hohem Konfliktni-
veau stoßen jedoch auch Verhandlungs-
systeme an ihre Grenzen. Es entstehen 
Blockaden, bestenfalls Kompromisslö-
sungen auf Basis des kleinsten gemein-
samen Nenners, und auch nur unter sehr 
hohen Transaktionskosten und be-
stimmten Voraussetzungen18. Die einzi-
ge Ausnahme bildet die hierarchische 
Steuerung. "Die hierarchische Steue-
rung dagegen ist grundsätzlich in der 
Lage, Ergebnisse zu produzieren, die 
den Standards der Wohlfahrtseffizienz 
und der Verteilungsgerechtigkeit genü-
gen, und zwar für alle Arten gesell-
schaftlicher Probleme und unter Bedin-
gungen aller strategischer Konstellatio-
nen (...). Es ist jedoch ebenso klar, dass 
die hierarchische Koordination diese 
positiven Ergebnisse nur unter sehr 
restriktiven Voraussetzungen erzielen 
kann" (Scharpf 2000: 321). Dazu müss-
te die Steuerungsfähigkeit auf Seiten 
des Steuerungssubjektes und die Steu-
erbarkeit auf Seiten des Steuerungsob-
jektes vorliegen19, die beide wie oben 
erläutert nur begrenzt angenommen 
werden können. Scharpf stellt ange-
sichts dieser Diagnose die Frage, wie es 
möglich ist, dass die Politik in den 
meisten konstitutionellen Demokratien 
überhaupt in der Lage war, relativ zu-
friedenstellende Ergebnisse zu produ-
zieren. (vgl. ebd.: 322). 
 
18 Nur wenn Kosten und Nutzen aufteilbar 
sind oder wenn Ausgleichszahlungen und 
Paketlösungen möglich sind. 
19 Scharpf selber verwendet Informations-
problem und Motivationsproblem als re-
striktive Voraussetzungen. 
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Eine Antwort sieht Scharpf in der Wir-
kung des "Schattens der Hierarchie". 
Jede institutionelle Struktur kann als 
"Möglichkeitsgrenze" betrachtet wer-
den, das heißt, dass sie zwar institutio-
nell anspruchsvollere Interaktionsfor-
men ausschließt, jedoch alle weniger 
anspruchsvollen Interaktionsformen 
enthalten kann. "Innerhalb einer hie-
rarchischen Autoritätsstruktur ist es 
daher in der Tat möglich, dass die tat-
sächlich stattfindenden Interaktionen 
den Charakter von Verhandlungen oder 
von einseitigem Handeln haben" (ebd.: 
323). Scharpf unterscheidet folgende 
idealtypische Varianten: 
• Verhandlungen in bürokratischen 
Hierarchien, das heißt Verhandlun-
gen, die direkt in eine hierarchische 
Autoritätsstruktur eingebettet sind, 
z.B. horizontale Verhandlungen in-
nerhalb und zwischen Ministerien. 
• Selbstorganisation im Schatten des 
Staates; Staatliche Regelungen 
bestimmen die Rahmenbedingun-
gen, unter denen Verhandlungen 
zwischen gesellschaftlichen Akteu-
ren stattfinden, und garantieren die 
Verbindlichkeit der ausgehandelten 
Vereinbarungen. In einigen Fällen 
werden Verhandlungsregime oder 
bestimmte Akteure eigens zu die-
sem Zweck vom Staat geschaffen. 
• Der direkt verhandelnde Staat. 
Staatliche Akteure beteiligen sich 
darüber hinaus direkt als eigene 
Verhandlungspartei. 
Allen gemeinsam ist, dass die beteilig-
ten Akteure in der begründeten Annah-
me verhandeln20, dass eine Nichteini-
gung ihrerseits eine hierarchische Ent-
scheidung zur Folge hätte21, dass also 
der Status Quo von vornherein nicht 
haltbar erscheint. Dazu ist es erforder-
lich, dass die Akteure über keine akzep-
table Exit-Option verfügen. Unter die-
sen Bedingungen ist zu erwarten, dass 
der Politik-Output, der durch Verhand-
lungen im Schatten der Hierarchie er-
reicht werden kann, sich dem, der durch 
hierarchische Steuerung hätte produziert 
werden können, annähert.   
Wenn nun aber im Zuge der Globalisie-
rung der Kapital- und Finanzmärkte der 
Territorialstaat die Kontrolle über seine 
ökonomischen Außengrenzen verloren 
hat, verfügen erstens bestimmte Akteure 
(Unternehmen, Kapitalbesitzer) über 
eine Exit-Option, und zweitens müssen 
Regierungen gegenüber den ökonomi-
schen Akteuren, die zwar nicht abwan-
dern können, aber dennoch aufgrund 
der offenen Märkte dem internationalen 
Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind, dar-
auf achten, diese wettbewerbsfähig zu 
halten. Der Schatten der Hierarchie ver-
liert durch diesen Umstand an Wirkung, 
und wird, würde die Terminologie von 
Scharpf konsequent weiterentwickelt, 
durch den "Schatten des Weltmarktes", 
                                                 
20 Bzw. bei einseitigem Handeln ein Unterlas-
sen des von ihnen wahrscheinlich von staat-
licher Seite erwarteten Handelns. 
21 Eine solche hierarchische Entscheidung, 
argumentiert Scharpf, besitzt durch das In-
formationsproblem staatlicher Koordinie-
rung zusätzliches Drohpotential, da die Ak-
teure mit einer schlecht informierten und 
dadurch ineffizienten Entscheidung rech-
nen müssen, was für sie einen zusätzlichen 
Anreiz zur Einigung bedeuten kann (vgl. 
Scharpf 2000: 331).   
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unter dem zur Zeit alle Akteure agieren, 
ergänzt bzw. teilweise ersetzt. 
In dieser Wirkungskette sieht Scharpf 
den wesentlichen Souveränitätsverlust 
des Nationalstaates (Scharpf 1999, 
2000), der bisher durch supranationale 
Institutionen nicht gleichwertig ersetzt 
werden kann (s.o.).  
Die Frage nach dem nationalen Hand-
lungsspielraum im ökonomischen Be-
reich unter den Bedingungen des globa-
len Wettbewerbs (Eßer et al. 1996) liegt 
dem Konzept der systemischen Wett-
bewerbsfähigkeit zugrunde, welches im 
Kapitel 3.2 vorgestellt wird. 
3 Mesopolitik 
3.1 Mesopolitik in Abgrenzung 
zur Strukturpolitik 
Mesopolitik meint auf die nordrhein-
westfälische Realität bezogen im Kern 
das, was in NRW gemeinhin unter 
Strukturpolitik verstanden wird. "Meso-
politik ist die Gesamtheit der Politiken, 
die versuchen, den wirtschaftlichen 
Strukturwandel und seine Folgen zu 
gestalten" (Meyer-Stamer 2000b: 1). 
Wenn aber Mesopolitik und Strukturpo-
litik im Wesentlichen das Gleiche 
meint, warum muss dann ein neuer 
Terminus in die Debatte eingebracht 
werden? Wäre es nicht einfacher und 
weit weniger verwirrend, den Begriff 
der Strukturpolitik beizubehalten, an-
statt unbedingt ein neues Etikett für ein 
bestehendes Politikfeld etablieren zu 
wollen? Wären beide Begriffe de-
ckungsgleich, wäre der Einwand ohne 
Zweifel berechtigt. Wo aber sind die 
Unterschiede zwischen Mesopolitik und 
Strukturpolitik?  
Strukturpolitik wird in der Literatur 
meist in erstens sektorale und zweitens 
regionale Strukturpolitik unterteilt. 
"Sektorale Strukturpolitik hat das Ziel, 
das Wachstum einzelner Sektoren der 
Volkswirtschaft, oder, innerhalb eines 
Sektors, das einzelner Branchen zu för-
dern oder Schrumpfungsprozesse zu 
verlangsamen. Die Förderung einzelner 
Branchen der Industrie wird auch als 
"Industriepolitik" bezeichnet" (Grosser 
1995: 564). Als typisches Beispiel für 
sektorale Strukturpolitik in NRW ist die 
Jahrzehnte lange Förderung des Stein-
kohlenbergbaus, später dann auch der 
Eisen- und Stahlindustrie anzuführen. 
Regionale Strukturpolitik will dagegen 
primär das wirtschaftliche Wachstum in 
bestimmten Regionen beeinflussen (vgl. 
ebd.: 565). Hier ist als grundlegendes 
Beispiel die "Gemeinschaftsaufgabe 
Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" von Bund und Ländern 
zu nennen, in zunehmenden Maße ha-
ben aber auch die EU und ihre Struktur-
fonds an Bedeutung gewonnen (vgl. 
Kap. 5.2).  
Regionale Strukturpolitik wird nach der 
gängigen Begriffsverwendung sowohl 
in Abgrenzung zur kommunalen Wirt-
schaftsförderung, als auch zur Techno-
logie-, Umwelt-, Bildungs-, Beschäfti-
gungs- und Raumordnungspolitik sowie 
Landes- und Regionalplanung verstan-
den, obwohl im Grunde jedes andere 
Politikfeld bzw. deren einzelne policies 
zum Element der regionalen Strukturpo-
litik eines (Bundes-) Landes werden 
kann (vgl. Köller/Block 2001). Somit 
scheint eine inhaltliche Definition im 
Sinne einer exakten Bestimmung der 
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policies von Strukturpolitik kaum mög-
lich zu sein.  
Auch der Versuch, eine Abgrenzung zu 
anderen Politikfeldern abzuleiten, in-
dem eine grundsätzliche Unterschei-
dung zwischen Wirtschaftspolitik 
(Strukturpolitik, Industriepolitik usw.) 
und Gesellschaftspolitik (Regionalpla-
nung, Umwelt-, Bildungs-, Beschäfti-
gungspolitik usw.) zur Argumentation 
herangezogen wird (vgl. u.a. Köl-
ler/Block 2001, Rehfeld 1999), er-
scheint  bei genauerer Betrachtung als 
wenig stichhaltig. Denn auch jede Form 
von Wirtschaftspolitik ist genau ge-
nommen gesellschaftspolitisch begrün-
det, da Wirtschaftspolitik ja gerade be-
trieben wird, um eine gesellschaftspoli-
tisch begründete Veränderung der wirt-
schaftlichen Aktivität herbeizuführen 
(z.B. Bereitstellung von mehr Arbeits-
plätzen).22 Die Unterscheidung wäre 
dann eher einerseits in Politikfelder, 
deren policies primär darauf zielen Ver-
änderungen im ökonomischen System 
herbeizuführen, und andererseits in Po-
litikfelder, deren policies primär darauf 
zielen, die Externalisierung der negati-
ven gesellschaftlichen Kosten einzu-
dämmen bzw. abzumildern. Aber auch 
eine solche Unterscheidung ist nicht 
zufriedenstellend.  
Denn entscheidend ist vielmehr, ob eine 
Beeinflussung des wirtschaftlichen Sys-
tems stattfindet, gleichgültig wie die 
dazu führende policy intendiert war. So 
ist es durchaus vorstellbar, dass z.B. 
eine als "Wirtschaftspolitik" beabsich-
tigte policy keine oder nur geringe Wir-
kung im ökonomischen System erzielt, 
hingegen eine policy, die primär darauf 
abzielt die Externalisierung der negati-
ven gesellschaftlichen Kosten des öko-
nomischen Systems einzudämmen bzw. 
abzumildern, große Resonanz im öko-
nomischen System erzielt (z.B. Bil-
dungspolitik, Sozialpolitik, Umwelt-
politik), und somit aus einer stärker die 
Wirkungen berücksichtigenden Per-
spektive eher eine relevante "Wirt-
schaftpolitik" darstellt, als die eigentlich 
beabsichtigte.  
Das bedeutet, dass es einen Unterschied 
macht, ob eine Wirkungsperspektive 
oder eine Absichtsperspektive einge-
nommen wird. Letztere ist zu verstehen 
als Selbstbeschreibung des PAS, das 
heißt alles, was innerhalb des PAS als 
Strukturpolitik verstanden wird, ist de 
facto auch Strukturpolitik.  
Strukturpolitik zielt darauf, den wirt-
schaftlichen Strukturwandel und seine 
Folgen zu gestalten (Köller/Block 
2001). Unterschieden wird gängiger-
weise in sektorale und regionale Struk-
turpolitik (s.o.) sowie nach den jeweili-
gen "zuständigen"23 bzw. hauptbeteilig-
                                                 
23 Eine Unterscheidung nach der Zuständig-
keit wird auch innerhalb einer administrati-
ven Ebene getroffen. So wird je nachdem in 
welchen Ressort und Ministerium eine po-
licy entschieden wird, diese als primär 
strukturpolitisch/wirtschaftspolitisch oder  
als primär andere Entscheidung angesehen, 
z.B. als sozialpolitisch oder raumplane-
risch. Dabei handelt es sich aber um Unter-
scheidungen innerhalb des politisch-
administrativen Systems, die zwar durchaus 
Unterschiede in den jeweils getroffenen 
Entscheidungen bewirken können, deshalb 
                                                 
22 Orthodoxe Marktliberale sehen genau darin 
die "Marktverzerrung", meist ignorierend, 
dass die Bereitstellung der sicheren Rah-
menbedingungen durch den Staat bereits 
erstens ein Eingriff in den "freien Markt" 
darstellen und zweitens ebenso gesell-
schaftspolitisch begründet ist.  
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ten Verwaltungsebenen (z.B. Europäi-
sche Strukturpolitik, Strukturpolitik des 
Landes, kommunale Wirtschaftsförde-
rung). Alle diese Unterscheidungen 
lassen sich zwar per Definition vorneh-
men und sind zur Ausschnittsverkleine-
rung zu Analysezwecken durchaus hilf-
reich (und notwendig), sind  aber reali-
ter wenig trennscharf, da  
- eine inhaltliche Bestimmung von 
Strukturpolitik schwer möglich er-
scheint, weil im Grunde jede policy 
zum Element der Strukturpolitik 
werden kann, 
- fast alle Verwaltungsebenen, ob 
gezielt oder eher als unbeabsichtig-
tes "Nebenprodukt", Strukturpolitik 
gleichzeitig betreiben und 
- sektorale Strukturpolitik auch im-
mer regionale Strukturpolitik bein-
haltet, was auch andersherum genau 
so gilt. 
Strukturpolitik ist zwar allgemein-
sprachlich ein gängiger Terminus, für 
eine wissenschaftliche Betrachtung 
stellt sich jedoch recht deutlich ein ho-
hes Maß an Unbestimmtheit des Beg-
riffsinhaltes heraus, was in der Folge zu 
eigenem Definitionsbedarf führt. Die 
Unterschiede zwischen Mesopolitik und 
Strukturpolitik sind also definitionsab-
hängig.  
Inhaltlich definiert sind Mesopolitiken 
policies, die darauf zielen, günstige Be-
dingungen für dynamische Unterneh-
mensentwicklung zu schaffen, z.B. Re-
                                                                  
                                                
aber keineswegs bedeuten, dass eine nicht 
als explizit strukturpolitisch gekennzeich-
nete policy, nicht auch strukturpolitisch re-
levant sein kann.  
gionalpolitik, Technologiepolitik, In-
dustriepolitik, KMU- und Wirtschafts-
förderung usw., oder die diese Bedin-
gungen wesentlich beeinflussen, z.B. 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspoli-
tik, Stadt- und Regionalplanung, Um-
weltpolitik, Bildungspolitik usw., was je 
nach verwendeter Definition von Struk-
turpolitik zu mehr oder minder großen 
Übereinstimmungen führt. 
Die Wirkung auf das ökonomische Sys-
tem, im Sinne von günstige Bedingun-
gen für dynamische Unternehmensent-
wicklung (also systemtheoretisch "güns-
tige Umweltbedingungen"), wird in 
diesem Verständnis stärker betont, auch 
wenn der Ansatz der systemischen 
Wettbewerbsfähigkeit, wie oben ausge-
führt, genuin handlungstheoretisch an-
gelegt ist.  
Durch die im wesentlichen eingenom-
mene Wirkungsperspektive ist Mesopo-
litik24 immer als umfassende Quer-
schnittspolitik zu den aus der Absichts-
perspektive des PAS etablierten Politik-
feldern angelegt. Dieser Umstand führt 
aber bei einer empirischen Untersu-
chung dazu, dass diese schnell über-
komplex zu werden droht. Die notwen-
dige Einschränkung führt dann wieder 
zu einer Annäherung an die Absichts-
perspektive, zumal diese sich in Rezep-
tion ihrer vermeintlichen Wirkungen 
ebenfalls verändert25.  
Der wichtigste Unterschied zwischen 
Mesopolitik und Strukturpolitik ist, dass 
 
24 Das Konzept der systemischen Wettbe-
werbsfähigkeit sucht nach den Determinan-
ten internationaler Wettbewerbsfähigkeit. 
25 Und auf diese Weise versucht, Absicht und 
Wirkung einander anzunähern. 
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Ökonomie Sozialwissenschaft 
Innovationsökonomie: Innovation als kumulati-
ver, interaktiver Prozeß; implizites Wissen ("tacit 
knowledge") statt vollkommene Information; 
Pfadabhängigkeit; nationale und regionale Inno-
vationssysteme 
 
Zentrale Autoren: Nelson, Freeman, Pavitt, 
Meyer-Krahmer 
Politikwissenschaft: neue Steuerungskonzep-
te, Policy-Netzwerke 
 
 
 
Zentrale Autoren: Scharpf, Mayntz, Willke 
Post-Strukturalismus: Rolle des Staates in einer 
marktwirtschaftlich organisierten Volkswirt-
schaft 
 
Zentrale Autoren: Lall, Amsden, Fajnzylber 
Wirtschaftssoziologie: Machtbeziehungen in 
ökonomischen Transaktionen; Vertrauen und 
relational contracting; industrial districts 
 
Zentrale Autoren: Granovetter, Swedberg, 
Platteau, Schmitz, Becattini 
Institutionelle Ökonomie: Eigentumsrechte 
("property rights"), Transaktionskosten 
 
 
Zentrale Autoren: Williamson, North 
Industriesoziologie: Neue Produktionskon-
zepte, systemische Rationalisierung, schlanke 
Produktion 
 
Zentrale Autoren: Kern & Schumann, Wo-
mack et al. 
Management science: Schaffung von Wettbew-
erbsvorteilen 
 
Zentrale Autoren: Porter 
Wirtschaftsgeographie: Bedeutung von Ag-
glomerationen 
 
Zentrale Autoren: Storper 
        Quelle: Meyer-Stamer 2000a: 182 3.2 Die Mesoebene als Kernka-
tegorie "Systemischer Wett-
bewerbsfähigkeit" 
der Begriff der Mesopolitik Teil eines 
bestimmten analytischen Konzeptes ist 
und damit eine bestimmte Perspektive 
beinhaltet. Die wesentliche Gemein-
samkeit ist, dass beide Begriffe in Be-
zug auf das PAS meist faktisch die glei-
chen Inhalte meinen.  
3.2.1. Das Konzept der systemischen 
Wettbewerbsfähigkeit 
Die komplementären Begriffe Mesoe-
bene, Mesopolitik und Mesoraum sind 
Kernkategorien des Konzepts der sys-
temischen Wettbewerbsfähigkeit. Ihnen 
liegt somit ein spezieller analytischer 
Fokus, beruhend auf bestimmten 
Grundannahmen, zugrunde. Das Kon-
zept "Systemische Wettbewerbsfähig-
keit" (Eßer/Hillebrand/Messner/Meyer-
Stamer 1994) entstand Anfang der 90er 
Jahre am Deutschen Institut für Ent-
Im Folgenden soll das Konzept der „Sy-
stemischen Wettbewerbsfähigkeit“ als 
Ganzes kurz vorgestellt, und die Be-
deutung der Mesoebene innerhalb des 
Konzeptes herausgearbeitet werden. 
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wicklungspolitik (DIE). Die negativen 
Erfahrungen mit neoliberal orientierten, 
standardisierten Strukturanpassungspro-
zessen einerseits sowie das Scheitern 
der Versuche autozentrierter Entwick-
lung auf der Basis des Import-
Substitutions-Modells andererseits, 
führten zur Suche nach neuen Erklä-
rungsansätzen. Vor dem Hintergrund 
der empirischen Analyse stark divergie-
render Industrialisierungsprozesse (Ost-
asien/Lateinamerika) wurde versucht, 
eine Reihe von Ansätzen, Konzepten 
und Theorien aus Teilbereichen der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften-
zueinander in Beziehung zu setzen (vgl. 
Meyer-Stamer 2000a Abb.3), da isolier-
te Betrachtungen zu wenig Erklärungs-
kraft aufwiesen.  
Ziel war die Entwicklung eines analyti-
schen Konzepts (und keines geschlos-
senen Theoriegebäudes) zur Analyse 
der komplexen Faktoren, die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen beeinflussen, und darauf fu-
ßend, die Formulierung realistischer 
Politikempfehlungen (vgl. ebd.: 175). 
Das Konzept "systemische Wettbe-
werbsfähigkeit" beinhaltet deshalb zwei 
grundsätzliche Suchrichtungen und 
mögliche Schwerpunkte der Operatio-
nalisierung: 
1. Als analytisches Instrument, um bei 
der Untersuchung von Ländern oder 
Regionen über ein Kategoriensche-
ma als Suchraster zu verfügen; 
2. Als normatives Grobraster, um bei 
der Formulierung von Politikemp-
fehlungen eine "Idealkonstellation" 
als Bewertungsfolie zum Maßstab 
zu haben. 
Was aber sind die wesentlichen Katego-
rien und die Kernaussagen des Konzep-
tes? Welche Faktoren bestimmen aus 
der Perspektive der "systemischen 
Wettbewerbsfähigkeit" die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen? 
Internationale Wettbewerbsfähigkeit 
basiert demnach, "auf spezifischen ge-
sellschaftlichen Organisationsmustern, 
über deren Struktur, interne Logik und 
Entwicklungsdynamik bisher wenig be-
kannt ist und die aus diesem Grunde 
sowie der Tatsache, dass gesellschaftli-
che  Organisationsformen stets ihre 
Geschichte haben und nur langsam ver-
ändert werden können, auch nur schwer 
kopierbar sind" (Messner 1995: 42). 
Zur Analyse dieser Organisationsmuster 
wird ein Vier-Ebenen-Modell vorge-
schlagen, welches die traditionelle öko-
nomische Unterscheidung in Mikro- 
und Makroökonomie um zwei weitere 
Ebenen, die Meso- und Metaebene, er-
weitert, da eine Analyse der ersten bei-
den Ebenen zwar als durchaus bedeut-
sam, allerdings keinesfalls als ausrei-
chend beurteilt wird. Zum Verständnis 
unterschiedlicher ökonomischer Ent-
wicklungsprozesse bedarf es demnach 
nicht nur der Betrachtung der 
• Mikroebene, dass heißt der Unter-
nehmen und Unternehmensnetzwer-
ke, ihrer technologischen Kompe-
tenz, ihrer Managementkonzepte 
usw., sowie der 
• Makroebene, also der Analyse der 
allgemeinen makroökonomischen 
Rahmenbedingungen durch Fiskal- 
und Haushaltspolitik, Geld- und 
Währungspolitik, Handelspolitik, 
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Wettbewerbspolitik usw., sondern 
auch der 
• Mesoebene, verstanden als die Ebe-
ne spezifischer, selektiver Policies 
und Institutionen zwischen der Ma-
kro- und der Mikroebene, die darauf 
zielen, günstige Bedingungen für 
dynamische Unternehmensent-
wicklung zu schaffen, z.B. Regio-
nalpolitik, Technologiepolitik, In-
dustriepolitik, KMU- und Wirt-
schaftsförderung usw., oder die die-
se Bedingungen wesentlich beein-
flussen, z.B. Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungspolitik, Stadt und Regi-
onalplanung, Umweltpolitik, Bil-
dungspolitik usw., sich also durch 
eine besondere ökonomische Rele-
vanz auszeichnen, und schließlich 
der 
• Metaebene, als die Ebene der 
grundlegenden, nur sehr langsam 
veränderbaren soziokulturellen 
Strukturen (Traditionen, Werte, ge-
sellschaftliche Organisations- und 
Machtstrukturen), in die Mikro-, 
Meso- und Makroebene eingebettet 
sind. 
Das Verhältnis der Ebenen untereinan-
der wird als interdependent verstanden, 
wettbewerbsrelevante Parameter auf 
allen Systemebenen und der Bezug die-
ser Ebenen zueinander führen zu Wett-
bewerbsvorteilen (vgl. ebd.: 43). Die 
wesentlichen Anforderungen an die 
einzelnen Ebenen und wichtige Wech-
selwirkungen zwischen den Ebenen 
lassen sich wie folgt zusammenfassen26: 
Metaebene 
• Ein Grundkonsens über die Ent-
wicklungsrichtung und ein Min-
destmaß an Strategie- und Artikula-
tionsfähigkeit der wichtigen gesell-
schaftlichen Akteure. 
• Ein stabiles politisches System, zur 
Vermeidung kurzfristiger, errati-
scher Veränderungen bei Makro- 
und Mesopolitik. 
• Ein Mindestmaß an gesellschaftli-
cher Integration, um die beiden 
erstgenannten Anforderungen über-
haupt erst zu ermöglichen. 
Auf der Metaebene liegen die grund-
sätzlichen Einflussfaktoren der systemi-
schen Wettbewerbsfähigkeit in Form 
von gesellschaftlicher Organisations- 
und Integrationsfähigkeit, welche für 
alle anderen Ebenen die Basis darstel-
len. Zudem wird es ohne einen Grund-
konsens über die Notwendigkeit von 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit 
kaum gelingen, eben diese zu erreichen. 
Makroebene 
• Eine stabilitätsorientierte Makropo-
litik, das heißt, dass Inflation, Haus-
haltsdefizit, Wechselkurs und Ver-
schuldung "beherrschbar" sind. 
• Eine Wettbewerbspolitik, die ver-
hindert, dass Monopolsituationen 
entstehen. 
                                                 
26 Vgl. hierzu die in der Literaturliste aufge-
führten Arbeiten von Eßer, Hillebrand , 
Meyer-Stamer und Messner. 
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Abb. 4: Bestimmungsfaktoren systemischer Wettbewerbsfähigkeit
Quelle:
Meyer-Stamer 2000b: 62
• Eine Handelspolitik, die den Schutz 
gegen Importe in absehbaren Schrit-
ten abbaut, und dadurch einerseits 
es Unternehmen ermöglicht, ande-
rerseits diese perspektivisch zwingt, 
sich dem international üblichen Ef-
fizienzniveau anzunähern. 
Auf der Makroebene werden die Vor-
aussetzungen für Investitionssicherheit 
und Wettbewerbsorientierung als not-
wendige, aber als keineswegs hinrei-
chende Bedingungen für eine nachhalti-
ge Entwicklung von Wettbewerbsfähig-
keit geschaffen. 
Mesoebene27 
Ebenso wichtig sind gezielte Politiken 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
auf der Mesoebene. Dabei bedarf es 
• der Entwicklung des Mesoraumes 
durch aktive Standortpolitiken, die 
häufig in Form von Aushandlungs-
prozessen zwischen Staat und ge-
sellschaftlichen Akteuren entstehen, 
• der Entwicklung leistungsfähiger 
institutioneller Strukturen, welche 
Formulierung und Implementation 
von Mesopolitiken ermöglichen. 
Auf der Mesoebene kommt es nur zur 
Herausbildung wirksamer Politiken und 
leistungsfähiger Strukturen, wenn auf 
der Metaebene die Bedingungen zur 
Schaffung eines Angebotes an Mesopo-
litiken vorliegt (Einsicht in die Notwen-
digkeit, strategiefähige Akteure, stabiles 
PAS usw.), die Wirkung dieser Politi-
ken nicht durch Faktoren auf der Mak-
roebene von Vornherein verhindert wird 
(instabile oder wettbewerbsfeindliche 
Rahmenbedingungen) und auf der Mik-
roebene eine entsprechende Nachfrage 
der Unternehmen besteht (Erlangung 
von Wettbewerbsvorteilen in kompetiti-
ven Märkten).  
                                                 
27 Ausführlich vgl. Kap. 3.2.2 Die besondere 
Bedeutung der Mesoebene. 
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Mikroebene 
Die Infragestellung des fordististischen 
Produktionsparadigmas auf der Basis 
des Taylorismuskennzeichnet die Mik-
roebene. Zunahme der Bedeutung ins-
besondere von: 
• organisatorischem Wissen, da Inno-
vationen nun nicht mehr "nur" als 
technische Innovationen verstanden 
werden. Ebenso wichtig sind soziale 
und organisatorische Innovationen, 
nicht nur auf der intraorganisatori-
schen Ebene, sowie von 
• Unternehmensnetzwerken und 
"clusters" auf der interorganisatori-
schen Ebene.  
Auf der Mikroebene findet zwar der 
eigentliche Wettbewerb zwischen Un-
ternehmen statt, denn "Wettbewerbsfä-
higkeit ist letztlich immer die Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen" 
(Meyer-Stamer 2000a: 181).  
Allerdings wird diese im hohen Maße 
von den jeweils gegebenen Rahmenbe-
dingungen geprägt, welche wiederum 
von Elementen auf der Meso-, Makro- 
und Metaebene entscheidend beeinflusst 
werden. 
Nur ein Blick auf das gesamte ökono-
mische "System" ermöglicht ein Ver-
ständnis der Bestimmungsfaktoren sys-
temischer Wettbewerbsfähigkeit. (vgl. 
Abb. 4).  
Der Systembegriff des Konzeptes ist 
dabei keinesfalls systemtheoretisch im 
Sinne Luhmanns gemeint, sondern re-
kurriert auf einen stärker territorial aus-
gerichteten Systembegriff in Anlehnung 
an Friedrich List oder C. Freeman (vgl. 
Meyer-Stamer 2000a). Die jenseits des 
analysierten territorialen Raums ange-
siedelten Einflussfaktoren werden zwar 
als relevant begriffen, bilden aber nicht 
den Hauptfokus des Analysekonzeptes. 
Die unter dem Begriff der "Globalisie-
rung" zusammengefassten Entwick-
lungstendenzen werden deshalb als we-
sentliche "constraints", im Sinne der 
Rational Choice- Theorie behandelt. 
Abb. 5: Einige Bestimmungsfaktoren systemischer Wettbewerbsfähigkeit auf unterschiedlichen Aggrega-
tionsebenen der Politik
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Das Konzept der systemischen Wettbe-
werbsfähigkeit sucht in erster Linie 
nach den Handlungsspielräumen und 
Steuerungskapazitäten von Akteuren 
unter den Bedingungen einer globali-
sierten kapitalistischen Ökonomie (Eßer 
u.a. 1996), weniger nach Möglichkeiten 
oder Erfordernissen der Gestaltung des 
Globalisierungsprozesses. "Dass es in 
der Weltwirtschaft der Herausbildung 
eines "Ordnungsrahmens" bedarf, um 
strukturelle Nachteile für schwächere 
Ökonomien auszugleichen und insbe-
sondere die Instabilitäten, die von den 
internationalen Finanzmärkten ausge-
hen, zu begrenzen, ist unstrittig. Das 
Konzept der systemischen Wettbewerbs-
fähigkeit konzentriert sich jedoch auf 
die Herausarbeitung der Anforderungen 
an und Spielräumen für nationale 
Standortpolitiken" (Messner 1995: 48).  
Nationale Standortpolitiken meint dabei 
aber keineswegs eine Beschränkung der 
Perspektive auf die jeweils nationale 
Ebene einer "Volkswirtschaft"28. Viel-
mehr zielt die Analyse auf die Anforde-
rungen und Spielräume der jeweiligen 
Aggregationsebenen der Politik, von der 
lokalen bis zur supranationalen Ebene, 
ohne dabei den Gesamtkontext (Meta- 
bis Mikroebene) aus den Augen zu ver-
lieren (vgl. Abb. 5). 
                                                 
28 Der Begriff der "Volkswirtschaft" als mehr 
oder weniger "geschlossener" ökonomi-
scher Raum, wird unter den Bedingungen 
einer globalen Ökonomie als ökonomischer 
Begriff zusehends unbrauchbar, da er eine 
Gleichsetzung von ökonomischen und poli-
tischen Systemgrenzen mit den territorialen 
Grenzen eines Nationalstaates impliziert, 
die sowohl theoretisch in Frage gestellt 
wird (vgl. u.a. Luhmann 1998), als auch 
empirisch nicht mehr festgestellt werden 
kann (vgl. u.a. Messner/Nuscheler 2000 ).  
3.2.2. Die besondere Bedeutung der 
Mesoebene 
Das qualitativ Neue am Konzept "sys-
temische Wettbewerbsfähigkeit" ist, wie 
bereits oben erwähnt, erstens die Ein-
führung der Meso- und der Metaebene 
als zusätzliche Analyseebenen und 
zweitens "die Zusammenführung von 
industrie- und innovationsökonomi-
schen sowie industriesoziologischen 
Elementen mit der neueren politikwis-
senschaftlichen um das Phänomen der 
Policy-Netzwerke kreisenden Steue-
rungsdiskussion" (Eßer/ Hillebrand/ 
Messner/ Meyer-Stamer 1996: 73).  
Die Kerndeterminanten für erfolgreiche 
industrielle Entwicklung werden auf der 
Metaebene verortet (vgl. Meyer-Stamer 
2000a). Wird nun aber die Frage nach 
den Handlungsspielräumen und Steue-
rungskapazitäten von Akteuren gestellt, 
fallen diese im Hinblick auf die Meta-
ebene eher gering aus. Veränderungs-
prozesse auf der Metaebene sind zwar 
durchaus möglich, finden aber eher 
langsam statt, und selbst eine plötzliche 
grundlegende Systemveränderung, wie 
sie zum Beispiel in vielen vormals sozi-
alistischen Ländern stattfand, verändert 
nur einen, wenn auch wesentlichen so-
ziokulturellen Faktor, an den sich die 
anderen Faktoren eher langsam anpas-
sen. Eine Veränderung der Metaebene 
vollzieht sich im gesamtgesellschaftli-
chen Kontext, wird also durch Akteurs-
handeln eher indirekt beeinflusst (z.B. 
durch Politiken auf den drei anderen 
Ebenen) als direkt gesteuert. Damit ver-
fügt die Metaebene zwar über eine hohe 
Erklärungskraft für das Verständnis des 
Gesamtsystems, bietet allerdings nur 
geringe Möglichkeiten zur Ableitung 
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eventueller Veränderungspotentiale in 
Form von Handlungsempfehlungen für 
die Akteure. 
Eine besondere Bedeutung für die Her-
ausbildung und die aktive Beeinflus-
sung nationaler Wettbewerbsvorteile 
wird dagegen der Mesoebene zugemes-
sen. "Im Gegensatz zu den makroöko-
nomischen Reformen, deren Reichweite 
durch die Globalisierung der Ökonomie 
in einigen Bereichen eingeschränkt ist 
(z.B. Verlust der Zinssouveränität), 
stellt sich die Mesoebene als eine Di-
mension mit größerem Gestaltungs-
spielraum und wachsender Bedeutung 
dar" (Eßer/ Hillebrand/ Messner/ Mey-
er-Stamer 1996: 95f). 
Die Grundaussage dabei ist: Mesopoli-
tik does matter. Dieser Aussage liegt die 
Beobachtung zugrunde, dass entgegen 
der Annahmen der neoklassischen Al-
lokations- und Außenhandelstheorie 
sich diejenigen Länder am dynamischs-
ten entwickelt haben, die eine aktive 
Standortpolitik in Form einer gezielten 
Optimierung der zwischen makroöko-
nomischen Bedingungen und der Mik-
roebene angesiedelten Mesodimension 
ansteuerten, während in anderen Län-
dern trotz erfolgreicher Stabilisierung 
des Makrorahmens durch Strukturan-
passung keine Reaktivierung der Wirt-
schaft eintrat. (vgl. Messner 1995: 54f). 
"Ökonomisches Wachstum hängt dem-
nach nicht nur von den stabilitätsorien-
tierten Wirtschaftspolitiken und funkti-
onsfähigen Märkten ab (Strukturierung 
des Makroraumes), sondern auch von 
der Entwicklung des Mesoraums durch 
aktive Standortpolitiken und der Ent-
wicklung eines leistungsfähigen institu-
tionellen Designs (Strukturierung des 
Mesoraumes)" (ebd.: 55).  
Während die Strukturbildung auf der 
Makroebene fast ausschließlich durch 
öffentliches Handeln in Form von pub-
lic policies vorangetrieben wird, die 
Strukturbildung auf der Mikroebene der 
Unternehmen im Wesentlichen durch 
privates Handeln und Marktprozesse im 
Form von private policies stattfindet29, 
ist "die Strukturierung des Mesoraumes 
zur capability creation eine Dauerauf-
gabe des öffentlichen und privaten Sek-
tors" (ebd.: 63). 
Das eigentliche Problem wird dabei 
weniger auf der Ebene möglicher In-
strumente der Mesopolitik gesehen. 
Entscheidender ist vielmehr die Frage, 
wie diese erstens kombiniert werden 
können, und vor allem zweitens "wie 
bzw. auf der Grundlage welcher Ent-
scheidungsfindungsprozesse überhaupt 
noch Standortpolitiken entwickelt und 
umgesetzt werden können, die der Kom-
plexität industrieller Produktion gerecht 
werden. Die Strukturierung des 
Mesoraumes ist also zuallererst ein 
Organisations- und Steuerungsprob-
lem" (ebd.: 57).  
Wenn sich nun, wie eingangs mit dem 
Phänomen der Glokalisierung beschrie-
ben, Globalisierung, Regionalisierung, 
Lokalisierung und Transformation des 
                                                 
29 "Private policies" bezieht sich in diesem 
Zusammenhang auf die Funktionslogik von 
Unternehmen in wettbewerblich struktu-
rierten Märkten. Diese gilt auch für Unter-
nehmen, die sich ganz oder teilweise in öf-
fentlichem Besitz befinden, sofern deren 
primäres Ziel eher im Bereich der Gewin-
nerwirtschaftung, als in der Erfüllung "öf-
fentlicher Aufgaben" (vgl Kap. 4) verortet 
werden kann.  
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Nationalstaates und seiner Steuerungs-
potentiale gegenseitig bedingen und 
verstärken (vgl. Eßer 1996), liegt ein 
Teil des Organisations- und Steue-
rungsproblems in der Neubestimmung 
der Kompetenzen und Zuständigkeiten 
der supranationalen30, nationalen, regio-
nalen und lokalen Politikinstanzen (Ent-
scheidungsfindungsprozesse) und Ver-
waltungseinheiten (Implementati-
onsprozesse). Notwendig scheinen da-
bei die Schaffung institutioneller Struk-
turen, welche  
1. Strukturgestaltung von "unten" auf 
der lokalen und regionalen Ebene 
ermöglichen, als auch  
2. komplementäre Veränderungen auf 
der zentralen Ebene, die  
- einerseits - eine effektive De-
zentralisierung durch gezielte 
Abgabe von Kompetenz und Fi-
nanzierungsspielräumen erst 
ermöglichen,  
- andererseits Strukturgestaltung 
von "oben" in den Bereichen 
gewährleisten, die für die dezen-
tralen Instanzen nicht oder nur 
schwer zu erfüllen sind, bzw. in 
denen, die durch die Dezentrali-
sierung entstehende Heterogeni-
tät selber zum Problem wird.  
Dem Zentralstaat fällt dabei die Rolle 
zu, die Einbindung von dynamischen 
Agglomerationsverbänden in eine nati-
onale Entwicklungsstrategie zu gewähr-
                                                 
30 Die supranationale Ebene ist insbesondere 
im Rahmen der europäischen Union von 
Bedeutung, aber auch in anderen regionalen 
Zusammenschlüssen in Bezug auf Mesopo-
litiken,  z. B. dem MERCOSUR, zu beo-
bachten. 
leisten, produktive Rückkoppelungen 
zwischen lokalen und regionalen Stand-
orten zu initiieren, den Aufbau einer 
nationalen Industrie-Infrastruktur vo-
ranzutreiben sowie eine aktive Außen-
wirtschaftspolitik umzusetzen (vgl. 
Messner 1995: 63).  
Dezentralisierung in diesem Sinne be-
deutet eine Delegation von Steuerungs-
potentialen von der zentralen an die 
nachgeordneten Ebenen. Damit verbun-
den ist eine größere Zahl leistungsfähi-
ger Akteure, die Möglichkeit standort-
naher Entscheidungen, die Nutzung von 
Agglomerations- und Fühlungsvorteilen 
sowie verbesserte Chancen für koopera-
tive Beziehungen zwischen den Regio-
nen und dem Zentralstaat (vgl. ebd.:63). 
Wie aber können "produktive Rückkop-
pelungen" und "kooperative Beziehun-
gen" zwischen (vertikal) und auf (hori-
zontal) den verschiedenen territorialen 
Ebenen befördert werden? Welche 
Steuerungsmuster im Sinne aller For-
men der sozialen Koordination ("gover-
nance") lassen sich auf der Mesoebene 
identifizieren und welche Folgen erge-
ben sich daraus für die staatlich vermit-
telte politische Steuerung im engeren 
Sinne (political governance) (vgl. 
Mayntz 1998: 8)?  
Messner identifiziert, indem er die 
Schlussfolgerungen aus der steuerungs-
theoretischen Diskussion für das Kon-
zept der systemischen Wettbewerbsfä-
higkeit zieht, die Mesoebene als "die 
Welt der Netzwerkstrukturen, der hori-
zontalen Selbstkoordinierung und des 
Zusammenspiels von hierarchischer und 
netzwerkförmiger Steuerung (self-
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coordination in the shadow of hierar-
chy)31" (Messner1995: 374). 
Die breite Streuung der Steuerungsres-
sourcen (Fähigkeit zur Problemwahr-
nehmung, Wissen über steuerungsrele-
vante Wirkungszusammenhänge, 
Implementationskompetenz) und das 
Phänomen der geteilten Souveränitäten, 
dem staatliche Instituitionen, Unter-
nehmen und intermediäre Organisatio-
nen gleichermaßen unterliegen, werden 
als Gründe für die Dominanz netzwerk-
basierter Steuerungsmechanismen im 
Mesoraum angeführt. Dass Netz-
werksteuerung erstens nur bestimmte 
Leistungspotentiale erfüllen kann sowie 
bestimmten Grenzen und Fallstricken 
unterliegt (Messner 1994; ausführlich 
Messner 1995: 168-346) und zweitens 
neben der Netzwerksteuerung auch wei-
terhin andere Steuerungsmechanismen 
existieren, "the fact that processes fol-
lowing different logics - collective be-
havior, market exchange bargaining, 
negotiation, and authoratative interven-
tion - co-exist and are causally interre-
lated" (Mayntz 1998: 19), bleibt davon 
unbeschadet.  
Erfolgreiche Netzwerksteuerung auf der 
Mesoebene ist anspruchs- und voraus-
setzungsvoll. Kollektive Akteure müs-
sen u.a. zu einem Mindestmaß an Prob-
lemlösungsorientierung gelangen (Ver-
meidung eines endless disagreement), 
keine reinen Lobby-Orientierungen ver-
folgen, und rechtsstaatliche Sicherun-
gen müssen die Herausbildung von "ge-
neralisiertem Vertrauen" zwischen den 
Akteuren ermöglichen (Faktoren auf der 
Metaebene). In den Netzwerkstrukturen 
des Mesoraumes geht es demnach aus 
einer steuerungstheoretischen Perspek-
tive, so Messners weitere Argumentati-
on, um 
• die Optimierung der Leistungsfä-
higkeit der beteiligten Subsysteme 
(der Unternehmen, der Unterneh-
mens-cluster, der Verbände von 
Kapital, Arbeit u.a. Interessengrup-
pen, der funktionalen Institutionen 
der Peripherie des politischen Sys-
tems, der staatlichen Administratio-
nen des Kernbereichs des politi-
schen Systems, 
• das Zusammenwirken derselben, um 
Synergieeffekte zu erzeugen und 
breit gestreute Steuerungsressourcen 
zu bündeln, ohne die Kreativität und 
relative Eigenständigkeit der Betei-
ligten zu unterminieren, wobei 
• Eigeninteressen, konfliktive und 
gemeinsame Interessen ausbalan-
ciert werden müssen (vgl. Messner 
1995: 376). 
Um eine Abwälzung von ökologischen, 
sozialen und ökonomischen Kosten der 
Meso-Netzwerke auf die Gesellschaft 
zu verhindern, bedarf es außerdem eines 
"Systems der countervailing powers", 
welches ausgleichende Funktionen er-
bringt.  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
einerseits die Strukturierung des Meso-
raumes außerordentlich hohe Anforde-
rungen an Gesellschaften stellt, sich 
gewissermaßen als "Testfall für die Or-
ganisations- und Steuerungsfähigkeit in 
den jeweiligen Gesellschaften" (ebd.) 
darstellt, andererseits auf der Mesoebe-
ne die Entwicklung, spezifischer, leis-
tungsfähiger Organisationsmuster im 
                                                 
31 Scharpf 1993: 145 (Zitat bei Messner). 
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Sinne von "institutional competitive 
advantages" (Porter 1990) verortet 
wird, auf denen Wettbewerbsvorteile 
aufbauen, welche nur schwer kopiert 
werden können. "Wenn es richtig ist, 
daß die Leistungsfähigkeit auf der Me-
soebene im Zusammenwirken der Ak-
teure entsteht und hier (..) die lokale, 
regionale und nationale Dimension 
nicht an Bedeutung verlieren, vielmehr 
national competitive advantages existie-
ren, also die Herausbildung von Wett-
bewerbsvorteilen an Wirtschaftsstand-
orte gebunden ist, sind die Anforderun-
gen an Mesopolitiken hoch, die Spiel-
räume für deren Ausgestaltung jedoch 
ebenfalls groß" (Eßer/ Hillebrand/ 
Messner/ Meyer-Stamer 1996: 95f). 
3.3 Mesopolitik und Verwaltung 
- Allgemeine Strukturen 
Der Begriff der Mesoplitik als Kernka-
tegorie der "systemischen Wettbewerbs-
fähigkeit" impliziert  also eine bestimm-
te Problemsicht. Die Strukturierung des 
Mesoraumes wird in erster Linie als 
Organisations- und Steuerungsproblem 
verstanden. Auf der Mesoebene sollen 
leistungsfähige Strukturen entwickelt 
werden, die die Schaffung von Wettbe-
werbsvorteilen ermöglichen.  Verwal-
tungsstrukturen werden dabei als ein 
wichtiges Element identifiziert. Sie sol-
len 
• Aufgaben erfüllen und Leistungen 
erbringen oder stimulieren, die der 
"Markt" nicht, nicht von alleine oder 
nicht in ausreichender Menge zu 
Verfügung stellt, 
• Entscheidungsfindungsprozesse zur 
Entwicklung geeigneter Standortpo-
litiken unterstützen, sowie deren 
Implementation ermöglichen, indem 
sie 
• ein Zusammenwirken der verschie-
denen Mesoakteure befördern (um 
dabei u.a. Synergieeffekte  zu er-
zeugen und Steuerungsressourcen 
zu bündeln (s.o.)). 
Dabei lassen sich sowohl aus der bishe-
rigen theoretischen Darstellung, als 
auch aus der empirischen Betrachtung 
der Mesopolitik in NRW (vgl. Kap. 5) 
einige allgemeine Thesen ableiten, von 
denen ausgehend der Zusammenhang 
zwischen Mesopolitik und öffentlicher 
Verwaltung beleuchtet werden kann. 
1. Mesopolitik ist Querschnittspolitik 
Mesopolitiken sind Policies, die 
darauf zielen, günstige Bedingungen 
für dynamische Unternehmensent-
wicklung zu schaffen, z.B. Regio-
nalpolitik, Technologiepolitik, In-
dustriepolitik, KMU- und Wirt-
schaftsförderung usw., oder die die-
se Bedingungen wesentlich beein-
flussen, z.B. Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungspolitik, Stadt und Regi-
onalplanung, Umweltpolitik, Bil-
dungspolitik usw. Mesopolitik ist 
also grundsätzlich politikfeldüber-
greifend angelegt. 
2. Mesopolitik ist Mehrebenenpolitik 
Mesopolitische Aktivitäten lassen 
sich auf allen Ebenen des politisch-
administrativen Systems identifizie-
ren. Es besteht ein dichtes Geflecht 
von Institutionen und Organisatio-
nen, die jeweils auf ihre spezifische 
Art und Weise Mesopolitik betrei-
ben und gemeinsam einen hochent-
wickelten Mesoraum konstituieren. 
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Dieser reicht von der lokalen bis zur 
europäischen Ebene.   
3. Mesopolitik ist Gegenstand öffentli-
chen und privaten Handelns 
Mesopolitik beschränkt sich keines-
falls auf rein staatliche Aktivitäten - 
auch Wirtschaftsunternehmen und 
ihre Verbände besitzen in diesem 
Feld keineswegs das Handlungsmo-
nopol. Vielmehr existiert eine Viel-
zahl öffentlicher, privater und in-
termediärer Organisationsformen, 
die prozessrelevant sind. 
4. Mesopolitik ist durch eine große 
Akteursvielfalt gekennzeichnet  
Mesopolitische Akteure finden sich 
in diversen Politikfeldern, auf ver-
schiedenen Ebenen vom öffentli-
chen bis zum privaten Sektor. Die 
Akteursvielfalt ist sowohl quantita-
tiv als auch qualitativ zu verstehen, 
und wird durch Differenzierungs-
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Abb. 6:
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prozesse auf allen Ebenen verstärkt. 
Abb.6 gibt einen beispielhaften Über-
blick über Akteure der Mesopolitik in 
NRW. Dabei ist sowohl die vertikale 
Unterscheidung nach der administrati-
ven Ebene als auch die horizontale Un-
terscheidung  nach öffentlich/privat 
lediglich von strukturierendem Wert. 
Die horizontale Unterscheidung muß als 
Kontinuum mit den Endpunkten öffent-
lich/privat gedacht werden. Die stati-
sche Einordnung der  Akteure im 
Schaubild  entspricht deshalb nicht der 
real vorfindbaren Vielfalt der Organisa-
tionsformen und vernachlässigt deren 
mögliche Dynamik.   
Allgemeine Zuordnungen wie "die 
Wirtschaft" oder "der Staat" führen zu 
einer stark simplifizierenden und des-
halb wenig hilfreichen Aussage über 
vermeintliche Interessen, Bedürfnisse 
und Handlungsstrategien.  
Bei einer Betrachtung der mesopoliti-
schen Akteure wird aber vor allem eines 
deutlich: Mesopolitik ist nach dem hier 
zugrunde liegenden Verständnis nicht 
nur Aufgabe einiger spezialisierter Ein-
richtungen, sondern reicht weit in den 
"Kernbereich" öffentlicher Aufgabener-
füllung hinein, der im Alltagssprach-
gebrauch meist zusammenfassend als 
"Verwaltung" bezeichnet wird.  
Land und Kommunen sind auch im Be-
reich der Mesopolitik zentrale Akteure, 
Abb. 7:Verwaltungsaufbau NRW im Überblick (Stand 1998)
9 Ministerien
14 Landesoberbehörden
300 Untere Landesbehörden (ohne
 Justizverwaltung und Hochschule)
daneben ca. 80 Einrichtungen des
Landes
Kommunalverwaltung bestehend aus 396 Städten  und Gemeinden, davon:
•23 Kreisfreie Städte
•31 Kreise
•373 kreisangehörige Städte und Gemeinden
15 Landesmittelbehörden ::
•5 Bezirksregierungen
•3 Generalstaatsanwaltschaften
•2 Justizvollzugsämter
•2 Oberfinanzdirektionen
•2 Direktoren der Landwirtschaftskammer ( Organleihe )
Höhere Kommunalverbände:
•2 Landschaftsverbände (Köln/Münster)
•1 Kommunalverband Ruhr
Quelle: Eigene Darstellung
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sie verfügen über Legitimation und ei-
nen Großteil der finanziellen Mittel. Sie 
bilden den administrativen Kernbereich 
der Verwaltung in NRW32.  
Einen Überblick über die Strukturen der 
Kommunal- und Landesverwaltung vor 
der Strukturreform gibt  Abbildung 733.  
Neben dem administrativen Kernbe-
reich existiert eine Vielzahl von funkti-
onalen Institutionen in der Peripherie 
des politisch-administrativen Systems. 
So lassen sich in NRW alleine etwa 200 
Einrichtungen identifizieren, deren Ziel-
setzung und Aufgabenstellung mit der 
Wirtschaftsförderung in Zusam-
menhang stehen und deren Finanzie-
rung ganz oder zu Teilen aus öffentli-
chen Mitteln erfolgt (vgl. Maggi 2000).  
Politisch verantwortlich für Mesopolitik 
in NRW sind vor allem die Landesre-
gierung sowie, auf ihr jeweiliges Gebiet 
bezogen, die Kommunen. Beide neh-
men für sich besondere demokratische 
Legitimation in Anspruch, da sie durch 
Wahlen legitimiert sind. Das macht ge-
rade ihre "politiknahen" Verwaltungs-
einheiten, insbesondere große Teile der 
Ministerialbürokratie, besonders "emp-
findsam" für politische Opportunitäten 
(vgl. Meyer-Stamer 2001). Mesopolitik 
wird in NRW in erster Linie als öffent-
liche Aufgabe verstanden. Das bedeutet 
jedoch keineswegs, dass die Implemen-
tation von Mesopolitik als öffentliche 
Aufgabe ausschließlich durch staatliche 
Verwaltungseinheiten geschieht. Die für 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
gewählten Organisationstypen sind viel-
fältig. Selbst eine ganz oder teilweise 
privatisierte Aufgabe kann weiterhin als 
öffentliche Aufgabe gelten, sofern die 
öffentliche Verwaltung verantwortlich 
für das Gesamtergebnis bleibt (vgl. 
Schuppert 1997: 123f)34. Die Grenzen 
sind hier fließend.  
Wenn allerdings, folgt man der bisheri-
gen Argumentation, Verwaltungsstruk-
turen bis in den administrativen Kernbe-
reich hinein mesopolitisch relevant sind, 
und als wesentliches Problem aus einer 
mesopolitischen Perspektive ein Orga-
nisations- und Steuerungsproblem iden-
tifiziert wird, scheint es notwendig, die 
adminstrativen Strukturen und ihre 
Steuerungsmuster genauer zu betrach-
ten. 
4  Öffentliche Verwaltung  
                                                 
                                                
Verwaltung als gesellschaftliches Sub-
system bezeichnet die Gesamtheit der 
Strukturen, die besondere, als öffentlich 
bezeichnete Aufgaben für eine Gesell-
schaft zu erfüllen haben (vgl. Grunow 
2001). Öffentliche Aufgaben entstehen 
sowohl aufgrund gesellschaftlicher An-
forderungen und Erwartungen als auch 
32 Die Rolle von Bundesregierung und Euro-
päischer Union im Bereich der Mesopolitik 
ist ebenfalls von großem Gewicht, jedoch 
im Weiteren nicht das Thema. 
33 Von einer detailierten empirischen Be-
schreibung der Strukturen öffentlicher Auf-
gabenwahrnehmung wird an dieser Stelle 
auf Grund ihrer Komplexität abgesehen. 
Eine Beschreibung findet sich in Hesse 
1999, wo die Vorstellung von Regierung 
und Verwaltung in NRW  85 Seiten ein-
nimmt. Ein Überblick über die admistrative 
Struktur der Mesopolitik in NRW im spe-
ziellen findet sich in Kapitel 5.3. 
 
34 Schuppert unterscheidet vier Verantwor-
tungsstufen bei ganz oder teilweise privati-
sierten öffentlichen Aufgaben: Erfüllungs-
verantwortung, Kontrollverantwortung, 
Privatisierungsfolgenverantwortung und 
Beobachtungsverantwortung. 
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aufgrund des sich entwickelnden 
Selbstverständnisses der Verwaltung. 
Was also unter öffentlichen Aufgaben 
konkret zu verstehen ist, variiert je nach 
dem betrachtetn historischen und sozio-
kulturellen Kontext und ist letztendlich 
eine genuin politische Entscheidung. 
Eine Auflistung der tatsächlich bewäl-
tigten öffentlichen Aufgaben scheint 
dagegen nahezu unmöglich. "Wir wis-
sen nur näherungsweise, was Staat und 
Gemeinden zusammenfassend tun, weil 
man weder alle konkreten Aufgaben, die 
von den öffentlichen Händen in 
Deutschland erledigt werden, erfassen, 
noch die jeweiligen Kosten genau ermit-
teln kann" (Hesse 1999: 21).  
Die öffentliche Verwaltung als Ganzes 
ist also ein sich ständig veränderndes 
"Gebilde", das "in verschiedenen gesell-
schaftlichen Problemfeldern im Span-
nungsverhältnis zwischen Politik und 
Bürgerschaft (seine) Funktion erfüllen 
muß" (Grunow 2001). Dass die Verwal-
tung dabei ihrerseits eine Reihe von 
Problemen produziert, deren Beseiti-
gung wiederum als öffentliche Aufgabe 
wahrgenommen wird, ist ein entschei-
dendes Problem öffentlicher Aufgaben-
erledigung. Dass ein Teil der als öffent-
liche Aufgaben wahrgenommenen 
Probleme von der Verwaltung nicht 
oder nicht vollständig gelöst werden 
können, ist ein entscheidendes anderes. 
4.1 Der administrative Kern- 
bereich der Verwaltung 
Der administrative Kernbereich weist 
weiterhin in weiten Bereichen die 
Struktur und Funktionselemente der 
"Bürokratie" im Sinne Max Webers auf. 
Bürokratie bezeichnet demnach einen 
bestimmten Organisationstyp in Ideal-
form, welcher nicht zwangsläufig auf 
den öffentlichen Sektor beschränkt ist 
(vgl. Weber 1972: 126f).  Die Struk-
turmerkmale der bürokratischen Orga-
nisation lassen sich nach Mayntz in fünf 
Punkten zusammenfassen:  
1. "eine genau festgelegte Autoritäts-
hierarchie; 
2. ein festes System vertikaler Kom-
munikationslinien (Dienstwege), die 
eingehalten werden müssen; 
3. eine geregelte Arbeitsteilung, die 
auf Spezialisierung beruht; 
4. ein System von Regeln und Richtli-
nien, das die Rechte und Pflichten 
aller Organisationsmitglieder fest-
legt; 
5. eine System von genau definierten 
Verfahrensweisen für die Erfüllung 
der Aufgaben" (Mayntz 1997b: 
110). 
Eine bürokratische Verwaltungsstruktur 
wird von Weber auf Grund ihrer "Bere-
chenbarkeit" als die "formal rationalste 
Form der Herrschaftsausübung" ange-
sehen (Weber 1972: 128). Sind die 
Rahmenbedingungen allerdings hetero-
gen, dynamisch und komplex, wird die 
Leistungsfähigkeit des bürokratischen 
Idealtyps durch die darin strukturell 
angelegte Unflexibilität eingeschränkt. 
Die empirisch vorfindbare Verwaltung 
stellt sich bei weitem differenzierter 
dar35. "Die Verwaltung" als einheitlicher 
Akteur existiert nicht. Das "organisato-
                                                 
35 Für eine empirische Darstellung der Ver-
waltungsstrukturen in verschiedenen aus-
gewählten Politikfeldern siehe Grunow 
2001.   
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Durch horizontale wie vertikale 
Arbeitsteilung entstehen funktionale 
Abhängigkeiten zwischen den Ebenen 
und Behörden, die gegenseitiger 
Abstimmung bedürfen und zu 
Konflikten führen können. "Damit ist 
bereits das zentrale Problem 
identifiziert, das im Gefolge der 
funktionellen Differenzierung 
unvermeidlich auftritt, nämlich ein ho-
her Bedarf an Kooperation und Koordi-
nation“ (Mayntz 1997b: 86). 
rische Makrosystem Verwaltung" be-
steht in einer organisationssoziologi-
schen Perspektive aus einem heteroge-
nen Set von Elementen, die ihrerseits 
wiederum Organisationen36 sind, und 
damit über ein gewisses Maß an Eigen-
ständigkeit verfügen (vgl. Mayntz 
1997b).  
Die Elemente der öffentlichen Verwal-
tung sind  
- horizontal nach verschiedenen Auf-
gabenbereichen und  4.1.1. Vertikale Koordination 
- vertikal nach verschiedenen Verwal-
tungsebenen differenziert. Die ver-
tikale Differenzierung weist dabei 
ihrerseits sowohl  
1. eine segmentäre Differenzierung 
auf, das heißt verschiedene 
Verwaltungsebenen erbringen 
dieselben Leistungen lediglich 
für unterschiedliche territoriale 
Räume, als auch  
2. eine funktionale Differenzie-
rung, das heißt entlang inhaltli-
cher Arbeitsteilung37, auf.  
                                                 
                                                
Die hierarchische vertikale Steuerung 
des Verwaltungshandelns wird im föde-
ralen System der Bundesrepublik zu-
sätzlich dadurch erschwert, dass die 
Verwaltungsebenen (mit wenigen Aus-
nahmen38) keine durchlaufende Autori-
tätshierarchie bilden. EU, Bund, Länder 
und Kommunen verfügen über eigene 
Verwaltungsorganisationen, in vielen 
Bereichen ist direkte Steuerung über 
Weisungen und Anordnungen wegen 
des Fehlens eines durchlaufenden In-
stanzenzuges unmöglich, und selbst in 
direkten Instanzenzügen scheinen die 
vorgesetzten Behörden die situative 
Behandlung von Einzelfällen einer ge-
nerellen Detailsteuerung vorzuziehen 
(vgl. ebd.). Der Großteil der Steuerung 
vollzieht sich im "kooperativen Födera-
lismus" eher indirekt, durch das Setzen 
der rechtlichen Rahmenbedingungen, 
finanzielle Anreize (vgl.ebd.) und Ver-
handlungen in und zwischen bürokrati-
schen Hierarchien (vgl. Kap.2.2).  
36 Organisationen sind soziale Gebilde, die 
sich von ihrer sozialen Umwelt abgrenzen, 
über einen angebbaren Mitgliederkreis ver-
fügen,  eine differente Binnenstruktur be-
sitzen und spezifische Zwecke bzw. be-
stimmte Aufgaben verfolgen (vgl. Mayntz 
1997b: 82). 
37 z.B. entlang der Phasen des Policy-Zyklus 
(vgl. Windhoff-Heritier 1987). Während 
sich die höheren Verwaltungsebenen stär-
ker mit der Programmentwicklung befas-
sen, sind die unteren Verwaltungsebenen 
stärker mit Implementationsaufgaben be-
faßt. Problemwahrnehmung erfolgt dage-
gen auf allen Ebenen (vgl. Mayntz 1997b).  
Das gilt nicht nur im Verhältnis von der 
Bundes- zur Landesebene, sondern, 
 
38 z.B. Arbeitsverwaltung, Zoll, Wehrverwal-
tung, Auswärtiger Dienst. 
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wenn auch in abgeschwächter Form, 
von der Landes- zur kommunalen Ebe-
ne.  
4.1.1.1 Verhältnis Länder und Kom
 munen 
Das Verhältnis von Ländern und Kom-
munen ist für Außenstehende nicht ein-
fach nachzuvollziehen. Dazu soll knapp 
der Aufbau der Landes und Kommunal-
verwaltung sowie deren Verflechtung 
skizziert werden. 
Der Aufbau der Landesverwaltung wird 
als dreistufig verstanden.  
1. Die direkte Ministerialverwaltung 
(Oberste Landesbehörden) sowie 
die Landesoberbehörden 
2. Die Landesmittelbehörden 
3. Untere Landesbehörden 
Die Landesverwaltung ist ein hierar-
chisch verknüpftes Mehrebenensytem 
mit im Wesentlichen durchlaufenden 
Instanzenzügen. Die Spitze der vollzie-
henden Verwaltung bilden die Ministe-
rien, gegenüber nachgeordneten Behör-
den besteht Weisungsbefugnis.  
Die Kommunalverwaltung (Städte, 
Kreise und Gemeinden) bildet (mindes-
tens) eine eigene dezentralisierte Ver-
waltungsebene, im kreisangehörigen 
Raum sogar zwei. Werden die kommu-
nalen Zweck- und höheren Kommunal-
verbände mit berücksichtigt, "ist von 
einem spezifisch kommunalen Mehr-
ebenensystem auszugehen, das sich 
neben und unterhalb der staatlichen 
Verwaltung etabliert hat und in vielfa-
cher Hinsicht mit dieser verwoben ist" 
(Hesse 1999:98). Um die Verflechtung 
zwischen staatlicher und kommunaler 
Verwaltung transparenter zu machen, 
scheint ein Blick auf die kommunalen 
Aufgaben und Kompetenzen notwen-
dig. 
Die kommunalen Gebietskörperschaften 
nehmen neben ihren eigentlichen Auf-
gaben der Selbstverwaltung einen Groß-
teil der  genuin staatlichen Aufgaben 
wahr und verfügen über eigene, wenn 
auch geringe, legislative Kompetenzen.  
Die normsetzende Kompetenz der 
Kommunen ergibt sich aus der verfas-
sungsmäßig garantierten kommunalen 
"Allzuständigkeit". Die "Allzuständig-
keit" der Kommunen greift aber nicht, 
wenn Bund und Ländern entweder die 
Regelungskompetenz verfassungsmäßig 
übertragen ist oder diese bereits Rege-
lungen zu einem Bereich getroffen ha-
ben. In der Praxis bedeutet das aller-
dings, dass sich eigene aus der "All-
zuständigkeit" abgeleitete Normen der 
Kommunen auf wenige, meist relativ 
unbedeutende Regelungsgegenstände 
beschränken (z.B. Baumschutzsatzun-
gen, Hundesteuer, Gewerbesteuerhebe-
sätze). 
Weitaus wichtiger als die minimale le-
gislative Kompetenz der Kommunen ist 
ihre Bedeutung als Exekutivorgan und 
bei der Bereitstellung von Dienstleitun-
gen. Ca. 80% aller Angelegenheiten, die 
Bürgerinnen und Bürger in Kontakt mit 
Behörden bringen, werden von den 
Kommunen erledigt (vgl. Gisevius 
1994). Die kommunalen Aufgaben wer-
den formaljuristisch nach dem Grad 
unterschieden, in dem der Kommune 
eigener Handlungsspielraum und ho-
heitliche Kompetenz verbleibt. 
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Die besondere Verflechtung zwischen 
kommunaler und Landesverwaltung auf 
der Ebene der unteren Landesbehörden 
macht eine analytische Unterscheidung 
zwischen diesen "Mischformen" und 
der organisatorisch abgrenzbaren unmit-
telbaren staatlichen Verwaltung not-
wendig. Erstere ist Teil der 
Bündelungsinstanz der Ortsebene, 
letztere reine Fachverwaltung (vgl. 
Hesse 1999:84). 
• Freiwillige Aufgaben39 sind Aufga-
ben, bei denen die Kommune so-
wohl über das "Ob" als auch über 
das "Wie" der Erledigung entschei-
det. Eine Haupteinschränkung liegt 
hierbei in der Finanzierung dieser 
Aufgaben, da sie bei knapper Kas-
senlage aufgrund ihrer "Freiwillig-
keit" die meist als erste betroffene 
Einsparmöglichkeit der Kommunen 
sind. 
Das bisher Beschriebene bleibt nicht 
ohne Auswirkung auf die Steuerungs-
problematik. Für die reinen Fachverwal-
tungen gilt im Wesentlichen das o.g. 
hierarchisch verknüpfte Mehrebenensy-
tem mit durchlaufenden Instanzenzü-
gen. Die kommunalen Aufgaben weisen 
dagegen je nach Aufgabentyp unter-
schiedliche Steuerungsmöglichkeiten 
durch das Land auf. So liegt bei den 
Selbstverwaltungsaufgaben eine weit-
gehende Dezentralisierung der Aufga-
ben vor41. Die Aufsicht des Landes ist 
eine reine Rechtsaufsicht, bezieht sich 
also nur auf die reine Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit kommunalen Handelns, 
eine fachlich-inhaltliche Steuerung ist 
ausgeschlossen. Wird die Kommunal-
verwaltung im staatlichen Auftrag tätig, 
ist sie zusätzlich der Fachaufsicht des 
Landes unterworfen, die dann auch die 
Zweckmäßigkeit der Aufgabenerfüllung 
prüfen kann. 
• Bei weisungsfreien Pflichtaufga-
ben ist die Erfüllung der Aufgaben 
vorgeschrieben, das "Wie" obliegt 
der Kommune. Allerdings werden in 
der Realität viele Inhalte bis hin zu 
technischen Details durch Bundes- 
und Landesgesetze geregelt. 
• Pflichtaufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung sind Aufgaben, bei 
denen die Kommune im eigenen 
Namen höheres Recht gebunden 
vollzieht.  
• Bei Auftragsangelegenheiten un-
terliegt die Kommune als untere 
staatliche Behörde uneingeschränkt 
dem staatlichen Aufsichts- und 
Weisungsrecht.  
Bei den beiden Letztgenannten handelt 
es sich also um Aufgaben der Landes-
verwaltung im Vollzug der Kommune40. 
Allerdings wird die Erledigung der Auf-
trags- und Selbstverwaltungsaufgaben 
innerhalb der Kommunalverwaltung 
organisatorisch nicht unterschieden. 
                                                 
                                                 
41 Bei den freiwilligen Aufgaben kann sogar 
von einer vollständigen Dezentralisierung 
gesprochen werden. Dezentralisierung 
meint immer eine Delegation von Ent-
scheidungskompetenzen in Abgrenzung 
zum Begriff der Dekonzentration, der 
lediglich eine räumliche Untergliederung 
beinhaltet (vgl. Grunow 2001).    
39 Zu dieser Kategorie gehört die kommunale 
Wirtschaftsförderung. 
40 Deshalb werden diese je nach Verständnis 
auch als staatliche Aufgaben angesehen.  
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Mayntz weist darauf hin, dass trotzdem 
auch bei den letztgenannten Aufgaben 
die Möglichkeiten der direkten hierar-
chischen Steuerung der staatlichen Auf-
sichtbehörden gegenüber der Kommu-
nalverwaltung auf Grund der oben be-
schrieben organisatorischen Verflech-
tungen de facto geringer ausfallen42 als 
gegenüber eigenen nachgeordneten 
"Fachbehörden", wobei mit zunehmen-
der Größe und Wirtschaftskraft die 
kommunale Unabhängigkeit tendenziell 
zunimmt43 (vgl. Mayntz 1997b: 101). 
Wird dann noch berücksichtigt , so die 
weitere Argumentation, dass ein Groß-
teil der Aufgaben Zweckprogramme, 
ein eher geringerer  Konditionalpro-
gramme zur Grundlage hat, also Ent-
scheidungsspielraum zur besseren Auf-
gabenerfüllung in den Implementati-
onsprozess verlagert wurde, erfahren 
die Möglichkeiten direkter staatlicher 
Steuerung eine weitere Einschränkung. 
Das hat zur Konsequenz, dass sich auch 
die Landesverwaltung gegenüber den 
Kommunen in weiten Bereichen, indi-
rekter Steuerungsmittel bedienen muss, 
insbesondere wenn sie Entwicklungs- 
und Gestaltungsziele durchsetzen will 
(vgl. ebd.: 102).  
                                                 
42 So sind z. B. auch die Sachbearbeiter für 
Auftragsangelegenheiten den unmittelbar 
örtlichen Vorgesetzten unterstellt, also 
Kommunalbeamte oder –angestellte, deren 
"Dienstherr" der jeweilige kommunale 
Spitzenbeamte ist. 
43 Dieser Umstand gilt für NRW in besonde-
rem Maße. Als Folge der "erfolgreichen 
Gebietsreform" (vgl. Kap. 6.1) sind die 
nordrhein-westfälischen Kommunen ver-
hältnismäßig groß und leistungsfähig, was 
einerseits die Dezentralisierung zahlreicher 
Aufgaben ermöglichte, andererseits die di-
rekten Steuerungsmöglichkeiten des Lan-
des verringerte. 
4.1.2. Horizontale Koordination 
Die öffentliche Verwaltung ist auf den 
einzelnen Verwaltungsebenen horizon-
tal nach Aufgaben bzw. Sachgebieten 
ausdifferenziert. Die Sachgebietsgliede-
rung ist weitgehend auf Grund histori-
scher Pfadabhängigkeit bestimmt, zu-
mal sich keine objektiven Kriterien für 
eine optimale Aufgabenabgrenzung 
bestimmen lassen. "Die reale Verflech-
tung der verschiedenen Problemfelder 
ist nämlich derart, daß sich keine orga-
nisatorische Lösung finden läßt, bei der 
zwischen größeren Sachbereichen kei-
nerlei Abhängigkeiten mehr bestehen. 
(...). Diese Verflechtung der Problem-
felder bedeutet, daß bei jeder Art von 
Sachbereichsgliederung Abstimmungs-
probleme zwischen verschiedenen 
Sachbereichen auftauchen werden und 
deshalb Koordination nötig ist“ (ebd.: 
103, Herv. i. Org.). 
Der hier identifizierte notwendige hori-
zontale Koordinationsbedarf wird auf 
den verschiedenen Verwaltungsebenen 
unterschiedlich verarbeitet. Die Minis-
terialbürokratie besteht aus organisato-
risch selbständigen Einheiten (Ministe-
rien) unter der Leitung des zuständigen 
Ministers. Im Rahmen des Ressortprin-
zips obliegt jedem Ministerium die 
grundsätzliche ministerielle Zuständig-
keit für seinen Sachbereich, das heißt, 
dass die Minister jenseits der politi-
schen Richtlinienkompetenz von Bun-
deskanzler bzw. Ministerpräsidenten 
weisungsfrei agieren. Zur interministe-
riellen Abstimmung haben sich ver-
schiedene Koordinationsmechanismen 
herausgebildet. Neben Beteiligungsre-
geln dominieren im "Alltagsgeschäft" 
informelle Abspracheverfahren, welche 
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bei mangelndem Konsens auf den unte-
ren Verwaltungsebenen stufenweise bis 
auf die Leitungsebene hinaufgelangen 
können. Für grundsätzliche Fragen ha-
ben sich in der Regierungspraxis als 
formalisierte Koordinationsmechanis-
men interministerielle Ausschüsse her-
ausgebildet. Das dabei vorherrschende 
Steuerungsmuster ist das der "negativen 
Koordination" (Scharpf 1993). Das zu-
ständige Ressort legt ein Vorhaben den 
anderen beteiligten Ressorts zur Stel-
lungnahme vor. Diese formulieren dar-
aufhin ihre Ressortbedenken und Ein-
wände, denen weitgehend entsprochen 
wird. "Positive Koordination", im Sinne 
einer gemeinsamen Erarbeitung einer 
Problemlösung, findet nur in Ausnah-
mefällen statt.  
Die Bezirksregierungen der Mittelebene 
und die Kommunalverwaltung "bün-
deln" verschiedene Sachgebiete in einer 
Organisation unter der Leitung eines 
gemeinsamen Vorgesetzten. Das erhoff-
te Ziel ist eine stärkere Integration ver-
schiedener Sachgebietsziele unter eine 
gemeinsame territoriale Perspektive. Ist 
bei kleineren Kommunen eine auf diese 
Weise funktionierende Integrationswir-
kung nicht ausgeschlossen, bestehen bei 
großen Stadtverwaltungen mit mehreren 
tausend Beschäftigten und einer eigenen 
funktionalen Ausdifferenzierung in ho-
hem Maße meines Erachtens berechtig-
te Zweifel an einer solchen Wirkungs-
weise. Hier ist eher eine horizontale 
Koordination analog zur ministeriellen 
Ebene zu beobachten. 
Die Bezirksregierung bearbeitet, ob-
wohl unmittelbar dem Innenministerium 
unterstellt, eine Vielzahl von Aufgaben 
deren Fachaufsicht sich nach dem zu-
ständigen ministeriellen Ressort richtet. 
Soweit die Aufgaben auf der unteren 
Verwaltungsebene in Fachbehörden 
organisiert sind, laufen die Verwal-
tungszweige wieder auseinander. Die 
Bündelungsfunktion der Bezirksregie-
rungen soll also sowohl nach oben, mit 
Blick auf die Ministerien, als auch nach 
unten, in Richtung der nachgeordneten 
Behörden koordinierend wirken. 
Wichtig ist jedoch darauf hinzuweisen, 
dass die Heterogenität des Zielbündels 
öffentlicher Aufgaben ein wesentliches 
Strukturmerkmal der Verwaltung dar-
stellt, welches durch horizontale Koor-
dination zwar besser handhabbar wird, 
jedoch zahlreiche nicht aufzulösende 
Spannungsverhältnisse enthält. 
4.2 Zwischenfazit: Organisati-
onsformen öffentlicher Auf-
gabenerledigung im Kontext 
politischer Steuerung 
Die konkrete Planung und Durchfüh-
rung mesopolitischer Aktivitäten obliegt 
speziellen Organisationsformen öffent-
licher Aufgabenerledigung. Die unmit-
telbaren Landes- und Kommunalver-
waltungen sind hier nur noch "eine" 
vorfindbare Form44. Ein Grund dafür ist 
                                                 
44 Die vorfindbaren Ergebnisse des "Instituti-
onal Choice im öffentlichen Sektor" sind 
zahlreich (vgl. Schuppert 1996). Hinter 
Begriffen wie "intermediäre Organisatio-
nen" und Organisationen des "dritten Sek-
tors" verbirgt sich je nach Verständnis und 
betrachtetem Politikfeld eine Vielzahl kon-
kreter Organisationsformen, die sich bei 
genauer Betrachtung als sehr unterschied-
lich erweisen können. Schuppert unter-
scheidet beim "Sectoral Choice" in ein Sie-
bensektorenmodell von horizontalen ne-
beneinander befindlichen Sektoren, welche 
an der Erfüllung öffentlicher Aufgaben be-
teiligt sind: 1. Staat, 2. Selbstverwaltung, 3. 
Para-Goverment Organizations, 4. Organi-
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fortschreitende Spezialisierung in Form 
funktionaler Differenzierung, ein ande-
rer das daraus resultierende Problem 
staatlicher Steuerung. Dabei handelt es 
sich aber weder um ein politikfeldspezi-
fisches, noch um ein speziell nordrhein-
westfälisches Phänomen, sondern um 
ein generelles Phänomen moderner Ge-
sellschaften (vgl. Kap. 2.1).  
 Die Anforderungen an Verwaltungs-
strukturen als Teil eines leistungsfähi-
gen Mesoraums sind hoch und weisen 
zahlreiche Konfliktlinien und Span-
nungsverhältnisse auf. Mit der zuneh-
menden Einsicht in die Grenzen hierar-
chischer Steuerung und der daraus re-
sultierenden Verlagerung auf den ver-
handelnden Staat lässt sich feststellen, 
"daß die spezifischen Steuerungsmodi 
des modernen Staates bestimmte Orga-
nisationstypen begünstigen, weil für sie 
Bedarf besteht, nämlich Organisationen 
mit Kooperationsfunktionen, Organisa-
tionen mit Integrationsfunktionen und 
Organisationen, die dem Interessencle-
aring dienen" (Schuppert 1996: 673).  
Was aber sind aus einer steuerungstheo-
retischen Perspektive die möglichen 
Konfliktlinien und Spannungsverhält-
nisse, zwischen denen Interessen abge-
stimmt bzw. denen durch Integration 
und Kooperation die Spitzen genommen 
werden sollen?  
Die klassische institutionell definierte 
Dichotomie zwischen öffentlichen und 
privaten Akteuren, welche sich durch 
eine Vielzahl "intermediärer" Organisa-
tionen "nicht nur verschiebt, sondern 
auch durchlässig wird und (sich) quali-
                                                                  
sierte Interessen, 5. Vereinswesen, 6. 
Selbstorganisation, 7. Markt. 
tativ verändert" (Budäus/Grüning 1997: 
65), ist ein wesentliches, aber nicht das 
einzige Spannungsverhältnis. Auf 
Grund der bisherigen Argumentation 
der Arbeit lassen sich weitere Span-
nungsverhältnisse identifizieren.  
Zunächst bestätigt die in Kapitel 3 
durchgeführte Rekonstruktion der Me-
soebene als Kernkategorie des Konzepts 
der "systemischen Wettbebwerbsfähig-
keit" das o.g. Spannungsverhältnis zwi-
schen Staat und privatem Sektor. Die 
Strukturierung des Mesoraumes wird 
als Daueraufgabe des öffentlichen und 
privaten Sektors identifiziert. Beide 
Sektoren sind allerdings keineswegs 
homogen. Spannungsverhältnisse zwi-
schen verschiedenen gesellschaftlichen 
Akteuren mit unterschiedlichen Interes-
sen, Norm- und Wertvorstellungen sind 
ebenso vorhanden, wie Spannungsver-
hältnisse zwischen staatlichen Instituti-
onen. Während erstere im Konzept der 
systemischen Wettbewerbsfähigkeit  
stärkere Berücksichtigung finden, wird 
letzteren meines Erachtens zu wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt. In diesem 
Kapitel wurden deshalb die administra-
tiven Strukturen am Beispiel NRW 
bzw. der BRD im Hinblick auf ihre ver-
tikalen und horizontalen Konfliktlinien 
und Koordinationsmuster betrachtet und 
dabei grundsätzliche strukturelle Span-
nungsverhältnisse identifiziert. Aus der 
"Zielperspektive" der öffentlichen Ver-
waltung wurde auf die Heterogenität der 
verschiedenen Ziele öffentlicher Aufga-
ben bei gleichzeitiger inhaltlicher Ver-
flechtung hingewiesen, ein Umstand, 
der aus der stärker als "Wirkungsper-
spektive" angelegten systemischen 
Wettbewerbsfähigkeit zwar durchaus 
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- Horizontale Konflikte staatlicher 
Akteure auf derselben administ-
rativen Ebene 
wahrgenommen wird, aber eher als 
mangelnde Ausrichtung auf ein Ziel 
(das der Wettbewerbsfähigkeit45) be-
rücksichtigt wird. Das Spannungsver-
hältnis, das sich aus den unterschiedli-
chen Zieldimensionen verschiedener 
Politikfelder ergibt, ist aber nicht auf 
den öffentlichen Sektor beschränkt, es  
lassen sich auch gesellschaftliche Ak-
teure entlang eher langfristiger politik-
feldspezifischer Handlungsorientierun-
gen zuordnen.46  
 
Als Folge finden sich in eine Vielzahl 
von öffentlichen Institutionen, deren 
Aufgabe es ist, Vermittlungs- und Ü-
bersetzungsarbeit zu leisten, zu koordi-
nieren, zu integrieren und zu verhan-
deln. Sie alle haben ähnliche Aufgaben 
im Sinne von "Mittlerinstitutionen". 
Mittlerinstitutionen tragen dazu bei, 
spezifische Konflikte zu reduzieren, 
indem sie Steuerungsresourcen bündeln 
(Wissen, Implementationskompetenzen, 
besondere Problemwahrnehmungen, 
evt. Finanzen) und kollektive Erfahrun-
gen beteiligter Akteure47 ermöglichen, 
und erhöhen so die Wahrscheinlichkeit 
der erfolgreichen Bearbeitung bestimm-
ter Politiken.  
Ein Versuch, die bisher identifizierten 
Konflikte und Spannungsverhältnisse zu 
strukturieren, könnte wie folgt ausse-
hen, wobei die genannten Kategorien 
abstrakter Natur sind und sich in der 
Realität meist überlappen: 
Konflikte und Spannungsverhältnisse 
zwischen   
• Staat und privatem Sektor 
• gesellschaftlichen Akteuren 
• unterschiedlichen Politikfeldern 
• staatlichen Institutionen: 
- Vertikale Konflikte staatlicher 
Akteure zwischen verschiedenen 
administrativen Ebenen 
                                                 
                                                
Auch die in den letzten Jahren verstärkt 
gewählte Organisationsform des Public 
Private Partnership (PPP)48 soll in erster 
Linie die Steuerungsfähigkeit erhöhen, 
indem entsprechende Organisationen 
"näher" an der Privatwirtschaft sind. 
"Public Private Partnership (PPP) ist 
eine spezifische Form der sozialen bzw. 
politischen Steuerung und der Aufga-
benerfüllung von Verwaltungen" (Bu-
däus/Grüning 1997:25). Eine Finanzie-
rung der Kosten zu gleichen Teilen, 
jenseits einer Beteiligung am Stammka-45 Wobei durchaus gute Argumente geliefert 
werden, warum unter den gegebenen sozio-
ökonomischen Bedingungen "Wettbe-
werbsfähigkeit" ein wichtiges Ziel öffentli-
chen Handelns darstellen sollte. 
 46 So unterscheidet Eberlei unter Verwendung 
des advocacy-coalition Ansatzes in eine 
außenpolitische, eine außenwirtschaftspoli-
tische, eine entwicklungspolitische und ei-
ne haushalts- und finanzpolitische Koaliti-
on, denen z.T. auch gesellschaftliche Ak-
teure zugerechnet werden (Eberlei 1999).  
47 Eine wichtiges Element zur Herausbildung 
gegenseitigen Vertrauens. 
48 Für einen ausführlichen Überblick zur PPP-
Diskussion, siehe Budäus/Eichhorn (Hrsg.) 
1997.  
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pital, ist in den meisten PPPs nicht vor-
gesehen.49  
Ein dabei auftretendes Problem ist aber 
paradoxerweise, dass Mittlerinstitutio-
nen in Form  strukturell verfestigter 
"Mittlerorganisationen", wie alle ande-
ren Organisationen auch, einmal ge-
gründet, eine Eigendynamik und eigene 
Interessen entwickeln, die Akteursviel-
falt erhöhen und so ihrerseits wieder 
neue Konflikte auslösen können. Dieser 
"Zauberlehrlingseffekt" wird in NRW 
(wie in der gesamten BRD) noch zu-
sätzlich dadurch verstärkt, dass bisher 
eher selten zeitliche Befristungen für 
öffentliche Einrichtungen bestehen, so 
dass sie einmal gegründet nur schwer 
wieder geschlossen werden können.  
Erfolgreiche Steuerung erzeugt auf die-
se Weise selbst wieder neue Steue-
rungsprobleme. 
4.3 Verwaltungsmodernisierung 
als Prozess 
Betrachten wir nun die Evolution von 
Verwaltung. Verwaltungsmodernisie-
rung ist ein dauerhafter Prozess. Ver-
waltung verändert sich, weil sich ihre 
Umwelt verändert. Die Veränderung der 
politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen hat 
Auswirkungen auf die Verwaltung, 
auch wenn dies unter Hinweis auf die 
                                                 
49 Dass viele PPPs  nach einer gewissen An-
laufzeit kostendeckend arbeiten sollen, da-
gegen schon. Allerdings stammen die "er-
wirtschafteten" Gelder häufig fast vollstän-
dig aus öffentlichen Fördermitteln, (z.B. bei 
ZENIT) oder die eigentliche Investitions-
leistung wurde weitgehend öffentlich fi-
nanziert (z.B. bei den  über 70 Technolo-
gie- und Gründerzentren (TGZs) (vgl. 
Maggi 2001)). 
"starren bürokratischen Strukturen" in 
Zweifel gezogen wird. "Die Verwaltung 
hat bisher, wie Organisationen in ande-
ren Funktionssystemen auch, die ge-
wachsene Komplexität ihrer Umwelt mit 
einem Ausbau des internen Differenzie-
rungsprozesses beantwortet, also ge-
wachsene Umweltkomplexität mit einem 
Wachstum der Eigenkomplexität aufge-
nommen" (Ahlemeyer 1994: 193). Das 
führte einerseits dazu, daß die Verwal-
tung zeitsparend und fachlich kompe-
tent gleichzeitig unterschiedliche Prob-
lemstellungen der Umwelt aufnehmen 
und professionell bearbeiten konnte, 
zog andererseits aber die Vermehrung 
und Radikalisierung von Spezialper-
spektiven in Form von Ressorts (vgl. 
ebd.), und somit die Verselbständigung 
bei gleichzeitiger erhöhter wechselseiti-
ger Abhängigkeit nach sich. Hieraus 
erklären sich "die Grundübel des 
Wachstums, der Verflechtung und der 
Spezialisierung des öffentlichen Sek-
tors" (Hesse 1999: 8), die in der Summe 
nicht nur Steuerungsprobleme und stei-
gende Bürokratisierung hervorrufen, 
sondern auch aufgrund des damit ver-
bundenen ständig steigenden Finanzbe-
darfs Verwaltungsreformbemühungen 
im Sinne von Rationalisierung und Ein-
sparungen begründen. Doch hierin kann 
nur ein Teil der Verwaltungsmoderni-
sierung gesehen werden. Verwaltungs-
modernisierung vollzieht sich auf drei 
unterschiedliche Arten: 
Ein großer Teil der Modernisierung 
öffentlicher Strukturen vollzieht sich 
relativ stetig, meist unspektakulär in 
Form von inkrementellen Programm-, 
Organisations- und Personalverände-
rungen.  
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Ein weiterer Teil der Modernisierung 
vollzieht sich eher in Form von struktu-
rellen Brüchen in Politikfeldern. Die 
regionalisierte Strukturpolitik, die In-
ternationale Bauausstellung Emscher-
park (IBA), die Einführung von PPPs in 
Wirtschafts- und Technologieförderung 
sind Beispiele für Innovationen öffent-
licher Aufgabenerfüllung im Bereich 
der Mesopolitik. Mittlerinstitutionen in 
der Peripherie des politisch-
administrativen Systems ersetzen, er-
weitern und ergänzen die traditionellen 
Strukturen im Kernbereich. Eine Auf-
zählung der Veränderung öffentlicher 
Aufgabenwahrnehmung ließe sich mit 
Blick auf andere Politikbereiche noch 
eine Weile fortsetzen (vgl. Grunow 
2001).  
Beiden bisher genannten Modernisie-
rungsprozessen ist gemeinsam, dass sie 
in der öffentlichen Wahrnehmung nicht 
unter das Etikett Verwaltungsmoderni-
sierung subsumiert werden, obwohl der 
Großteil sowohl der inkrementellen, als 
auch der radikalen Innovationen öffent-
licher Aufgabenwahrnehmung das Er-
gebnis von derlei Veränderungen ist.  
Unter Verwaltungsmodernisierung wird 
dagegen der Teil der Modernisierung 
öffentlicher Strukturen verstanden, der 
Verwaltungsreorganisationen in umfas-
sendem Sinn als eigenes Politikfeld 
Verwaltungspolitik konstituiert. Diese 
Form der Verwaltungsmodernisierung 
folgt einer eigenen (pfadabhängigen) 
Modernisierungslogik und ist nur sehr 
bedingt offen für Einflüsse aus anderen 
Politikfeldern, da sie "meist quer durch 
sämtliche Zweige der jeweiligen Ver-
waltungseinheiten (verläuft) und nur 
selten mit dem Aspekt ihres besonderen 
Beitrages zur Wirksamkeit im Rahmen 
der einzelnen Policies konzipiert (ist)" 
(Grunow 2001). Hier beschäftigt sich 
die Verwaltung mit der Reform der 
Verwaltung, weniger mit geeigneten 
Möglichkeiten der Problemlösung für 
bestimmte Aufgaben in sektoralen Poli-
tikfeldern. Es besteht somit die Gefahr 
der Ausbildung einer "Reformbürokra-
tie" (Budäus/Finger 1999). 
Die folgenden beiden Kapitel beschäfti-
gen sich mit den beiden letztgenannten 
Arten von Verwaltungsmodernisierung. 
Im nächsten Kapitel werden, nachdem 
ein kurzer Überblick über die Struktu-
ren der Mesopolik in NRW gegeben 
wurde, mit den Regionalkonferenzen 
und der IBA zwei Innovationen öffent-
licher Aufgabenwahrnehmung näher 
betrachtet, die aus einer steuerungstheo-
retischen Perspektive besonders interes-
sant erscheinen. Die aktuelle Verwal-
tungsmodernisierung des Landes NRW 
als Verwaltungspolitik ist Gegenstand 
des darauf folgenden Kapitels. 
5 Mesopolitik in NRW 
5.1 Phasen der Mesopolitik 
Wenn sich ein Teil des Prozesses der 
Verwaltungsmodernisierung als Reakti-
on auf Veränderungen im Politikfeld 
vollzieht, scheint es notwendig, die 
Entwicklung der Mesopolitik in NRW 
im Rückblick zu betrachten.   
Mesopolitik im Sinne von Strukturpoli-
tik wird in NRW seit über 30 Jahren 
intensiv betrieben. Dabei verfolgte die 
Landesregierung seit Anbeginn eine 
"doppelgleisige Strategie" des Struk-
turwandels (vgl. Meyer-Stamer 2000b): 
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1. Eine Abfederung des Strukturwan-
dels in den Altindustrien, vor allem 
in den Bereichen Kohle und Stahl. 
Dies führte zu einem enormen Sub-
ventionsfluss in diese Industrien 
(sektorale Strukturpolitik) und zu 
einer Ausweitung der Sozialleistun-
gen für die von der Strukturkrise am 
stärksten betroffenen Bevölkerungs-
teile (vgl. Maggi 2000). 
2. Eine aktive Struktur- und Standort-
politik mit dem Ziel der Schaffung 
wettbewerbsfähiger Wirtschafts-
strukturen und ausreichender Ar-
beitsplätze meist in Form regionaler 
Strukturpolitik.  
Für letztgenannte Strukturpolitik des 
Landes bietet sich eine historische Ein-
ordnung entlang verschiedener Phasen 
an. Die Evolution von Mesopolitik kann 
dabei unter dem Aspekt von Lernpro-
zessen betrachtet werden (vgl. KVR 
2000). "Dabei meint der Terminus 
"Lernprozess" nicht unbedingt, dass es 
sich (..) um bewusste, öffentlich gesteu-
erte und registrierte Revisionen und 
Weiterentwicklungen strukturpolitischer 
Konzepte handelt. Der Lernprozess ist 
eher das Ergebnis des unkoordinierten 
Zusammenwirkens mehrerer Faktoren, 
darunter natürlich der jeweiligen kon-
zeptionellen Ausgangssituation, neuer 
Problemstellungen bzw. Anforderungen 
an Strukturpolitik, des wirtschafts- und 
gesellschaftswissenschaftlichen "Zeit-
geistes", der Kräfteverhältnisse in Poli-
tik, Gesellschaft und Wirtschaft und 
insbesondere der Rolle einzelner mei-
nungsbildender Gruppen" (KVR 2000: 
4). 
Hierzu lassen sich in der Literatur ver-
schiedene Einteilungen mit im Wesent-
lichen ähnlichen Inhalten vorfinden50. 
So unterscheiden Köller und Block vier 
konzeptionelle Phasen51 der regionalen 
Strukturpolitik seit 1966, von denen die 
ersten drei an dieser Stelle übernommen 
werden (vgl. Köller/Block 2001): 
1. Entwicklungsplanung (1966/68 – 
ca. 1978): Unter der Annahme der 
Möglichkeit politischer Planung 
wurde mit dem "Entwicklungspro-
gramm Ruhr 1968-1973" und des-
sen landesweiter Ausweitung52 mit 
dem "Nordrhein-Westfalen-
Programm 1975" erstmals von der 
Landesregierung versucht, den 
Strukturwandel durch räumlich und 
zeitlich abgestimmte Maßnahmen 
massiv zu steuern. Der Schwerpunkt 
in dieser Phase lag hauptsächlich bei 
Infrastrukturmaßnahmen (z.B. Au-
tobahnen, Hochschulen). Gemessen 
am hohen Steuerungsanspruch kann 
von einem "relativen Misserfolg" 
der Maßnahmen gesprochen werden 
(ebd.), gemessen an den langfristi-
gen Wirkungen z.B. der Hochschul-
gründungen im Ruhrgebiet, von ei-
nem "herausragenden Beispiel" für 
die Schaffung neuer Strukturen 
(Meyer-Stamer 2000b). 
                                                 
50 z.B. Heinze/Hilber et al. 1996, Köller 1996, 
Maggi 2001, Meyer-Stamer 2000b.  
51 Diese Phaseneinteilung erfolgt entlang der 
identifizierten Policy-Schwerpunkte, die 
konkrete Maßnahmenvielfalt war in jeder 
Phase höher. Insbesondere wurde erstens 
jede Phase durch Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungmaßnahmen ergänzt und zwei-
tens blieben Elemente der vorhergehenden 
Phase erhalten. 
52 Köller/Block weisen zu Recht auf die Tat-
sache hin, das jede der genanten Phasen zu-
erst nur für das Ruhrgebiet, dann für das 
gesamte Land NRW etabliert wurde. 
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2. Hochtechnologiepolitik (ca. 1978 – 
1987):  Die Grundidee dieser Phase 
war es, qualitative Wettbewerbsvor-
teile durch technologische Innovati-
onen zu erlangen, also Re-
Industrialisierung durch Neo-
Industrialisierung zu ergänzen. Als 
Meilenstein ist das bis heute e-
xistiernde Technologieprogramm 
Wirtschaft und Zukunftstechnologie 
zu nennen. Neben der direkten För-
derung der FuE-Vorhaben von Un-
ternehmen, wurde eine Vielzahl von 
Technologiezentren und –
transferstellen geschaffen, vor allem 
um gezielt Innovationen in kleinen 
und mittleren Unternehmen zu be-
fördern (vgl. KVR 2000). Als 
Schwäche der beiden bisherigen 
Phasen werden vor allem ihre "pro-
zessesualen Defizite" auf Grund ho-
rizontaler und vertikaler Koordina-
tionsprobleme zwischen den Betei-
ligten genannt (u.a. ebd., Köl-
ler/Block 2001). Der Versuch eine 
verbesserte Koordination zu errei-
chen kennzeichnet die nächste Pha-
se. 
3. Regionalisierte Strukturpolitik 
(seit 1987): 1989 wurde mit der 
"Zukunftsinitiative für die Regionen 
Nordrhein-Westfalens" (ZIN), die 
"Zukunftsinitiative Montanregio-
nen" (ZIM) auf das gesamte Bun-
desland ausgedehnt53. Ziel war es, 
einen regionalen Konsens über För-
dermaßnahmen der Strukturpolitik 
zu erreichen, auf dessen Grundlage 
die Förderentscheidungen des Lan-
des getroffen werden sollten (vgl 
Heinze/Voelzkow 1997). Dazu wur-
den Regionalkonferenzen in 15 
ZIN–Regionen gegründet, in denen 
regionale Akteure sog. regionale 
Entwicklungskonzepte erstellen 
sollten. Die endogenen Potenziale 
der Regionen sollten besser ausg-
schöpft werden, indem Programm-
formulierung und -implementation 
enger zusammengebracht und eine  
stärkere Kooperation der relevanten 
regionalen Akteure ereicht werden 
sollte (vgl. ebd.). Das Steuerungs-
muster der Regionalkonferenzen 
wird in Kap. 5.4.1 genauer betrach-
tet.  
4. Aktuelle Phase (ca. seit Ende der 
90er):  Die aktuelle Phase ist von 
einem noch nicht abgeschlossenen 
Suchprozess gekenzeichnet. Sehen 
Köller/Block seit Mitte der 90er 
Jahre "eine Ausweitung der regiona-
len Kooperation auf soziale und ö-
kologische Produkte" (Köller/Block 
2001), wird von anderen der 
Schwerpunkt bei "Produktionsc-
lustern" (Rehfeld 1999), branchen- 
und clusterorientierter Strukturför-
derung sowie der Stärkung regiona-
ler wirtschaftlicher Kompetenzfel-
der gesehen (KVR 2000). Allen 
gemeinsam ist, dass die grundsätzli-
chen Vorteile regionaler Zusam-
menarbeit betont werden, dass somit 
der Prozess gegenüber den Inhalten 
an Bedeutung gewinnt. Die inhaltli-
che Vielfalt an Akteuren, Program-
men und Maßnahmen erweckt den 
Eindruck eines weitgehend strate-
                                                 
53 Diese Ausdehnung von ZIM auf ganz 
NRW steht auch in Verbindung mit den 
Ende der 80er Jahre stattfindenden Refor-
men der EU-Strukturfonds (vgl. KVR 2000). 
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giefreien "Mesolaboratoriums" 
(Meyer-Stamer 2000b). 
5.2 Mesopolitische Programme 
Die Mesopolitik in NRW ist durch eine 
Vielzahl von Programmen gekenn-
zeichnet. Dabei lassen sich drei grund-
sätzliche Programmarten unterscheiden 
(vgl. KVR 2000: 9ff54): 
1. Die originären Förderprogramme, 
im Sinne der finanziellen Quellen 
der Förderung jenseits der Landes-
mittel (NRW-EU-Strukturförde-
rung, Bund-Länder-Gemeinschafts-
aufgabe "Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" sowie deren 
fördertechnische Zusammenfassung 
im Regionalen Wirtschaftsförder-
programm (RWP)); 
2. Die sekundären Fachprogramme, 
die die Mittelverteilung der ver-
schiedenen Landesministerien bzw. 
Fachressorts regeln (z.B. Technolo-
gie- und Qualifizierungsprogram-
me); 
3. Die Aktionsprogramme, welche 
Fördermittel bündeln oder regionale 
und sektorale Schwerpunkte setzen 
(Regionale Entwicklungskonzepte, 
Landesinitiativen). 
                                                                                                 
54 Die Studie "KVR 2000 (Hrsg): Perspektive 
Ruhr. Strukturpolitik an der Ruhr. Pro-
gramme, Konzepte, Akteure." wurde aus-
gearbeitet von einer gemeinsamen Arbeits-
gruppe des Kommunalverbandes Ruhrge-
biet (KVR) und der ISA Consult GmbH. 
Die dort geleistete Bestandsaufnahme der 
Strukturpolitik im Ruhrgebiet bildet eine 
wesentliche Basis der Kapitel 5.2 und 5.3. 
5.2.1. Förderprogramme 
NRW-EU Programme 
Die EU-Strukturfonds haben eine wich-
tige Bedeutung für die Mesopolitik in 
NRW. In der vergangenen Förderperio-
de 1994-1999 sind insgesamt 3,1 Mrd. 
DM nach NRW geflossen.55 Dieser Be-
trag wurde mit einem Eigenanteil von 
3,4 Mrd. DM aus dem Landeshaushalt 
kofinanziert. Ca. zwei Drittel der Mittel 
entfielen auf die regionalen Fö-
derprogramme, davon ca. 1,5 Mrd. 
DM56 auf das Ziel-2-Programm (För-
derkulisse Großteil des Ruhrgebietes 
und der Kreis Heinzberg), 430 Mio. 
DM auf die industriellen Gemein-
schaftsinitiativen (RESIDER (216 
Mio.), RECHAR (143 Mio.), KONVER 
(39 Mio.), RETEX (15 Mio.), KMU (16 
Mio.); Förderkulisse weitgehend de-
ckungsgleich mit Ziel-2 plus einige 
kleinere Standorte57) und ca. 90 Mio. 
DM auf die ländlichen Gebiete in Ost-
westfalen und der Eifel im Rahmen der 
Ziel-5b-Förderung. Die restlichen Gel-
der verteilten sich einerseits auf Quali-
fizierungs- und Beschäftigungsmaß-
nahmen nach den Zielen 3 (542 Mio.) 
und 4 (138 Mio.) und den Gemein-
schaftsinitiativen ADAPT (93 Mio.) 
und BESCHÄFTIGUNG (70 Mio.), die 
flächendeckend für das Land bereit-
standen, sowie andererseits auf sonstige 
regional begrenzte Programme (Ziel-5a 
 
55 Für die folgenden Angaben siehe Jakoby 
2000.  
56 Die folgenden Zahlenangaben beziehen 
sich auf die reinen EU-Mittel, ohne Kom-
plementärmittel des Landes. 
57 Verschiedene Konversionsstandorte sowie 
kleinere Montanstandorte wie z.B. Siegen 
und Ibbenbüren. 
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(162 Mio.), INTERREG (55 Mio.), 
URBAN (15 Mio.), LEADER (7 Mio.). 
In den vergangenen beiden Förderperi-
oden von 1989-1999 wurden 9,4 % der 
Mittel für die Förderung gewerblicher 
Investitionen (vor allem KMU), 18,4 % 
für die Förderung von Technologie und 
Innovation, Beratung und andere "Soft-
ware Aktivitäten", 33,2 % für die Er-
richtung und den Ausbau von wirt-
schaftsnahen Infrastrukturen und 38,7 
% für die Wiedernutzbarmachung von 
Industriebrachflächen aufgewendet, 
wobei in den letzten Jahren eine Verla-
gerung von Fördermitteln von "harten 
Standortfaktoren" hin zu "Software-
Aktivitäten" zu beobachten ist (vgl. 
KVR 2000).  
Die mit der "Agenda 2000" beschlosse-
ne Reform der Strukturfonds für den 
Förderzeitraum 2000-2006 sieht eine 
Reduzierung der Förderziele von 7 auf 
358, der Förderkulisse von 51% auf 
40%59 der EU-Bevölkerung und der 
Gemeinschaftinititiven auf 460 vor. Die 
finanziellen Veränderungen halten sich 
mit Blick auf die Gesamtmittel jedoch 
in Grenzen. Für die laufende Förderpe-
riode61 wird mit insgesamt ca. 3,25 Mrd. 
DM aus Brüssel gerechnet, wovon ca. 
1,883 Mrd. DM auf das neue Ziel-2 und 
ca. 1,424 Mrd. DM auf das deutlich 
angehobene Ziel-3 entfallen (vgl. Jako-
by 2000). 
Im aktuellen NRW-EU-Ziel-2 Pro-
gramm sind die Maßnahmen und För-
derschwerpunkte in vier sog. Prioritäten 
zusammengefasst (vgl. KVR 2000: 12): 
1. Unternehmensfinanzierung: Zu-
schüsse zu gewerblichen Investitio-
nen (Investitionszuschüsse, Beteili-
gungskapital, Meistergründungen, 
Gründungen aus Hochschulen); 
2. Unternehmensentwicklung: Techno-
logie und Innovation (Förderung 
von Kompetenzfeldern, Unterneh-
menscluster mit besonderem Ent-
wicklungpotential); 
3. Infrastrukturentwicklung: Entwick-
lung von Gewerbe- und Dienstleis-
tungsstandorten (alle Infrastruktur-
maßnahmen); 
                                                 
                                                
4. Integration: verschiedene Maßnah-
men, die eine breite Beteiligung von 
Bevölkerungsgruppen am Umstruk-
turierungsprozess bewirken soll 
(Ausbildungskonsens, Frau und Be-
ruf, städtische Problemgebiete).  
58 Ziel-1: Regionen mit Entwicklungsrück-
stand; Ziel-2: strukturschwache traditonelle 
Industrieregionen und ländliche Gebiete; 
Ziel-3: Europäische Sozialfonds für Prob-
lemgruppen des Arbeitsmarktes. 
Der finanzielle Förderschwerpunkt soll 
bei den beiden erstgenannten Prioritäten 
liegen. 
59 In NRW wurde die Reduzierung der För-
derkulisse dadurch erreicht, dass in den 
Ruhrgebietsstädten einzelne Stadtteile (vor 
allem die überwiegend als Wohngebiete 
dienenden Bereiche in den städtischen Pe-
ripherien) aus der Förderkulisse genommen 
wurden (vgl. Jakoby 2000). Auf diese Wei-
se konnte eine Reduzierung des Gebietes 
fast ohne faktische Konsequenzen ereicht 
werden. 
Bund-Länder-Gemeinschaftaufgabe 
Die Bund-Länder-Gemeinschaftsauf-
gabe "Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GRW) umfasst als 
 
60 INTERREG, URBAN, LEADER und E-
QUAL. 
61 Die aktuelle Förderperiode ist mit sieben 
Jahren ein Jahr länger als die vorherige. 
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Fördergebiete ebenfalls weite Teile des 
Ruhrgebietes, Mönchengladbach sowie 
die Kreise Heinsberg und Höxter. In der 
laufenden Förderperiode 1999 bis 2003 
werden ca. 880 Mio. DM nach NRW 
fliessen, was etwa 25 % der EU-
Strukturmittel für NRW entspricht. 
Hiervon sollen ca. zwei Drittel zur För-
derung der gewerblichen Wirtschaft und 
ca. ein Drittel für Infrastrukturmaßnah-
men verwendet werden, was ungefähr 
einer Umkehrung des Verhältnisses zu 
vorangegangenen Förderperiode ent-
spricht. Die Landesregierung hält den 
der GRW zugrundeliegenden Schwer-
punkt der Sachkapitalinvestitionen für 
überholt und würde gerne die Mittel zur 
Ko-Finanzierung des Operationalen 
Ziel-2 Programms nutzen62 (vgl. ebd.). 
5.2.2.  Fachprogramme 
Die Fachprogramme regeln die Mittel-
verteilung zwischen den verschiedenen 
Landesministerien sowie innerhalb der 
jeweiligen Ministerien zwischen den 
verschiedenen Ressorts. Aufgrund der 
in Kapitel 4.1.2 beschriebenen Ver-
flechtung der verschiedenen Problem-
felder finden sich hier Zuständigkeiten 
und Fachprogramme in fast allen Minis-
terien. Der Schwerpunkt der mesopoliti-
schen Programme liegt bei "originärer 
Wirtschaftspolitik" beim Ministerium 
für Wirtschaft, Mittelstand, Energie und 
Verkehr (MWMEV), für die Beschäfti-
gungspolitik beim Ministerium für Ar-
beit, Soziales, Qualifizierung und Tech-
nologie (MASQT), sowie für die Flä-
chenentwicklung beim Ministerium für 
                                                 
                                                
62 Was natürlich auch eine Haushaltsentlas-
tung zur Folge hätte. 
Städtebau, Wohnen, Kultur und Sport 
(MSWKS)63.  Ein Überblick über alle 
Fachprogamme kann an dieser Stelle 
nicht geleistet werden. Wichtig ist je-
doch festzuhalten, dass auf diese Weise 
die finanziellen Mittel entlang der ver-
waltungseigenen Logik von Ressort und 
Zuständigkeit (vgl. Kap 4.1) über die 
Landesministerien verteilt werden. 
5.2.3. Aktionsprogramme 
Durch die Aktionsprogramme wird die 
Mesopolitik des Landes konkretisiert, 
indem auf der Grundlage eines definier-
ten Konzeptes die finanziellen Mittel 
der vorher genannten Programme64 für  
bestimmte policies verwendet werden 
(vgl. ebd.:17). Hier ist zwischen regio-
nalen (IBA, regionale Entwicklungs-
konzepte) und sektoralen/thematischen 
(Landesinitiativen) Aktionsprogrammen 
zu unterscheiden. Die ca. 30 Landesini-
tiativen sind überwiegend technologie- 
oder branchen/clusterorientiert65 und mit 
den regionalen Maßnahmen nur sehr 
bedingt verbunden. "Eine systematische 
Verknüpfung mit der regionalisierten 
Strukturpolitik konnte jedenfalls (..) 
 
63 Eine genaue Abgrenzung ist unmöglich. So 
verfügt auch das Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
erschutz (MUNLV) über eigene relevante 
Fachprogramme (vgl.  Beispiel IBA-
Emscherpark), das Ministerium für Frauen, 
Jugend, Familie und Gesundheit (MFJFG) 
ist z.B. federführend für das Programm 
Frau und Beruf und die neu gegründete 
"Projekt Ruhr GmbH" ist direkt der 
Staatskanzelei zugeordnet.  
64 In vielen Fällen unter Kombination mit 
anderen öffenlichen und privaten Mittelm. 
65 z.B. einerseits Mikrostrukturtechnik, Mik-
roelektronik, Medizintechnik usw. und an-
dererseits Automobil NRW, Textil NRW, 
Maschinenbau usw..  
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nicht festgestellt werden, auch wenn es 
hier und da natürlich Beziehungen gibt" 
(ebd: 24). Für die Verteilung der Zu-
ständigkeit für die Initiativen zwischen 
den Ministerien gilt das oben Gesagte, 
wobei eine Vielzahl der Landesinitiati-
ven im Technologiebereich durch den 
Wechsel der Zuständigkeit für die 
Technologie vom Wirtschafts- in das 
Arbeitsministerium ebenfalls mitwech-
selte. 
Die regionale Bündelung der Struktur-
politik soll in erster Linie auf der Basis 
der von den 15 Regionalkonferenzen 
beschlossenen regionalen Entwick-
lungskonzepten erfolgen. Eine ähnliche 
Vorgehensweise ist auch im Bereich der 
Beschäftigungspolitik zu beobachten. 
Mit den regionalen Beiräten66 der 33 
Regionalsekreteriate sollen Rahmen-
konzeptionen vereinbart werden, wel-
che die Basis der Förderzusagen bilden 
sollen.  
Eine Bündelungsfunktion verfolgte 
auch die Internationale Bauaustellung 
Emscherpark (IBA), die als das bisher 
größte einzelne Aktionsprogramm ver-
standen werden kann. IBA und Regio-
nalkonferenzen werden in Kapitel 5.4 
genauer betrachtet. 
5.3 Administrative Struktur der 
Mesopolitik in NRW 
Nachdem bereits in Kapitel 3.3 ein  
Überblick über die Mesoakteure und die 
allgemeinen Strukturen der öffentlichen 
Verwaltung in NRW gegeben worden 
ist, soll in diesem Abschnitt die Imple-
mentationsstruktur der Mesopolitik in 
NRW näher beleuchtet werden67. Im-
plementation meint dabei nicht nur die 
reine Umsetzung von vorher genau de-
finierten Aufgaben und Maßnahmen. 
Da die Zielformulierung der meisten 
Gesetze und Maßnahmen aufgrund der 
in Kapitel 2 festgestellten Grenzen der 
staatlichen Steuerungsfähigkeit sowie 
der Steuerbarkeit der Adressaten eine 
Konkretisierung der Politikformulie-
rung häufig erst im Implementati-
onsprozess vorsieht, weist die Imple-
mentation öffentlicher Aufgaben fast 
immer auch Elemente der anderen im 
policy-Zyklus genannten Phasen auf.  
Im Zentrum des mesopolitischen Ak-
teursgeflecht steht die Landesregierung. 
Sie tritt unmittelbar über die Ministerien 
und mittelbar über die Landeseinrich-
tungen und über die nachgeordneten 
Landesverwaltungen (vor allem in Form 
der Bezirksregierungen) in Erscheinung 
(vgl. Kap 4.1.1.1). 
Abbildung 8 gibt einen Überblick über 
die Institutionen der Struktur- und Wirt-
schaftsförderung auf Landesebene. Die 
Federführung der Strukturpolitik obliegt 
dem MWMEV. Die Gesellschaft für 
Wirtschaftsförderung (GfW), das Zent-
rum für Innovation und Technik (ZE-
NIT) und die Investitionsbank NRW 
(IB) sind eng mit dem MWMEV ver-
bunden. Die IB ist der Koordinations-
                                                 
                                                 
67 Ziel ist nicht eine vollständige Darstellung 
der Implementationstruktur, sondern eine 
Übersicht, die das identifizierte Hauptprob-
lem der Organisation und Steuerung der 
Mesopolitik empirisch illustriert. Dabei 
wird versucht eine Wiederholung des be-
reits in vorherigen Abschnitten Dargestell-
ten zu vermeiden. 
66 Bestehend aus regionalen Akteuren der 
Arbeitsmarktpolitik z.B. Unternehmen, 
Gewerkschaften, Verbände, Arbeitsämter, 
kommunale Beschäftigungsförderung. 
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ren68. Die Anträge für "Zuschüsse für 
gewerbliche Investitionen"  und "Be-
triebliche Technologieförderung" (vor 
allem für das Technologieprogramm 
Wirtschaft (TWP)) werden im nach dem 
Bankenverfahren vergeben. Bei letzte-
ren ist es ZENIT, die sowohl die Bera-
tung der antragstellenden Unternehmen 
im Hinblick auf die inhaltliche Förder-
fähigkeit, als auch die vorgesehene 
fachliche Stellungnahme erteilt. 
Quelle: KVR 2000: 28
Abbildung 8:  Institutionen der Struktur und Wirtschaftsförderung in NRW auf
Landesebene.
 
Das MASQT ist zuständig für die Um-
setzung der Europäischen Sozialfonds 
als den arbeits- und beschäftigungspoli-
tischen Teilbereichen der Strukturpoli-
tik in NRW. Ihm zugeordnet ist die Ge-
sellschaft für innovative Beschäfti-
gungsförderung (G.I.B.), die das Minis-
terium bei der Umsetzung der struktur-
orientierten Arbeitsmarktpolitik unter-
stützt. 
                                                 
68 Bankenverfahren meint, dass ein Unter-
nehmen den Förderantrag bei seiner Haus-
bank stellt, welche bei der Antragstellung 
berät und vorprüft. Die Hausbank leitet den 
Antrag an die IB weiter, die die weitere 
Bearbeitung übernimmt, und nachdem Stel-
lungnahmen von IHK, Gewerkschaften, 
Landesarbeitsamt und Landeskreditaus-
schuss eingeholt sind und eine Entschei-
dung der Bezirksregierung (ab 5 Mio. 
MWMEV bzw. zuständiges Ministerium) 
vorliegt, die Mittelzusage trifft (vgl. Köl-
ler/Block 2001).  
Die Landesentwicklungsgesellschaft 
(LEG) bewirtschaftet die Grundstück-
fonds des Landes und ist wesentlicher 
Akteur im Bereich der Standort-, Flä-
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chen- und Stadtentwicklung. Die LEG 
ist dem MSWKS zugeordnet. 
Eine Koordination, insbesondere zwi-
schen MWMEV und MASQT soll in 
einem ressortübergreifenden Arbeits-
stab für Strukturwandel und Arbeit 
(ASTRA) erfolgen, in dem auch GFW, 
G.I.B. und LEG vertreten sind. Zusätz-
lich involviert sind das Umwelt-, das 
Städtebau, das Wissenschafts- und das 
Innenministerium69  (vgl. KVR 2000: 
29), was aufgrund der unter 5.2.2 be-
schriebenen Zuständigkeiten wenig 
verwundert, allerdings wahrscheinlich 
lediglich die klassische Form "negativer 
Koordination" zuläßt (vgl. Kap.4.1.2).70  
Auffallend ist jedoch, dass die Landes-
regierung mit der LEG, GFW, ZENIT, 
G.I.B. und der neu gegründeten Projekt 
Ruhr GmbH große Teile der Implemen-
tationsstruktur aus der klassischen öf-
fentlicher Verwaltungsstruktur ausge-
gliedert hat und diese Aufgaben durch 
spezielle "Mittlerorganisationen" mit 
den in Kapitel 4.2 beschriebenen Vor- 
und Nachteilen wahrnimmt.  
Ähnliches ist auch für den Bereich der 
kommunalen Wirtschaftsförderung zu 
beobachten. So finden sich in NRW ca. 
60 kommunale Wirtschaftfördereinrich-
tungen, die als organisatorisch selbstän-
dige Einheiten, meist in Form von PPP, 
tätig sind. Auch die Technologie- und 
Gründerzentren (TGZ) in NRW sind 
meistens als PPP organisiert, wobei die 
Kommunen in den meisten Fällen den 
Hauptträger darstellen (vgl. Maggi 
2001). Die Kommunen sind jedoch 
nicht nur an der Umsetzung mesopoliti-
scher Aktivitäten71 beteiligt. Kommuna-
le Vertreter sind über die Regionalräte 
bei den Bezirksregierungen (ehemals 
Bezirksplanungsräte) sowie über die 
regionalisierte Strukturpolitik in die 
Konkretisierung der Maßnahmen (s.o.) 
einbezogen72. Die Kommunen wegen 
der Einbindung in die Implementati-
onsstruktur deshalb lediglich als verlän-
gerten Arm der Landesregierung zu 
begreifen, wäre allerdings ein grund-
sätzlich falsches Verständnis. 
                                                 
                                                
Die Kommunen verfügen über eigene 
Handlungsrationalitäten und Ziele so-
wie genügend Autonomie, diese auch 
im „Alltagsgeschäft“ meist erfolgreich 
zu verfolgen. Die Autoren der KVR-
Studie gelangen zu folgender Einschät-
zung, welche sich weitgehend mit den 
im Meso-Projekt entstandenen Eindrü-
cken deckt73: "In der täglichen Arbeit 
69 Das Innenministerium nimmt als direkt 
vorgesetzte Behörde der Bezirksregierun-
gen teil (vgl. Kap.4.1.2). Die Bezirksregie-
rungen sind in die meisten Verwaltungsver-
fahren der Strukturpolitik eingebunden, 
nehmen z. B. beim ministeriellen Verwal-
tungsverfahren die Anträge entgegen. Eine 
Darstellung der verschiedenen Verwal-
tungsverfahren der Strukturpolitik findet 
sich bei Köller /Block 2001.  
 
71 Neben ihren eigenen Aktivitäten bearbeiten 
die Kommunen insbesondere Investitionen 
in wirtschaftnahe Infrastruktur, welche häu-
fig (z.B.TGZ, Gewerbeflächen) deren Basis 
darstellen. 
72 Wobei bei beiden Verfahren die formelle 
Letztentscheidung weiterhin der Landesre-
gierung obliegt. 
70 In den während des "Meso-Projektes" ge-
führten Gesprächen mit Akteuren aller E-
benen (Ministerien, Landesgesellschaften, 
Kommunen) wurde von keiner Seite auf die 
Bedeutung des ASTRA als wichtiges koor-
dinierendes Element der Landespolitik hin-
gewiesen. 
73 Das folgende Zitat verdeutlicht das in Kap-
titel 4.1.1.1 abstrakt beschriebene Problem 
der vertikalen Koordination zwischen Land 
und Kommunen. 
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interessiert es die Kommunen wenig, 
woher die Mittel kommen bzw. in wel-
chem Kontext sie stehen. (..). Die Kom-
munen gehen pragmatisch, nicht deduk-
tiv vor: Projekte werden i.d.R. nicht aus 
dem Operationellen Programm abgelei-
tet und entwickelt, sondern das Vorge-
hen ist umgekehrt: Die Strukturförder-
mittel sind willkommen, um eine Finan-
zierungsmöglichkeit für ein geplantes 
Vorhaben zu finden. Wie die Finanzie-
rung zustande kommt, unterscheidet 
sich von Fall zu Fall. Der umgekehrte 
Weg, dass eine Kommune sich gezielt 
überlegt, welche interessanten Projekte 
sich aus einem neuen Förderprogramm 
entwickeln ließen, wird selten gewählt, 
obwohl manche Kommunen eigene 
Förderfachleute haben, die sich speziell 
im Bereich der Förderprogramme aus-
kennen" (KVR 2000:31).  
Die Steuerungsfähigkeit des Landes 
beschränkt sich demnach in Teilberei-
chen der Mesopolitik auf wenig mehr, 
als das korrekte Verausgaben der För-
dermittel. 
5.4 Versuche der Koordination 
von Mesopolitik in NRW 
Mesopolitik in NRW weist als politik-
feldübergreifende auf mehreren Ebenen 
angesiedelte Querschnittspolitik alle in 
Kapitel 4.2 genannten Konfliktlinien 
und Spannungsverhältnisse in hohem 
Maße auf. Bisher konnte zwar eine aus-
differenzierte Programm- und Akteurs-
vielfalt identifiziert werden, allerdings 
wenig Formen der Koordination, in 
denen mehrere dieser Spannungsver-
hältnisse zugleich bearbeitet werden 
könnten. 
Die beiden bisher umfassensten Versu-
che der Bündelung und Koordination 
stellen die IBA und die regionalisierte 
Strukturpolitik dar.  
Beiden liegt die Idee zugrunde, politik-
feldübergreifende, horizontale und ver-
tikale Koordination zwischen öffentli-
chen und unter Einbeziehung gesell-
schaftlicher Akteure in Teilbereichen zu 
ermöglichen, gewissermaßen "diagonale 
Integration" (Grunow 2001) unter den 
Bedingungen gesellschaftlicher Kom-
plexität herzustellen. 
5.4.1. Das Steuerungsmuster der 
 regionalisierten Strukturpolitik 
Die regionalisierte Strukturpolitik ist 
seit 1989 (s.o.) landesweit Bestandteil 
der Strukturpolitik des Landes. In der 
einschlägigen Literatur74 herrscht dabei 
weitgehende Einigkeit darüber, dass 
dieser Dezentralisierungsversuch vor 
allem auf zwei Faktoren zurück zu füh-
ren ist: Erstens auf die eher enttäu-
schenden Erfahrungen der bisherigen 
"etatistischen" Verfahrensweise und 
zweitens auf den massiven Problem-
druck durch die Montankrise Ende der 
80er Jahre. Durch die Kombination von 
Handlungsdruck und Unzufriedenheit 
mit der bisherigen Praxis entstand ein 
"window of opportunity", welches die 
Innovation der regionalisierten Struk-
turpolitik ermöglichte. 
Nachdem die erste "ZIN-Phase" mit der 
Bekanntgabe und der Bewilligung der 
Projekte in der erste Jahreshälfte 1990 
abgeschlossen wurde, forderte die Lan-
desregierung die zunächst 14 ZIN-
                                                 
74 siehe u.a. Fußnote 58. 
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Regionen75 auf, Regionalkonferenzen zu 
organisieren und "regionale Entwick-
lungskonzepte" zu formulieren (REK-
Phase)76 (vgl. Heinze/Voelzkow 1997: 
16f.). Aufgrund einer Veränderung der 
Abgrenzungen erhöhte sich die Zahl der 
Regionen auf 15. In den Regionalkonfe-
renzen sollten "neben den ökonomi-
schen auch die sozialen, kulturellen, 
ökologischen, arbeitsmarktpolitischen 
und gleichstellungspolitischen Interes-
sen der Region angemessen repräsen-
tiert sein" (Landtag NRW 1999: 10). 
Dabei blieb die Frage der konkreten 
Ausgestaltung im wesentlichen den Re-
gionen und ihrer Selbstorganisation 
überlassen, da die Landesregierung stets 
davon ausging, "dass die regionalen 
Entwicklungskonzepte eigenverantwort-
lich von den regionalen Kräften erar-
beitet werden und sie deshalb den Kreis 
der Beteiligten nicht abschließend defi-
nieren kann" (ebd.). Die grundsätzliche 
Zielvorstellung der Landesregierung 
war es, eine Regionalisierung der Pro-
grammformulierung und –imple-
mentation bei gleichzeitiger Stärkung 
der Kooperation der verschiedenen Ak-
teure in den Regionen zu erreichen (vgl. 
Heinze/Voelzkow 1997: 17). Vorgese-
hen war: 
• eine Verbesserung der Abstimmung  
zwischen verschiedenen administra-
tiven und organisierten Interessen 
im Sinne einer "konzertierten Akti-
on" für die Regionen, um dadurch 
• eine Koordination der verschiede-
nen Förderprogramme sowie 
• eine Verbesserung des Motivations- 
und Informationsproblems (vgl. 
Kap. 2.), durch die Beteiligung de-
zentraler Akteure und deren Ein-
bringung ihrer speziellen Problem- 
und Ortskenntnis, zu erreichen, oh-
ne allerdings 
• die Regionalkonferenzen mit forma-
len Zuständigkeiten auszustatten. 
Deren Ergebnisse stellten eine Ent-
scheidungs- und Koordinations-
grundlage für die schließlich letzt-
entscheidende Landesregierung dar. 
In der prozessualen Begleitforschung 
der Strukturpolitik in NRW (Hein-
ze/Voelzkow 1997) war somit eine der 
zentralen Fragestellungen, ob und in-
wieweit die mit der Erstellung der regi-
onalen Entwicklungskonzepte ver-
knüpften Erwartungen erfüllt wurden 
(vgl. ebd.: 253f.). Dabei wurde eine 
vergleichende Bewertung der 15 Regio-
nen vor allem dadurch erschwert, dass, 
aufgrund des Verzichts des Landes, den 
Regionen ein klares Verfahren der Re-
gionalisierung vorzugeben, in den ein-
zelnen Regionen heterogene Strategien 
entwickelt wurden. Die Autoren unter-
scheiden hinsichtlich dreier Dimensio-
nen, wobei jede der Strategien ihre spe-
zifischen Vor- und Nachteile aufweist 
(vgl. Heinze/Voelzkow 1997: 257f.): 
                                                 
75 Die ZIN-Regionen orientierten sich 
überwiegend an den Grenzen der 
existierenden IHK Bezirke, und entstanden 
im Wege der "Selbstkonstitution" (vgl. 
Köller 1996: 43f.).  
76 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass in vielen 
ZIM- Regionen und einigen ZIN-Regionen 
bereits Regionalkonferenzen einberufen 
worden waren (z.B. Emscher- Lippe im 
April 1988) und in einigen Fällen an regio-
nalen Entwicklungskonzepten gearbeitet 
wurde (vgl. Heinze/Voelzkow 219f.). 
1. Administrative versus politische 
Strategie: Die Federführung durch 
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die Verwaltung weist (zumindest 
kurzfristig) Effizienzvorteile auf 
(geringerer Koordinationsaufwand 
da auf bestehende horizontale und 
vertikale Kontakte (z.B. Fachbru-
derschaften) aufgebaut werden 
kann), bedarf allerdings zumeist in 
einem zweiten Schritt der politi-
schen Legitimation, was dann eine 
neue "Konsensbildung" erfordern 
kann (Gefahr des "Aufbrechens" al-
ter Diskussionen). Bei politischer 
Federführung besteht dagegen ein 
höheres Risiko des Scheiterns in der 
Anfangsphase. 
2. Top-down versus bottom-up Strate-
gie: Bei der top-down Variante wird 
das Entwicklungskonzept erst auf 
relativ hoher Ebene erarbeitet (Be-
zirksregierung, Spitzen von Groß-
städten und Kreisen) und danach 
den einzelnen Gemeinden zur Rati-
fizierung vorgelegt. Bei der bottom-
up Variante sind die Gemeinden von 
Beginn an am Prozess beteiligt (ü-
ber Arbeitsausschüsse, Stellung-
nahmen usw.). Erstere hat den Vor-
teil der geringeren Zahl an Teilneh-
mern (Transaktionskosten, Vetoak-
teure) und damit der wahrscheinlich 
schnelleren Konsensbildung in der 
Konzeptionsphase, verlagert die 
Akzeptanzproblematik dafür aber in 
die Umsetzungsphase.  Bei letzterer 
ist es genau umgekehrt. 
3. Exklusive versus inklusive Strate-
gie: Die Entscheidung ob nur eine 
kleiner Kreis von Akteuren oder ein 
breites Spektrum gesellschaftlicher 
Gruppen in den Prozess einbezogen 
wird, weist ähnliche Vor- und 
Nachteile wie der vorangegangene 
Punkt auf (schneller Konsens versus 
breite Akzeptanz). 
So verwundert es wenig, dass die Regi-
onalkonferenzen in den einzelnen Regi-
onen verschiedene Ausprägungen auf-
weisen. Die Zahl der Mitglieder reicht 
von 27 (Emscher-Lippe) bis zu 414 
(Ostwestfalen-Lippe), die Anzahl der 
Tagungen in den letzten 10 Jahre vari-
iert zwischen 277 und 29 (Emscher-
Lippe), wobei 1997 in nur sechs Regio-
nen überhaupt eine Regionalkonferenz 
stattfand (vgl. Landtag NRW 1999). 
Dabei ist die Nichtexistenz aktiver Re-
gionalkonferenzen nicht in allen Regio-
nen gleichbedeutend mit dem Fehlen 
regionaler Kooperation. In einigen Re-
gionen wurden stattdessen oder ergän-
zend andere Formen der Kooperation 
geschaffen (z.B. Regionaler Lenkungs-
ausschuss in der Region Düssel-
dorf/Mittlerer Niederrhein), zum Teil 
sogar in Form fest institutionalsierter 
organisatorischer Einheiten (z.B. Regi-
onalbüro: Bergisches Städtedreieck 
(vgl. Schneider 1999); ELA: Emscher-
Lippe (vgl. Potratz 1999)).  
Trotz dieser Diversifikation lassen sich 
einige Aussagen zu den Koordinations-
funktionen der regionalisierten Struk-
turpolitik machen, zumal auch die pro-
zessuale Begleitforschung (s.o.) darauf 
ein Hauptaugenmerk richtete78. 
                                                 
77 Seit ihrer Entstehung tagten die Regional-
konferenzen in fünf Regionen nur zwei 
(Mittleres Ruhrgebiet, Märkische Region, 
Siegen-Wittgenstein/Olpe, Bergisches 
Städtedreieck)  bzw. drei Mal (Hellweg-
Hochsauerland).  
78 Die Hoffnung auf bessere Koordination 
war ja eine der Erwartungen die an die re-
gionalisierte Strukturpolitik gestellt wurde. 
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5.4.1.1 Horizontale Koordination 
zwischen administrativen Akteuren 
Bei der horizontalen Koordination zwi-
schen administrativen Akteuren kann 
unterschieden werden in: 
1. Interkommunale Koordination 
2. Interregionale Koordination 
3. Interministerielle Koordination 
Zu 1) Das Ziel der interkommunalen 
Koordination und Kooperation ist 
Grundvorausetzung für regionale Zu-
sammenarbeit.  Die Begleitforschung 
kommt zwar am Ende des entsprechen-
den Abschnittes zum Fazit: "Inwieweit 
der bisher angelaufene Regionalisie-
rungsprozess für die Kommunen nützli-
che und hilfreiche Kooperationen her-
vorbringen kann und welche Tragfähig-
keit sie auf Dauer haben werden läßt 
sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
abschätzen" (Heinze/Voelzkow 1997: 
228).79 Jedoch wird die interkommunale 
Kooperation im Gesamtfazit als ein 
"zentraler Engpass" der Regionalisie-
rung bewertet. "Aber gerade die Kom-
munen stehen der Regionalisierungspo-
litik, wie sich in der Begleitforschung 
gezeigt hat, mitunter noch skeptisch 
gegenüber, weil sie einen Entzug von 
Zuständigkeiten und Ressourcen be-
fürchten" (edb.: 263). Dieser Einschät-
zung ist auch mit dem zeitlichen Ab-
stand von einigen Jahren schwer zu wi-
dersprechen. Es lassen sich zwar Bei-
spiele erfolgreicher interkommunaler 
Zusammenarbeit identifizieren (z.B. 
interkommunale Gewerbegebiete, o.g. 
Kooperationen), von einer Überwin-
dung des "Kirchturmdenkens" der 
Kommunen auf breiter Basis kann al-
lerdings auch weiterhin keine Rede sein 
(vgl. Meyer-Stamer 2000b). 
Zu 2) Die sich Anfang der 90 Jahre 
noch in wenigen Fälle abzeichnende 
interregionale Kooperation (z.B. Em-
scher-Lippe mit Oberhausen-Herne) 
scheinen zur Zeit keine Bedeutung zu 
haben80 bzw. die vorfindbaren Koopera-
tionen, vor allem in den Grenzregionen 
mit den Regionen der Nachbarländer, 
sind eher das Ergebnis anderer Pro-
gramme (Euregio). 
                                                                  
                                                
Zu 3) Der zu Beginn des ZIM-Initiative 
gegründete "Ständige interministerielle 
Ausschuss für die Montanregionen" 
(SIAM), der über eine eigene Ge-
schäftsstelle im Wirtschaftministerium 
verfügte, stellte in der Frühphase der 
regionalisierten Strukturpolitik ein 
wichtiges Koordinationsgremium dar, 
in dem alle beteiligten Ministerien rang-
hoch vertreten waren (vgl. Potratz 1999: 
110ff.). Mit dem Übergang von der 
ZIM zur ZIN-Phase begann der Be-
deutungsverlust des SIAM, was sich 
u.a. durch den sinkenden hierarchischen 
Status der Ressortvertreter an den SI-
AM Sitzungen und den Rückzug auf 
eigene Programme ablesen ließ (vgl. 
ebd.:123). Zu Beginn der REK-Phase 
wurde der SIAM in die "Ständige in-
Die Autoren unterscheiden in der verglei-
chenden Synopse in: Interkommunale Ko-
operation; Integration von Fachpolitiken 
auf regionaler Ebene; Gesellschaftliche Be-
teiligung; Vertikale Koordination und Inter-
regionale Kooperation (Heinze/Voelzkow 
1997: 201-267).  
 
80 Nach den Aussagen der regionalen Akteure 
der im Meso-Projekt geführten Gespräche 
zu urteilen. 
79 Der empirische Teil der Begleitforschung 
wurde bereits Ende 1992 abgeschlossen. 
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terministerielle Arbeitsgruppe" (Inter-
mAG) umbenannt und die Geschäfts-
stelle in ein Linienreferat des Wirt-
schaftsministeriums umgewandelt, wo-
bei das Personal schon vorher reduziert 
wurde (vgl. ebd.: 134). "Damit verän-
derte sich auch die anfangs durchaus 
praktizierte positive Kordination durch 
multilaterale Verhandlungen auf die 
herkömmlichen Mechanismen der nega-
tiven Koordination durch einen sequen-
tiellen bilateralen Interessenausgleich" 
(ebd.: 140).  
5.4.1.2 Vertikale Koordination 
 zwischen administrativen Akteuren 
Die vertikale Koordination zwischen 
den Regionen und den jeweiligen Be-
zirksregierungen gestaltete sich sehr 
unterschiedlich. Sie reichte von der Be-
teiligung der Bezirksregierung als Gast 
(z.B. Region Niederrhein), bis hin zum 
Vorsitz des Regierungspräsidenten in 
der Regionalkonferenz und der Erarbei-
tung wesentlicher Elemte des Entwick-
lungskonzeptes (Ostwestfalen-Lippe) 
(vgl. Heinze/Voelzkow 1997: 248f.). 
Wichtiger als diese Unterschiede in der 
Involvierung der Bezirksregierung ist, 
dass das Verhältnis Bezirksregierung zu 
Region in der Literatur als relativ span-
nungsarm dargestellt wird, unabhängig 
von der gewählten Einbindungsstruktur. 
Die vertikale Koordination zwischen 
Land und Region stellt sich dagegen 
anders dar. Das federführende Wirt-
schaftministerium hielt sich inhaltlich 
fast völlig zurück. "In der Erarbei-
tungsphase regionaler Entwicklungs-
konzepte gab es nahezu keine Abstim-
mungen zwischen den Regionen und 
dem MWMT, denn die regionalen Ent-
wicklungskonzepte sollten von den Re-
gionen eigenständig und in regionaler 
Selbstverantwortung erarbeitet werden" 
(ebd.: 250). Die Landesregierung betont 
zwar, dass sie "die Ergebnisse der Re-
gionalkonferenzen stets als Entschei-
dungs- und Koordinationsgrundlage 
genutzt (hat)" und "die Vorschläge der 
Konferenzen (einschließlich der Pro-
jektvorschläge) im weit überwiegenden 
Falle berücksichtigt und auch umgesetzt 
(hat)" (Landtag NRW 1999: 10), die 
wissenschaftliche Literatur betont dage-
gen, dass "die Landesregierung ohne 
weitere Begründung immer wieder 
deutlich andere Prioritäten als die Re-
gionen setzte" (Rehfeld 1999: 29)81. Ein 
Blick zurück auf die Probleme der hori-
zontalen Koordination auf interministe-
rieller und interkommunaler Ebene ver-
deutlicht das Dilemma. Auf beiden E-
benen besteht wenig Interesse, sich ver-
bindlich festzulegen. Es existiert daher 
ein Anreiz, unter Umgehung der Regio-
nalkonferenz eigene Interessen im di-
rekten bilateralen Verfahren durchzu-
setzen (vgl. Meyer-Stamer 2000b: 13), 
zumal für diesen Fall keinerlei Sanktio-
nen erwartet werden müssen (vgl. 
Kap.5.3). Mangelnde Transparenz 
durch das Fehlen jeglichen Monitoring-
Systems begünstigt unkooperatives 
Verhalten zusätzlich.82 
                                                 
81 Siehe auch Potratz 1999: 251f., Hein-
ze/Voelzkow 1997: 263f., Meyer-Stamer 
2000a: 13f.. 
82 Die Daten zur Beantwortung der Große 
Anfrage 13 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN "10 Jahre regionalisierte Struk-
turpolitik in Nordrhein-Westfalen" (Land-
tag Nordrhein-Westfalen 1999) mußten erst 
eigens dafür erhoben werden. 
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5.4.1.3 Koordination zwischen ver-
schiedenen Politikfeldern 
Nach dem Verständnis der Landesregie-
rung handelt es sich bei der regionali-
sierten Strukturpolitik in erster Linie um 
Wirtschaftpolitik, wobei die "dauerhaf-
te Sicherung von Arbeitsplätzen und 
Einkommen durch Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit im Vordergrund 
(steht).(..) Damit sind Sozial- und Um-
weltverträglichkeit Rahmenbedingun-
gen für die regionalisierte Strukturpoli-
tik" (Landtag 1999: 8). Diese Sicht wird 
durch die interministeriellen Ressort-
egoismen zusätzlich verstärkt und findet 
sich auch in der inhaltlichen Dimension 
der regionalisierten Strukturpolitik in 
den Regionen wieder. "Gemeinsam ist 
allen Regionen auch die Konzentration 
auf wirtschaftsfördernde Aspekte in der 
fachspezifischen Kooperation. (..) Ko-
operationen zwischen wirtschaftför-
dernden und sozialen bzw. ökologischen 
Arbeitseinheiten blieben bislang die 
Ausnahme" (Heinze/Voelzkow: 235).  
5.4.1.4 Koordination mit und 
zwischen gesellschaftlichen Interessen 
Die Konzentration auf Wirtschaftspoli-
tik bleibt nicht ohne Auswirkung auf 
die beteilligten gesellschaftlichen Inte-
ressen. In den meisten Regionen sind 
Umwelt- und Sozialverbände beteiligt, 
wenn auch in einigen Fällen nur auf der 
Ebene fachlicher Arbeitskreise oder 
konkreter Projekte. Generell kann aller-
dings  eine "Dominanz von Wirtschafts-
interessen" beobachtet werden (vgl. 
ebd.: 247). Diese Dominanz äußert sich 
aber nicht in der direkten Beteiligung 
von Unternehmen83, sondern vor allem 
von Unternehmensverbänden und Ge-
werkschaften, welche sich allerdings in 
den 90er Jahrens ihrerseits mit sinken-
der Akzeptanz konfrontiert sehen (in-
terne Organisationsprobleme, 
Mitgliederschwund) (vgl. Czada 2000: 
20). 
5.4.1.5 Fazit: Regionalisierte Struk-
turpolitik 
Gemessen an den gestellten Erwartun-
gen und am Anspruch des zugrundelie-
genden Konzeptes ("Konzertierte Akti-
on für die Regionen", Regionalisierung 
der Programmformulierung und –imple-
mentation bei gleichzeitiger Stärkung 
der Kooperation der verschiedenen Ak-
teure) ist festzustellen, dass die regiona-
lisierte Strukturpolitik schwerlich als 
voller Erfolg gewertet werden kann. 
Eine horizontale interkommunale Koor-
dination gelingt in Teilbereichen, eine 
positive horizontale interministerielle 
Koordination wird in einem frühen Sta-
dium des Prozesses aufgeben, vertikale 
Koordination zwischen Land und 
Kommunen findet kaum statt. Das we-
sentliche Steuerungsinstrument in Form 
finanzieller Fördermittel wird seitens 
des Landes selbst entwertet, da auch 
Fördermittel unter Umgehung der ei-
gentlichen Verfahren zu erhalten sind 
bzw. nicht sichergestellt werden kann, 
dass die regionalen Projektanträge mehr 
als nur die reine Addition der kommu-
nalen Projektvorstellungen sind. Die 
Einbindung gesellschaftlicher Akteure 
                                                 
83 Die ja strenggenommen die eigentliche 
Adressaten der Strukturpolitik wären, da als 
Ziel die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen (s.o.) von der Landesregierung ge-
nannt wird.  
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findet stärker auf der operationalen als 
auf der politisch-programmatischen 
Ebene statt und hatte, so Potratz, in der 
Praxis nie die Bedeutung, die ihr in der 
politikwissenschaftlichen Diskussion 
beigemessen wurde (vgl. Potratz 1999: 
244). Unter Verwendung der in Kap. 
2.3 dargestellten Kategorien läßt sich 
die vorherrschende Interaktionsform der 
regionalisierten Strukturpolitk als ein 
Nebeneinander von (eher freiwilligen)84 
Verhandlungssystemen zwischen über-
wiegend öffentlichen Akteuren bei 
weitgehender Abwesenheit eines 
"Schattens der Hierarchie" beschreiben. 
Das unter diesen Rahmenbedingungen 
die Verhandlungsergebnisse überwie-
gend suboptimal nach den Kriterien der 
Wohlfahrtseffizienz und der Vertei-
lungsgerechtigkeit ausfallen (müssen), 
kann, folgt man den theoretischen An-
nahmen Scharpfs (Kap. 2.3), nicht wei-
ter verwundern. 
Die regionalisierte Strukturpolitik des-
halb als gescheitert zu betrachten, wäre 
allerdings zu kurz gegriffen. Eher ist an 
dieser Stelle zu fragen, ob der Anspruch 
von relativ umfassender Koordination 
(diagonaler Integration) unter den Be-
dingungen gesellschaftlicher Komplexi-
tät nicht zu hoch angesiedelt ist. Diese 
                                                 
84 Obwohl die Landesregierung die Freiwil-
ligkeit betont, versucht sie doch ein Min-
destmaß der Regionalisierung aufrecht zu 
halten. "Regionalisierte Strukturpolitik geht 
vom Prinzip der Freiwilligkeit und der 
Selbstorganisation aus. Ein Zwang zur Um-
setzung besteht nicht. Die Landesregierung 
nimmt dabei in Kauf, dass sich die Regio-
nen mit unterschiedlichen Geschwindigkei-
ten entwickelt haben und die regionalisierte 
Strukturpolitik vereinzelt mit erheblichem 
Überzeugungsaufwand der Landesregie-
rung in Gang gehalten werden muß" (Land-
tag 1999:  9). 
Frage wird in Kapitel 7 nochmals auf-
gegriffen werden. 
Einige der angestrebten Ziele wurden 
durchaus erreicht. Die Regionalisierung 
wurde in einigen Regionen der Auftakt 
weiterer regionaler Zusammenarbeit 
und entwickelte eine gewisse Eigendy-
namik, indem der durchaus vorhandene 
regionale Kooperationsbedarf zu gegen-
seitigem Vorteil ausgefüllt wurde. Ver-
stärkt wurde dies durch zunehmende 
Anreize seitens des Landes, des Bundes 
und der EU, welche Mittelvergabe auch 
in anderen Fällen an regionale Koopera-
tion banden (vgl. Rehfeld 1999: 29 f). 
Im Anstoßen und teilweisen Aufrecht-
erhalten regionaler Kooperationsformen 
und darauf aufbauender endogener 
Lern- und Entwicklungsprozesse ist die 
eigentliche Leistung der Regionalisie-
rung zu sehen. (vgl.u.a. ebd., Köller 
1996: 188ff., Potratz 1999: 255ff., 
Meyer-Stamer 2000b: 13).   
5.4.2. Das Steuerungsmuster der IBA-
Emscherpark 
Im Mai 1988 wurde von der Landesre-
gierung die Durchführung der "Interna-
tionalen Bauausstellung Emscher-Park" 
(IBA) beschlossen. Die IBA sollte 
"konzeptionell, finanziell und organisa-
torisch dem ökologischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Umbau des Emscher-
raumes zukunftsweisende Impulse ge-
ben" (Memorandum I 1988: 7). Die 
IBA wollte Impulse für Umweltbedin-
gungen geben, "die Voraussetzungen 
für eine diversifizierte Produktions- und 
Unternehmensstruktur sind und die die 
Entfaltung einer Vielfalt von persönli-
chen Lebensstilen ermöglicht" (IBA-
Memorandum I 1988: 35), da ange-
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nommen wurde, dass ohne eine Verän-
derung, "die Entwicklung von Unter-
nehmen mit höherer Wertschöpfung, 
größerer Beschäftigungsintensität und 
höheren Qualifikationsanforderungen 
blockiert (würde)" (ebd.) . 
7. Neue Angebote für soziale, kulturel-
le und sportliche Tätigkeiten (vgl. 
Memorandum I 1988: 35). 
Die konkreten Einzelprojekte sollten 
räumlich dezentral im gesamtem Pro-
jektbereich der IBA entwickelt werden. 
Dabei verfolgte die Landesregierung 
NRW eine doppelte Modernisierungs-
strategie. "Es geht einerseits um die 
Erneuerung einer alten Industrieregion, 
um die Entwicklung und Erprobung 
neuer Verfahren von Planung und Steu-
erung wie auch strukturell um die Mo-
dernisierung staatlicher und kommuna-
ler Institutionen, falls sich dies in der 
praktischen Arbeit als erforderlich er-
weisen sollte" (Kilper 1998: 143). 
Die IBA begann 1989 zunächst auf fünf 
Jahre angelegt und wurde im Verlauf 
um weitere fünf Jahre verlängert, dauer-
te also bis 1999 an. Die IBA umfasste, 
mit der noch stark altindustriell gepräg-
ten Emscherzone im nördlichen Ruhr-
gebiet, ein Gebiet mit 800 km2, 17 Städ-
ten und ca. 2 Mio. Einwohnern (vgl. 
Rommelsbacher 1999: 158). Bis auf 
Herne waren alle Kommunen nur mit 
einem Teilgebiet ihrer Fläche am IBA-
Raum beteiligt. "Der Planungs- und 
Projektbereich der IBA Emscher Park 
ist ein künstliches Gebilde, das für ei-
nen politisch definierten und zeitlich 
begrenzten Zweck konstruiert worden 
ist. Es liegt "quer" zu den Hoheitsberei-
chen territorialer Gebietskörperschaf-
ten (..)" (Kilper1999: 127).  
Für die Handlungsstrategie der IBA 
wurde der Begriff des "perspektivischen 
Inkrementalismus" (Gan-
ser/Siebel/Sieverts 1993) prägend, dass 
heißt die Kombination von pragmati-
schem "muddling through" unter Beibe-
haltung weniger Oberziele. Dabei orien-
tierte sich die IBA an folgenden Prinzi-
pien, um "Innovation in nicht-
innovativen Millieus" zu erzeugen (vgl. 
Kilper 1998: 149): 
Die inhaltliche Ausrichtung sollte ent-
lang von sieben Leitprojekten erfolgen: 
1. Wiederaufbau von Landschaft - Der 
Emscher-Landschaftspark,  • Planung durch Projekte: Die jeweils 
nur notwendige Einigung auf ein 
konkretes Projekt (im Gegensatz zu 
einem ganzen Programm) sollte die 
Konsensfindung der Akteure er-
leichtern; 
2. Ökologische Verbesserung des Em-
scher-Systems,  
3. Rhein-Herne-Kanal als Erlebnis-
raum,  
• Prozessorientierung: Planung wurde 
als iterativer Prozess verstanden, so 
dass Veränderungen (und somit 
Lernprozesse ) möglich werden soll-
ten; 
4. Industriedenkmäler als Kulturträger,  
5. Arbeiten im Park,  
6. Neue Wohnformen und Wohnun-
gen,  
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• Informalität und horizontale Selbst-
koordination der beteiligten Akteu-
re: Akteure sollten sich auf Projekt-
basis jenseits formeller Zuständig-
keiten und Hierarchien in "runden 
Tischen" zusammenfinden; 
• Wettbewerb und Planung in Alter-
nativen: Jedes Projekt wurde als 
Wettbewerb ausgeschrieben, der 
Gewinnervorschlag tatsächlich rea-
lisiert; 
• Festhalten an bestehenden instituti-
onellen und programmatischen 
Strukturen: Die einzige institutionel-
le Neuerung war die Gründung der 
"Planungsgesellschaft Emscher-Park 
GmbH" (IBA-Plaungsgesellschaft), 
die  bestehende Fördertöpfe und 
admintrative Ressourcen bündeln 
und koordinieren sollte. 
• Offenheit für Außeneinflüsse: Ex-
perten außerhalb der Region sowie 
Interesierte und Betroffene inner-
halb der Region sollten mit ihren 
Ideen eingebunden werden; 
• Definition von Qualitätskriterien: 
Für jedes Leitprojekt wurden Quali-
tätsstandards formuliert, für jedes 
Projekt Qualitätsvereinbarungen ge-
schlossen; 
Die IBA-Planungsgesellschaft wurde 
als 100%ige Landesgesellschaft in pri-
vatrechtlicher Form gegründet, ohne in 
bb. 9:ADas Koordinationsmodell der IBA
Lenkungsausschuss
Bundesregierung
1 Vertreter
Planung/Architektur/
Naturschutz/Wissenschaft
7 Vertreter
Kommunale Gebietskörperschaften
KVR/Emschergenossenschaft
11 Vertreter
Landesregierung
11 Vertreter aus
9 Ministerien
Gewerkschaften
2 Vertreter
Unternehmen/
Wirtschaftsorg.
6 Vertreter
IBA- Planungsgesellschaft
AufsichtsratKuratorium
Planungs- und Lenkungsgruppe
 auf Projektebene Planungs- und Lenkungsgruppe
 auf Projektebene
Planungs- und Lenkungsgruppe
 auf Projektebene
Projektträger
Projektträger
Projektträger
26 MitarbeiterInnen (Stand 1996)
Korrespondenten
18 Wissenschaftler
versch. Fachrichtungen
IBA-
Beauftragte
jeweils eine Person 
in allen beteiligten 
Verwaltungen:
•Massks
•Bezirksregierungen
•Landschaftsverbände
•KVR
•Emschergenossenschaft
•Städte und Kreise
sowie bei:
•Deutsche Bahn AG
•Öko-Zentrum NRW
•Arbeitskreis
 „IBA und Frauen“
Quelle: Eigene Darstellung
in Anlehnung an IBA-Memorandum II 1996: 57-67; Kilper 1998: 150-157
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die hierarchischen und haushaltsrechtli-
chen Entscheidungsstrukturen des fe-
derführenden Ministeriums für Stadt-
entwicklung eingebunden zu sein (vgl. 
Kilper 1998:150). Die IBA-
Planungsgesellschaft verfügte lediglich 
über einen kleinen Mitarbeiterstamm 
(26 Personen Stand: 1996) und Etat (ca. 
7,5 Mio./Jahr) (vgl. IBA- Memorandum 
II 1996: 57f.). Die IBA-
Planungsgesellschaft sollte die Ideen-
findung fördern (Durchführung von 
Ideen und Planungswettbewerben, Or-
ganisation von Erfahrungsaustausch), 
die Außendarstellung der IBA über-
nehmen und die Umsetzung von Kon-
zepten in realisierbare Planungen orga-
nisieren. Die eigentliche Projektrealisie-
rung erfolgte dezentral durch die jeweils 
verantwortlichen Projektbetreiber (vgl. 
Kilper 1998: 150f). Die IBA-
Planungsgesellschaft bildete so die "Ge-
lenkstelle" (ebd.: 150) zwischen den 
Beteiligten (vgl. Abb. 9).  
5.4.2.1 Horizontale und vertikale 
Koordination zwischen administra-
tiven Akteuren 
Horizontale und vertikale Koordinati-
on85 fand im Rahmen der IBA durch die 
Planungsgesellschaft auf zwei Ebenen 
statt,  auf der konkreten Projektebene 
und im IBA- Lenkungsaussschuss. 
Der IBA-Lenkungsausschuss war das 
zentrale Beschlussorgan der IBA. Wäh-
rend das Kuratorium, bestehend aus den 
Spitzen aus Staat, Wirtschaft und Ge-
sellschaft unter Vorsitz des Ministerprä-
sidenten eher Präsentions- und Legiti-
mationscharakter aufwies, hatte der 
Lenkungsausschuss86 als "Gremium 
funktionalistischer Repräsentanz" (ebd.: 
153) im wesentlichen zwei Aufgaben 
(vgl.Ebd.): 
1. Entscheidung über die Aufnahme 
von Projekten; 
2. Grundsatzbeschlüsse über inhaltli-
che Positionen und Strategien. 
Mit der Zustimmung der wichtigen Ak-
teure von Land und Kommunen im 
Lenkungsausschuss zu einem Projekt 
verband sich eine gewisse "bindende 
Wirkung" (aufgrund politischer Rü-
ckendeckung) auf beiden Ebenen. Mit 
der Aufnahme eines Projektes erlangte 
dieses Förderpriorität. Eine Förderung 
an der IBA vorbei war nahezu ausge-
schlossen. Da die IBA nur über beste-
hende Programme verschiedener Minis-
terien finanziert wurde,87 entstand  au-
tomatisch interministerieller Koordina-
tionsbedarf, dem da die IBA politische 
Priorität besaß, nachgekommen werden 
mußte88 (vgl ebd.: 158f.).  Auf der Pro-
jektebene konnte mit der Aufnahme 
eines Projektes in die IBA ebenfalls 
Mitarbeit angemahnt werden, da die 
eigenen kommunalen Entscheidungs-
träger ihre Zustimmung über die Gre-
mien der IBA bereits gegeben hatten. 
                                                 
                                                 
86 Für die Zusammensetzung siehe Abb. 9. 
87 Im gesamtem Zeitraum 1989-1999 wurden  
folgende Ausgaben im Rahmen der IBA 
vom Land erbracht: MASSKS: 1.253 Mio. 
DM, MWMTV: 914 Mio. DM, MBW: 467 
Mio. DM, MURL: 358 Mio. DM, Andere: 
63 Mio. DM. (IBA-Memorandum III 1999: 
15). 
88 Zur fortlaufenden interministeriellen Ab-
simmung wurde ein interministerieller Ar-
beitskreis für die IBA gegründet. 
85 Eine getrennte Betrachtung führt zu erheb-
lichen Redundanzen, da beide Ebenen inte-
grativ angelegt sind. 
 
MICHAEL GIESE 60
Auf der Projektebene wirkten die Be-
reichsleiter der IBA-Planungsgesell-
schaft in den jeweiligen Planungs- und 
Lenkungsgruppen mit. Wichtigste 
Funktion war die Operationalisierung 
und Kontrolle der IBA-Qualitäts-
standards und die strategische Interven-
tion bei möglichen Blockaden und ver-
bindlichen Investitionsentscheidungen 
(vgl. ebd.:156). Ferner organisierten sie 
von "Zeit zu Zeit" einen Austausch zwi-
schen Projekten eines Leitprojektes 
(ebd.). Auf der Ebene des einzelnen 
Projektes war häufig nur eine Kommu-
ne involviert, bei übergreifenden Pro-
jekten lag die Trägerschaft meist beim 
Kommunalverband Ruhrgebiet (KVR). 
Bei allen relevanten Verwaltungsorga-
nisationen waren IBA-Beauftragte be-
nannt worden, so dass jederzeit konkre-
te Ansprechpartner vorhanden waren, 
was die horizontale  wie vertikale Ko-
ordination auf der Fachebene erleichter-
te. Gemäß der Strategie des perspektivi-
schen Inkrementalismus sollten grund-
sätzliche Konflikte vermieden werden.  
5.4.2.2 Koordination mit und 
zwischen gesellschaftlichen Interessen 
Die Einbeziehung gesellschaftlicher 
Interessen fand entsprechend des Pla-
nungsverständnisses der IBA in selekti-
ver Form statt. Während die "Offenheit 
für Außeneinflüsse" in Form auswärti-
ger Expertise durch die verschiedenen 
Wettbewerbsverfahren überwiegend gut 
gelang, weist Rommelsbacher im Hin-
blick auf die Beteiligung nach "innen" 
darauf hin, dass sich die Anliegen 
schwacher Gruppen kaum durchsetzten 
konnten und das Entstehen "neuer For-
men von bürgerschaftlicher Beteili-
gung" auf Grund des Umfeldes kaum 
möglich waren. (vgl. Rommelsbacher 
1999: 160). 
Obwohl im ersten Memorandum alle 
Bürger und Bürgerinnen der Emscher-
Zone aufgerufen wurden aktiv bei den 
Projekten und Planungen mitzuarbeiten, 
wurde in der ersten Projektphase ledig-
lich ein bürgerschaftliches Projekt in die 
IBA aufgenommen (vgl. Kilper 1998: 
310). In der zweiten IBA-Hälfte, wurde 
versucht diesem Mangel, durch die Hin-
zunahme einiger weiterer Projekte, in 
Teilen abzuhelfen.  
5.4.2.3 Fazit: IBA 
Im Rahmen der IBA wurden insgesamt 
123 Projekte realisiert, die "eine Fülle 
interessanter, neuer und oft auch hoch-
wertiger Impulse in die Emscherregion 
getragen haben. Unabhängig von der 
Frage nach der Gesamtstrategie wer-
den viele der Projekte über das Ende 
der IBA hinaus wirken" (Rommelsba-
cher 1999: 159). Bei der Realisierung 
der Projekte wurde ein Steuerungsmus-
ter angewandt, welches verschiedene 
Elemente positiv zu nutzen versuchte. 
Die IBA- Planungsgesellschaft versuch-
te durch Moderation, Koordination und 
Information die auf verschiedenen Ebe-
nen angesiedelten Verhandlungsprozes-
se zu effektivieren (vgl. Kilper 1998: 
346). Neben diesen weichen Steue-
rungsmustern, ergänzt um eine "hoch-
professionelle mediale Vermarktung" 
(Rommelsbacher 1999: 159), wurden 
einerseits mit den Wettbewerbsverfah-
ren  Elemente der Marktsteuerung und 
andererseits mit dem verbindlichen Ein-
fordern von Qualitätsstandards hierar-
chische Steuerungselemente integriert. 
Letztere waren vor allem an die fakti-
sche Entscheidungsmacht über die För-
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derungswürdigkeit gebunden. "Kenn-
zeichnend für das Steuerungsmodell von 
IBA-Projekten ist die Kombination von 
Hierarchie, Kooperation und Wettbe-
werb. Im Projektalltag stehen diese in 
einem prinzipiellen Spannungsverhält-
nis zueinander und gehen permanent in 
einander über" (Kilper 1998: 350). 
Verhandlungen hatten insbesondere 
eine Erfolgschance, wenn die IBA-
Planungsgesellschaft den Schatten der 
Hierarchie glaubhaft vermitteln konnte. 
Kilper verweist ausdrücklich darauf, 
dass die Erneuerungsstrategie der IBA 
nicht aus sich heraus als induktive Re-
formstrategie wirkt (vgl. ebd.: 356). 
Fällt der Schatten der Hierarchie weg89, 
indem die Verbindlichkeit der Verhand-
lungsergebnisse in Frage gestellt oder 
sogar alternative Entscheideungswege 
eröffnet werden, bleibt die IBA-
Planungsgesellschaft wirkungslos, 
"prallt an den über Jahrzehnten hinweg 
gewachsenen, direkten Beziehungen der 
Kommunal- zur Landespolitik wie auch 
an den internen Strukturen der beteilig-
ten Institutionen ab" (ebd.: 357).    
Rommelsbacher sieht in der Strategie 
der IBA dagegen die Gefahr, dass sie 
sich vorangig dazu eignen würde, "mit 
vergleichsweise hohem Aufwand kon-
sensfähige und bewältigbare Probleme 
von eher niedrigem Konfliktniveau zu 
bearbeiten" (Rommelsbacher 1999: 
160), mit der Folge dass besonders kon-
fliktive Probleme nicht bearbeitet wer-
den würden. Aus der bisherigen Argu-
mentation der Arbeit ist diese Aussage 
so richtig wie ergänzungsbedürftig. 
Konsensfähige und bewältigbare Prob-
leme stehen nicht a priori als solche 
fest. Zwar lassen sich in einer ex ante-
Perspektive aus der Problemstruktur 
gewisse Rückschlüsse auf die Konflikt-
trächtigkeit ziehen, z.B. redistributive 
policies als besonders konfliktiv kenn-
zeichnen, jedoch wird das tatsächliche 
Konfliktpotential erst im Prozess er-
kennbar. Die Identifizierung und (er-
folgreiche) Bearbeitung von konsensfä-
higen und bewältigbaren Problemen 
wäre, legt man die spieltheoretischen 
Überlegungen Scharpfs zugrunde 
(Scharpf 2000), die theoretisch denkba-
re Maximalleistung von Verhandlungs-
systemen (vgl. Kap.2.3). Der hohe 
Aufwand in Form von Transaktionskos-
ten, die im Falle der IBA vor allem in 
die beteiligten Verwaltungen externali-
siert wurden (vgl. Kilper 1998: 156), ist 
eher als Grenze des Modells zu verste-
hen. Dabei ist auffällig, dass sowohl bei 
der IBA als auch in der regionalisierten 
Strukturpolitik im Wesentlichen ver-
sucht wurde, Koordination zwischen 
administrativen Akteuren zu gewähr-
leisten. Die Koordination mit und zwi-
schen gesellschaftlichen Interessen 
spielte eher eine Nebenrolle. 
Das folgende Kapitel beschäftigt sich 
fast auschließlich mit der Reform der 
Verwaltung durch die Verwaltung, wo-
bei eine interessante Änderung in der 
Problemstruktur auftritt. War in den 
beiden vorangegangenen Kapiteln das 
Ziel öffentlichen Handelns, möglichst 
wirksam und koordiniert Geld aus-
zugeben, die policy also als eher distri-
butiv zu kennzeichnen, ist ein wichtiges 
                                                 
89 Kilper beschreibt am Projekt Gewerbepark 
Zeche Holland, wie unter Umgehung der 
IBA-Gremien ein Entscheidungs- und Ge-
nehmigungsverfahren direkt zwischen 
Kommune und Land durchgesetzt wurde. 
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Ziel der Verwaltungsmodernisierung 
Geld einzusparen, die policy somit eher 
als redistributiv zu beschreiben.   
6 Regierungs- und Verwal-
tungsreform in NRW  
Mit diesem Kapitel wird eine doppelte 
Intention verfolgt. Einerseits soll das 
Politikfeld Verwaltungsmodernisierung 
als Verwaltungspolitik auf Landesebene 
überblicksartig dargestellt werden, wo-
bei der Schwerpunkt der Betrachtung 
auf den Reformmaßnahmen seit 1998 
liegt. Die Darstellung der verschiedenen 
Reformelemente erfolgt in Kapitel 6.3. 
Neben der materiellen Beschreibung der 
geplanten Maßnahmen und des vorzu-
findenden Umsetzungsstandes, interes-
siert aber ebenso die Organisation und 
Steuerung des Modernisierungsprozes-
ses (Kap.6.4), vor allem im Hinblick auf 
einen  abschließenden Vergleich mit 
den im vorangegangenen Kapitel darge-
stellten Koordinationsmustern. 
6.1 Verwaltungsreform in 
NRW- Ein Rückblick 
Verwaltungsmodernisierung als Ver-
waltungspolitik hat in NRW Tradition.90 
Die Landesregierung betont, dass die 
Geschichte des Landes auch eine "Ge-
schichte erfolgreicher Reformen seiner 
Verwaltung" (Behrens 1999) sei. Den-
noch wurde es versäumt, so Joachim 
Jens Hesse in dem im Auftrag des Bun-
des der Steuerzahler erstellten Gutach-
ten zur "Regierungs- und Verwaltungs-
reform in Nordrhein-Westfalen", eine 
zielstrebige Verwaltungspolitik und 
eine kontinuierliche Institutionenpflege 
                                                 
90 Vgl. u.a. Pankoke, Eckart (1990). 
zu betreiben (vgl. Hesse 1999: 124). 
Statt dessen "verblieben die entspre-
chenden Initiativen auf Einzelaktivitäten 
beschränkt, wurden "Inseln der Reform" 
geschaffen - ohne dass es gelang, die 
Landesverwaltung durchgängig zu mo-
dernisieren" (ebd.: 8). Wie ist diese 
unterschiedliche Bewertung der bisheri-
gen Reformprozesse zu erklären?  
Die Landesregierung bezieht ihre Ein-
schätzung aus der positiven Bewertung 
vergangener Reformpakete, die im An-
schluss an die konstitutionelle Aufbau-
phase der 50er und 60er umgesetzt wur-
den: 
1. Die Gebietsreform 1967-1975 
Ziel der Reform war es, durch die 
Zusammenlegung von Städten, Ge-
meinden und Kreisen leistungsfähi-
gere Verwaltungseinheiten zu schaf-
fen. Von den 2297 kreisangehörigen 
Gemeinden blieben 373, von 57 
Landkreisen 31 und von vormals 37 
kreisfreien Städten 23 übrig. 
2. Die Funktionalreform von 1976-
1985 
Die Funktionalreform hatte die Ü-
berprüfung und Neuordnung der 
Verwaltungszuständigkeiten der 
verschiedenen Verwaltungsträger, 
Verwaltungsebenen und Behörden 
zum Inhalt. In drei Funktionalre-
formgesetzen wurden Aufgaben auf 
die kommunale Ebene verlagert, die 
Zahl der Landesbehörden verringert 
und deren Aufgaben konzentriert. 
Ziel war größere Effektivität und 
Wirtschaftlichkeit, Abbau von 
Mehrfachzuständigkeiten, ein klare-
rer Verwaltungsaufbau, sowie eine 
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orts- und bürgernahe Aufgaben-
wahrnehmung. 
• Im Rahmen der Gebietsreform war 
auch eine Verringerung der Regie-
rungsbezirke von sechs auf drei so-
wie eine Auflösung der beiden 
Landschaftsverbände zu Gunsten 
von drei neuen Regionalverbänden 
vorgesehen. Im Laufe der Diskussi-
on einigte man sich zunächst auf 
vier, dann auf zwei Bezirksregie-
rungen. Letztendlich wurde ledig-
lich der Regierungsbezirk Aachen in 
den Regierungsbezirk Köln einge-
gliedert (vgl. ebd.: 33). 
3. Die Reform der Kommunalverfas-
sung von 1994 
Die neue Kommunalverfassung 
sieht eine Ausweitung der bürger-
schaftlichen Mitwirkungs- und Be-
teiligungsrechte und der kommuna-
len Handlungsspielräume vor. Die 
"Doppelspitze" (Stadtdirektor/Bür-
germeister) wurde abgeschafft und 
durch den direkt gewählten haupt-
amtlichen Bürgermeister ersetzt. 
Außerdem wurden Einwohneran-
trag, Bürgerbegehren und Bürger-
entscheid eingeführt. Zusätzlich 
sollte mit der Einführung der Expe-
rimentierklausel die Einführung und 
Erprobung neuer Steuerungsmodelle 
erleichtert werden. 
• Im Juni 1980 setzte Ministerpräsi-
dent Rau eine unabhängige Kom-
mission zur Gesetzes- und Verwal-
tungsvereinfachung ("Ellwein-
Komission") ein, mit der Aufgabe 
Gesetze, Verordnungen und Ver-
waltungsvorschriften daraufhin zu 
überprüfen, ob sie unbedingt nötig, 
einfach anwendbar und leicht ver-
ständlich seien. Die Vorschläge der 
Kommission für einen umfassende-
ren Organisations- und Regelungs-
verzicht fanden jedoch keine Be-
rücksichtigung (vgl. ebd.: 33). 
Das Gutachten erkennt die bisher ge-
leisteten Reformbemühungen durchaus 
an, verweist aber darauf, dass aus einer 
Gesamtperspektive "die entsprechenden 
Maßnahmen bislang eher punktuell an-
setzen, d.h. ohne ein übergeordnetes 
Konzept blieben" (ebd.: 34), ein "Miß-
verhältnis von Ankündigung und Er-
trag" aufwiesen und viele Reformvor-
schläge nie über das Diskussions- und 
Planungsstadium hinaus gekommen 
sind. Einige Beispiele: 
Die Stagnation der Reformvorhaben der 
Landesregierung in der Diskussions- 
und Planungsphase kennzeichnete auch 
weite Teile der neunziger Jahre. 
6.2 Verwaltungsreform in den 
neunziger Jahren  • Bereits in der ersten Landesregie-
rung wurde Kritik an Ministerialor-
ganisation und Ressortzuschnitt ge-
äußert. So kritisierte Finanzminister 
Weitz schon 1947, dass in den Mi-
nisterien Aufgaben wahrgenommen 
würden, die eigentlich Gegenstand 
nachgeordneter Dienststellen seien 
(vgl. ebd.: 31). 
Im Vergleich zu den intensiven Re-
formanstrengungen der kommunalen 
Ebene in den neunziger Jahren blieben 
die Aktivitäten auf der Landesebene, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Implementation von Modernisierungs-
vorhaben, eher zurückhaltend, abgese-
hen von der bereits o.g. Reform der 
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Kommunalverfassung von 1994, deren 
Schwerpunkt aber auf der Veränderung 
der Partizipationsmöglichkeiten der 
Bürger und Bürgerinnen lag. 
1989 wurde der "Arbeitsstab Aufgaben-
kritik" (AstA) beim Finanzministerium 
des Landes eingerichtet. Der AstA soll-
te eine generelle Überprüfung der Or-
ganisation der Landesverwaltung veran-
lassen und betreuen. Dazu wurden vom 
Arbeitsstab bis zum Jahre 2001 weit 
über 80 Organisations- und Strukturun-
tersuchungen an externe Berater verge-
ben bzw. abgeschlossen und der Lan-
desregierung Vorschläge zur Umset-
zung der Gutachterempfehlungen unter-
breitet.  
1993 erfolgte zur politisch-
parlamentarischen Unterstützung des 
Reformprozesses die Bildung eines Par-
lamentausschusses für Verwaltungs-
strukturreform (ASVR), der entspre-
chend des parteipolitischen Proporzes 
des Landtages zusammengesetzt ist. Der 
ASVR wird in seiner Arbeit von einer 
Projektgruppe unterstützt, welche sich 
aus Mitgliedern des Landesrechnungs-
hofes, der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung NRW und Ausschuss-
assistenten zusammensetzt (vgl. Mariß 
1999: 72f.). Die Projektgruppe sollte 
Defizite der Verwaltungsstruktur be-
nennen und Vorschläge für ein Reform-
konzept erarbeiten. In den vom ASVR 
zahlreich durchgeführten Anhörungen 
herrschte bei allen Akteurs- und Interes-
sengruppen91, trotz mannigfaltiger Un-
                                                 
91 U.a. Vertreter von Industrie und Handwerk, 
Verbraucherorganisationen, Freie Wohl-
fahrtspflege, Bund der Steuerzahler, Ar-
beitgeberverbände, Gewerkschaften, 
Kommunen, Wissenschaft. 
terschiede im Detail, Konsens in der 
Notwendigkeit eines grundsätzlichen 
Reformbedarfs (vgl. ebd:. 65f). Insbe-
sondere die Kommunen forcierten auf 
Grund der dort vorangetriebenen Re-
formprozesse den Reformdruck auf die 
Landesregierung mit dem Ziel ein grö-
ßeres Selbstverwaltungsrecht zu errei-
chen (vgl. ebd: 67). Doch obwohl die 
Projektgruppe eine Gesamtreform aller 
Bereiche der Landesverwaltung mit 
durchgehendem Reformkonzept mit 
dem Ziel einer lernenden, zu Selbstin-
novation fähigen, schlanken, effektiven 
und effizienten öffentlichen Verwaltung 
geboten sah und der Landtag dem am 
29.03.1995 zustimmte, setzte in der 
direkten Folge keine Veränderung in 
der Reformdynamik ein, auf den Ver-
such der Implementation einer struktu-
rellen Reform wurde weiter verzichtet. 
Mariß verortet deshalb den Schwer-
punkt des Modernisierungskonzeptes 
bis Mitte 1998 bei Maßnahmen der 
Binnenmodernisierung, "die sich häufig 
noch in der konzeptionellen Phase be-
fanden und auf Gutachterempfehlungen 
externer Beratungsfirmen basierten" 
(ebd.:61). 
So sieht auch das Gutachten von Hesse 
drei Jahre später zwar unverändert die 
Notwendigkeit, einen Gesamtansatz für 
die Modernisierung der öffentlichen 
Verwaltung zu formulieren, empfiehlt 
jedoch die Umsetzung der einzelnen 
Modernisierungsschritte über einen län-
geren Zeitraum (etwa zwei Legislatur-
perioden). Für eine erfolgreiche Umset-
zung käme es nicht nur darauf an, Be-
teiligte wie positiv und negativ Betrof-
fene von der Notwendigkeit der Reform 
zu überzeugen, sondern sie auch zu ei-
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ner aktiven Mitarbeit zu bewegen. "Da 
Staatspflege und Verwaltungspolitik nur 
als Prozeß zu denken sind, verbietet 
sich ein Ansatz aus einer Hand und zu 
einem Zeitpunkt; die Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland verzeich-
net in dieser Hinsicht ausschließlich 
gescheiterte "Reformen"" (ebd.: 9). 
6.3 Verwaltungsreform in NRW 
seit 1998  
Mit dem Wechsel der Regierungsspitze 
von Rau zu Clement Mitte 1998 änderte 
sich der bisher verfolgte Reformansatz 
grundlegend. Die Regierung Clement 
war mit dem Ziel angetreten, eine um-
fassende Modernisierung von Regie-
rung und Verwaltung zu einem wesent-
lichen Schwerpunkt der Landespolitik 
zu machen.92 Geplant war eine "grund-
sätzliche Verwaltungsreform an Haupt 
und Gliedern, die alle Strukturen, alle 
Aufgaben und alle Verfahrensabläufe 
der staatlichen Behörden auf den Prüf-
stand stellt" (Innenministerium NRW 
1998a). Als oberste Prüfregel wurde 
ausgegeben, dass eine Bestandsgarantie 
nur für das Land NRW und die 396 
Städte und Gemeinden gelten solle. Alle 
Behörden Einrichtungen und Organisa-
tionen dazwischen sollten auf den Prüf-
stand. Ein erster Schritt mit Vorbild-
funktion sollte die Reduzierung des 
Kabinetts von vorher zwölf auf neun 
Ministerien sein.93 Die Landesregierung 
beabsichtigte, das gesamte Reformpaket 
in möglichst knapper Zeit umzusetzen. 
Sie forderte alle Beteiligten zur kon-
struktiven Mitarbeit auf der Basis der 
unterbreiteten Vorschläge auf, sah al-
lerdings nach Jahren der "zähen" Dis-
kussionen, Expertenanhörungen, Konfe-
renzen und politischer Debatten die Zeit 
zum Handeln. "Wenn man 20 Jahre 
diskutiert hat, meine ich, muß man in-
nerhalb von Monaten zu Ergebnissen 
kommen, jedenfalls innerhalb eines 
Jahres" (Clement: 1999). Am 
11.11.1998 folgte die Vorstellung eines 
vom Innenministerium ausgearbeiteten 
"Eckpunktepapiers" zur Verwaltungs-
modernisierung als Grundlage des wei-
teren Reformprozesses. Auf dessen Ba-
sis beschloss die Landesregierung am 
01.12. 1998, zunächst zwei Gesetze zur 
Verwaltungsmodernisierung vorzube-
reiten94. Geplant war "eines der wich-
tigsten Reformprojekte des öffentlichen 
Sektors in Nordrhein-Westfalen seit der 
Gemeindegebietsreform" (Innenministe-
rium NRW 1999b). 
6.3.1. Ziele der Verwaltungs- 
modernisierung 
Die aktuelle Modernisierungslogik ist in 
erster Linie an Begriffen wie Effektivi-
tät, Effizienz, Dienstleistungsorientie-
rung und Kernaufgaben orientiert (vgl. 
Innenministerium NRW 1999c). "Ziel 
                                                 
                                                                  
92 So wurde in der  Regierungserklärung vom 
17. Juni 1998 von Ministerpräsident Wolf-
gang Clement die Verwaltungsreform als 
einer der Arbeitsschwerpunkte genannt. 
(Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
(Hrsg.):1998). 
93 Die öffentliche Wahrnehmung der Kabi-
nettsreform beschränkte sich jedoch weit-
gehend auf die Diskussion auf Grund der 
Zusammenlegung der Ministerien für Inne-
res und Justiz. 
94 Das 1. ModernG wurde am 10. März 1999 
in den Landtag eingebracht, am 9. Juni ver-
abschiedet und trat am 14. Juli 1999 in 
Kraft. Das 2. ModernG wurde am 13. April 
2000 verabschiedet und trat (im Wesentli-
chen) am 01. Januar 2001 in Kraft. 
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ist es, eine moderne, leistungsstarke 
Verwaltung zu schaffen, die führend 
unter den Bundesländern ist und im 
Wettbewerb mit den EU-Regionen be-
stehen kann. Künftig muss sich die Ver-
waltung in NRW einem zunehmenden 
Standortwettbewerb der öffentlichen 
Verwaltungen im westlichen Europa 
stellen" erklärte Innenminister Behrens 
• Unterstützung der Kommunen in 
ihren Reformbemühungen. 
Als wichtigster Grund für die Reform 
ist allerdings der Kostenaspekt auf 
Grund der desolaten Lage der öffentli-
chen Haushalte anzuführen. Nicht nur 
bei den Reformbemühungen der Kom-
munen95, sondern auch bei denen der 
Landesregierung, ist hier die Hauptan-
Abb.10:anlässlich der Vorstellung des "Eck-
punktepapiers" (Innenministerium 
NRW 1998). Die Gestaltungsfähigkeit 
der Politik soll durch Verwaltungsmo-
dernisierung gesichert werden. Die be-
schriebenen Ziele sollen nach dem Eck-
punktepapier in erster Linie durch Re-
formen in folgenden Handlungfeldern 
erreicht werden: 
am 31.12 1998 in NRW
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95 Bei Umfragen des deutschen Städtetages 
zum Thema Verwaltungsmodernisierung in 
den Jahren 1996 und 1998 wurden als 
Gründe für die Modernisierung von den be-
fragten Städten genannt:1996/(1998): Fi-
nanzkrise/Haushaltskonsolidierung: 89 % 
(81%); Verwaltungsstrukturen refombe-
dürftig: 67% (78%); Mangelnde Transpa-
renz: 53% (63%); Mangelnde Bürger-
freundlichkeit: 38% (40%); Fehlende Moti-
vation der Mitarbeiter/innen: 23% (19%); 
Geringe Attraktivität des Standortes: 10 % 
(9%). • Konsequente Aufgabenkritik und 
Vorschriftenüberprüfung,  Als Ziele der Modernisierung wurden ange-
führt: 1996/(1998): Erhöhung von Effizienz 
und Effektivität: 96% (96%); Rückgewin-
nung des finanziellen Handlungsspielrau-
mes: 78% (74%); Bürgerorientierung 
verbessern: 69% (77%); Motivation der 
Mitarbeiter/innen erhöhen: 35% (31%); 
Standortqualitäten erhöhen: 4% (13%). 
Quelle: (Grömig/Gruber 1998) 
• Binnenmodernisierung der Behör-
den und Einrichtungen,  
• Optimierung des Verwaltungsauf-
baus und der Behördenstrukturen, 
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triebsfeder (wenn auch sicherlich nicht 
die einzige) zu sehen. Bereits vor Be-
ginn der derzeitigen Reformen war der 
Abbau von 22.000 Stellen in der Lan-
desverwaltung beschlossene Sache. Vor 
allem der Blick auf die steigende Pensi-
onslast bereitet der Landesregierung 
Sorgen. Bei gleichbleibender Entwick-
lung wäre im Jahr 2006 etwa jede zehn-
te Mark für die Altersversorgung der 
Beschäftigten aufzuwenden (vgl. In-
nenministerium NRW 1999a/ Innenmi-
nisterium NRW 2000a). Zieht man noch 
den Schuldenstand (vgl. Abb.10) und 
die daraus resultierenden Kosten für 
Zinsen und Tilgung in die Betrachtung 
mit ein (vgl. Abb.11), wird das Ausmaß 
der Finanzkrise mehr als deutlich. 
Damit steht eine wichtige Vorgabe für 
die Reform fest: Sie darf nichts kosten. 
Ein primäres Ziel der Verwaltungsmo-
dernisierung ist es, Einsparungen auf 
Grund der desolaten öffentlichen Fi-
nanzlage zu erbringen. Andererseits ist 
Verwaltungsmodernisierung ohne mas-
siven Problemdruck eher unwahrschein-
lich. Ob allerdings dadurch eine strate-
gisch langfristige Veränderung der 
Strukturen im Hinblick auf die ange-
strebten Ziele bewirkt werden kann, 
oder ob diese durch taktisch kurzfristige 
Ziele der jeweils von Einsparungen be-
troffenen Verwaltungsakteure überla-
gert und konterkariert wird, bleibt ab-
zuwarten.  
6.3.2.  Erstes Verwaltungsmodernisie-
rungsgesetz  
(1. ModernG NRW) 
Mit dem 1.ModernG NRW sollten zwei 
Reformschwerpunkte aufgegriffen und 
umgesetzt werden: Zum einen die Stär-
kung der kommunalen Selbstverwal-
tung, zum anderen die Verbesserung 
und Beschleunigung von Verwaltungs-
verfahren, insbesondere von Genehmi-
Abb. 11:
Anteilige Ausgaben1 für Personal, Zinsen und Tilgung2 des Landes, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände 1998 in NRW
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gungsverfahren. Das Gesetz ist als Arti-
kelgesetz ausgestaltet. Es umfasst 22 
Artikel, ändert 14 Landesgesetze sowie 
3 Rechtsverordnungen.96 Ein Anliegen 
war es, Inkompatibilitäten bestehender 
Rechtsnormen mit den durch die Ein-
führung der neuen Steuerungsmodelle 
auf kommunaler Ebene entstandenen 
Anforderungen und Vorstellungen zu 
verringern. Hierzu wurde u.a. eine 
Ausweitung der Experimentierklausel 
der Gemeindeordnung (§126 GO) sowie 
die Änderung von haushalts-, gebühren- 
und abgabenrechtlicher Vorschriften 
eingeführt. 
Ein Konfliktpunkt entwickelte sich im 
Gesetzgebungsverfahren um die geplan-
te Ausweitung der Handlungsmöglich-
keiten bei der wirtschaftlichen Betäti-
gung der Kommunen (§107 GO). Ge-
meinden und Gemeindeverbände 
forderten hier eine deutliche Erweite-
rung ihres Handlungsspielraumes, 
insbesondere im Hinblick auf die 
radikalen Veränderungen im 
Versorgungssektor97. Kommunen und 
kommunale Unternehmen könnten unter 
den veränderten 
Wettbewerbsbedingungen nicht beste-
hen, wenn sie im Gegensatz zur priva-
ten Konkurrenz in sachlicher (wenige 
Betätigungsfelder, Daseinsfürsorge) und 
räumlicher (auf ihr Gemeindegebiet) 
Hinsicht eingeschränkt wären.                                                  
96 Das 2. ModernG NRW umfasst sogar 37 
Artikel, enthält 7 neue Gesetze, ändert 16 
Landesgesetze, sowie 9 Rechtsverordnun-
gen. 
97 So beseitigte das am 29.04. 1998 (auf 
Druck der EU-Kommission) in Kraft getre-
tene Energiewirtschaftsrecht die geschütz-
ten Versorgungsgebiete (Monopolstellun-
gen) der Kommunen. Ähnliche Entwick-
lungen sind im Bereich des Nahverkehrs 
und der Wasserwirtschaft zu erwarten. 
Wirtschaft und Wirtschaftsverbände 
forderten dagegen eine vollständige 
materielle Privatisierung der bisherigen 
kommunalwirtschaftlichen Betätigung, 
was nicht weiter verwundert. Interes-
santerweise formierte sich massive Kri-
tik an der geplanten Ausweitung im 
Bereich des Mittelstandes und des 
Handwerks. Dort wurde befürchtet, dass 
die Kommunen in konsequenter Fort-
setzung der Grundgedanken des neuen 
Steuerungsmodells ihre "Geschäftsfel-
der" auf Kosten von privaten mittel-
ständischen Unternehmen erweitern 
könnten. Sie rügten ihrerseits die un-
gleichen Wettbewerbsbedingungen zwi-
schen den dem Konkursrisiko unterwor-
fenen Unternehmen der Privatwirtschaft 
und den "im Zweifel" vom Steuerzahler 
subventionierten kommunalen Unter-
nehmen. Die Landesregierung entschied 
sich für den Mittelweg, um beiden Inte-
ressenseiten gerecht zu werden. Das 
Gesetz sieht eine begrenzte Ausweitung 
der Handlungsmöglichkeiten der Kom-
munen in sachlicher und räumlicher 
Hinsicht vor, hält aber an der grundsätz-
lichen Subsidiarität kommunalwirt-
schaftlicher Betätigung - ausgenommen 
der in § 107 Abs. 1 genannten Ausnah-
men - fest. Andererseits muss nach 
§107 Abs. 4 bei jeder Gründung von 
bzw. jeder unmittelbaren oder mittelba-
ren Beteiligung an Unternehmen der 
Rat auf der Grundlage einer Marktana-
lyse über die Chancen und Risiken des 
beabsichtigten wirtschaftlichen Enga-
gements und über die Auswirkungen 
auf das Handwerk und die mittelständi-
sche Wirtschaft unterrichtet werden. 
Den örtlichen Kammern und den jewei-
ligen Gewerkschaften ist Gelegenheit 
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zur Stellungnahme zu den Marktanaly-
sen zu geben.  
6.3.3. Zweites Verwaltungsmoderni-
sierungsgesetz 
 (2. ModernG NRW) 
Das 2.ModernG NRW hatte die grund-
legende Reform und Optimierung des 
Verwaltungsaufbaus und der Behörden-
struktur in NRW, die sogenannte Ver-
waltungsstrukturreform, zum Ziel. Kern 
der Reform war die Neuorganisation der 
staatlichen Verwaltung sowie die Neu-
organisation der kommunalen zweck-
verbandlichen Organisation oberhalb 
der Kreisebene, dass heißt der beiden 
Landschaftsverbände und des KVR, 
sowie die Nachfolgeregelung der IBA. 
Nachdem im Eckpunktepapier noch 
verschiedene Modellüberlegungen (al-
leine 4 Modelle zur Reform der staatli-
chen Mittelebene) zur Diskussion ge-
stellt wurden, kristallisierten sich die 
Vorstellungen der Landesregierung we-
nig später heraus. Das geplante Geset-
zespaket sollte im Wesentlichen aus 
drei "Bausteinen" bestehen: 
1. Die Bezirkregierungen sollten in 
regionale Dienstleistungszentren 
(RDZ) umgewandelt werden. Die 
RDZ waren als Bündelungsbehörde 
gedacht, in denen Aufgaben der bis-
herigen Bezirksregierungen mit de-
nen einiger Landesoberbehörden 
und Landesunterbehörden sowie 
Teile der Aufgaben der Land-
schaftsverbände zusammengefasst 
werden sollten. Eine "Mischbehör-
de", in der staatliche und kommuna-
le Aufgaben integriert wären, sollte 
vermieden werden. Die Zahl der 
Landesoberbehörden sollte durch 
Umwandlung in Landesbetriebe, 
Zusammenlegung und Eingliede-
rung in die RDZ von 14 auf 4 redu-
ziert werden. Des weiteren sollten 
Regionalräte mit erweiterten Kom-
petenzen98 die bisherigen Bezirks-
planungsräte ersetzen. 
2. Die beiden Landschaftsverbände 
sollten aufgelöst, ihre Aufgaben ei-
nerseits auf die RDZ, andererseits 
auf die Kommunen übertragen wer-
den. 
3. Der Kommunalverband Ruhrgebiet 
(KVR) sollte ebenfalls aufgelöst 
werden, eine neu zu gründende "A-
gentur Ruhr" sollte an die bisherige 
Arbeit des KVR und der IBA an-
knüpfen. 
Der Zeitdruck, mit dem die Landesre-
gierung die Verwaltungsmodernisierung 
betrieb, wurde nicht nur heftig kritisiert 
(Städtetag 1999), sondern verhinderte 
auch nicht das Aufkommen einer brei-
ten, keineswegs immer als konstruktiv 
zu bewertenden Diskussion aller Betei-
ligten und (vermeintlich) Betroffenen. 
Diese Diskussion soll hier im Einzelnen 
nicht nachgezeichnet werden. Festzu-
halten bleibt aber, dass sich die Landes-
regierung bei zweien der drei "Baustei-
ne" der Verwaltungsstrukturreform im 
Wesentlichen nicht durchsetzen konnte. 
Nur dort, wo sie nicht auf eine weitge-
hende Mitarbeit der Kommunen ange-
wiesen war, bei der Reform der staatli-
chen Strukturen, gelang die Umsetzung 
                                                 
98 Dabei wurde auch überlegt, ob die Regio-
nalräte die Aufgaben der regionalisierten 
Strukturpolitik wahrnehmen sollten, um so 
die 15 Regionalkonferenzen zu ersetzen. 
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der eigenen Vorstellungen in hohem 
Maße. 
• Die Bezirksregierungen blieben 
zwar Bezirksregierungen, sowohl 
"Regionales Dienstleistungszent-
rum" als auch "Staatliche Regional-
direktionen" wurden, obwohl zwi-
schenzeitlich in der Diskussion, als 
Bezeichnung der Mittelebene ver-
worfen. Die materielle Reform wur-
de jedoch zu weiten Teilen umge-
setzt. Die Zahl der Landesoberbe-
hörden wurde auf sieben reduziert. 
Vier Landesoberbehörden mit ins-
gesamt rund 770 Stellen wurden in 
die Bezirksregierungen integriert, 
vier weitere mit rund 2590 Stellen 
wurden in Landesbetriebe umge-
wandelt. Die Aufgaben des Straßen-
baus werden zukünftig vom Lan-
desbetrieb Straßenbau und von den 
Bezirksregierungen wahrgenom-
men. Die Regionalräte ersetzen die 
Bezirksplanungsräte, die Regional-
konferenzen bleiben bestehen. 
• Die Landschaftsverbände bleiben, 
wenn auch mit deutlich reduzierten 
Aufgaben (s.o.), bestehen.  
• Die Schaffung einer Agentur Ruhr 
und die damit verbundene Auflö-
sung des KVR scheiterte am Wider-
stand der Kommunen. Statt dessen 
wurde die "Projekt Ruhr GmbH" 
von der Landesregierung im Allein-
gang gegründet. Ihre Aufgabe soll 
es sein, den Innovationsprozess im 
Ruhrgebiet durch die Entwicklung 
und Umsetzung von regional be-
deutsamen Projekten zu fördern und 
zu beschleunigen. Der KVR bleibt 
bestehen, er soll in seinen Aufgaben 
durch die Projekt Ruhr GmbH nicht 
tangiert werden. 
6.3.4. Binnenmodernisierung 
Die Binnenmodernisierung zielt auf 
eine "umfassende Revision der inneren 
Strukturen und Abläufe" (Behrens 
2000) der Behörden und Einrichtungen 
des Landes. Als Oberbegriff hat sich 
vor allem für die Modernisierung im 
kommunalen Bereich der Begriff des 
"Neuen Steuerungsmodells", welcher 
auf einer Konzeption der Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
vereinfachung (KGSt.) beruht, etabliert 
(vgl. KGST. 1993). Als wesentliche 
Elemente der Binnenmodernisierung hat 
die Landesregirung im Eckpunktepapier 
die folgenden formuliert (vgl. Innenmi-
nisterium 1998: 7 ff.): 
• Die Einführung neuer Steuerungsin-
strumente mit den wesentlichen E-
lementen: 
 Produkterfassung öffentlicher 
Dienstleistungen, 
 Dezentralisierung und Zusam-
menführung von Fach- und Res-
sourcenverantwortung, 
 Budgetierung und Einführung 
einer Kosten- und Leistungs-
rechnung, 
 Führen durch Zielvereinbarung, 
 Optimierte Steuerung durch ein 
systematisches Führungsinfor-
mationssystem; 
• Anwendung integrierter Informati-
onstechnik 
• Personalmanagement; 
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• Kundenorientiertes Qualitätsmana-
gement; 
• umfassende Organisationsentwick-
lung aller Behörden und Einrichtun-
gen unter weitgehendem Einbezug 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. 
Gleichzeitig wird darauf verwiesen, 
dass die neuen Steuerungsinstrumente 
je nach den spezifischen Möglichkeiten 
der verschiedenen Verwaltungsorgani-
sationen differenziert auszugestalten 
und einzusetzen seien. (vgl ebd.:8). Die 
Implementation der verschiedenen 
Maßnahmen sowie deren konkrete Aus-
gestaltung liegt in der Verantwortung 
der jeweiligen Ministerien und Verwal-
tungseinheiten. Der Implementati-
onsstand ist dadurch sehr unterschied-
lich. So hat z.B. im Innenministerium 
die Umsetzung in großen Teilen erst im 
Dezember 2000 begonnen und soll bis 
zum Jahr 2004 andauern. Das Innenmi-
nisterium betont dabei direkt zu Beginn 
des Umsetzungskonzeptes "Vision 
2004", dass eine Umsetzung des Neuen 
Steuerungsmodells für den ministeriel-
len Bereich mit besonderen Schwierig-
keiten behaftet sei. "Allerdings ist die 
Einführung des Neuen Steuerungsmo-
dells auch dort einfacher, wo eher ope-
rativ gearbeitet wird.(...). Ein Ministe-
rium hat andere Ziele und Aufgaben als 
nachgeordnete Behörden. (..). Wir ar-
beiten eher grundsätzlich, konzeptionell 
und strategisch. Zudem müssen wir zu 
einen hohen Anteil unserer Kapazitäten 
ad hoc auf gesellschaftliche/politische 
Gegebenheiten reagieren. Daher ist 
vieles nicht so planbar, wie vielleicht in 
einem Dezernat der Bezirksregierung 
oder in einem Amt einer Kommune" 
(Innenministerium 2000c: Einleitung).  
Das Zitat verdeutlicht zweierlei. Erstens 
werden die Grenzen des Neuen Steue-
rungsmodells vor allem in mangelnder 
Flexibilität bei  bereits festgeschriebe-
nen Produkten bzw. der Unmöglichkeit, 
flexible, stark situationsabhängige Vor-
gänge in feste Größen zu fassen, gese-
hen. Zweitens wird immer noch ein 
Verwaltungsbild zu Grunde gelegt, in-
dem  Ministerien planen und strategisch 
steuern und die nachgeordneten Einhei-
ten überwiegend lediglich implementie-
ren, welches in der Realität so nicht 
mehr vorzufinden ist.  Im Hinblick auf 
die Frage einer möglichen Veränderung 
der Steuerungsfähigkeit durch die Ein-
führung des neuen Steuerungsmodells 
wird die Befürchtung geäußert, dass 
durch die eher dezentrale betriebswirt-
schaftliche Ausrichtung des Konzeptes 
die Fragmentierung im öffentlichen 
Sektor eher verstärkt würde, was zu 
einer Zunahme von Steuerungsdefiziten 
führen könnte (vgl. Meyer-Stamer 
2000b: 40). Die Frage ist dabei meines 
Erachtens vor allem, ob es gelingt, In-
strumente wie Qualitätsmagement, Wis-
sensmanagement und Controlling, wel-
che im Konzept schließlich explizit ent-
halten sind, für Reflexionsprozesse zu 
nutzen, um einer reinen Fragmentierung 
entgegenzuwirken. Budäus/Finger wei-
sen darauf hin, dass zwischen den ein-
zelnen Elementen der Binnenmoderni-
sierung starke Wechselwirkungen und 
Interdependenzen bestehen, so dass die 
Beschränkung eiener Verwaltungsre-
form auf die Einführung einzelner Re-
formelemente wenig sinnvoll erscheint 
(vgl. Budäus/Finger 1998: 326). 
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6.4 Organisation und Steuerung 
des Modernisierungsprozes-
ses 
6.4.1. Aufbau und Struktur der Re-
formorganisation 
Ende 1998 wurde auch die Reformor-
ganisation verändert. Ziel war es, den 
Reformprozess stärker zu bündeln und 
die Arbeit der Gremien zu effektivieren. 
Neben dem bereits erwähnten Arbeits-
stab "Aufgabenkritik" (AstA) beim Fi-
nanzministerium bestand bereits auf der 
Ebene der Landesregierung eine "Steue-
rungsgruppe" zur Verwaltungsreform 
auf Basis der Staatssekretärskonferenz, 
der die "Beauftragten der Steuerungs-
gruppe" zuarbeiteten, sowie der nach 
§16 der gemeinsamen Geschäftsord-
nung für die Ministerien des Landes 
NRW (GGO) für die interministerielle 
Klärung von Detailfragen zuständige 
"Ausschuss für Organisationsfragen".  
Die "Steuerungsgruppe" wurde durch 
den "Lenkungskreis Verwaltungsre-
form" (L-VM) ersetzt, des weiteren 
wurde ein "Arbeitsstab Verwaltungs-
modernisierung" (A-VM) und eine "Ge-
schäftsstelle Verwaltungsmodernisie-
rung" (G-VM) als Projektgruppe einge-
richtet. Der Vorsitz in Lenkungskreis 
und Arbeitsstab ist ebenso wie die Ge-
schäftstelle im auch insgesamt federfüh-
renden Innenministerium angesiedelt.  
Dem Arbeitsstab obliegt die eigentliche 
Organisation der Ausarbeitung der Re-
formvorschläge. Er besteht aus jeweils 
einem Vertreter jedes Ministeriums. Zur 
Untersuchung einzelner Verwaltungsbe-
reiche oder Fragestellungen richtet der 
Arbeitsstab eigene Arbeitsgruppen ein. 
So wurden z.B. zur Vorbereitung des 2. 
Modern G zur Untersuchung "der Nach-
folgeträgerschaft der bisherigen Aufga-
ben der Landschaftsverbände" und der 
"Verlagerung von Aufgaben der Be-
zirksregierungen und der unteren staat-
lichen Verwaltung" sieben bzw. acht 
Unterarbeitsgruppen99 entlang der je-
weiligen Aufgabenstruktur eingerichtet. 
Die Mitglieder des Arbeitsstabes arbei-
ten frei von fachlichen Weisungen und 
haben die Zusicherung, dass ihre Vor-
schläge das Kabinett auf jeden Fall er-
reichen. Sie stellen also primär "Ideen 
zur Wahl". 
Der Lenkungskreis fungiert dagegen als 
"politischer Kragen", der die Entschei-
dungen des Kabinetts direkt vorbereitet. 
Der Lenkungskreis besteht aus jeweils 
einem Staatssekretär für jedes Landes-
ressort und dem Vorsitzenden des AstA. 
Im Lenkungskreis werden die Vor-
schläge des Arbeitsstabs nicht geändert, 
sondern politisch bewertet und dann 
dem Kabinett zur Entscheidung vorge-
legt100.  
Die Aufgabe der Geschäftsstelle, die 
zur Zeit über 11 Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen verfügt (Stand März 2001), 
ist es, Arbeitsstab und Lenkungskreis 
im "Alltagsgeschäft" zu unterstützen 
sowie den Informationstransfer sowohl 
intern als auch extern via Öffentlich-
keitsarbeit sicherzustellen. So wurde 
                                                 
99 Die Arbeitsgruppen setzten sich u.a. aus 
Vertretern der jeweiligen ministeriellen 
Fachressorts, der Bezirksregierungen, des 
Landkreistages, des Städte und Gemeinde-
bundes, des Städtetages, der Personalvertre-
tungen und der Gleichstellungsbeauftragten 
zusammen. 
100 Die Landesregierung selber sieht hierin 
"die politische Steuerung des Modernisie-
rungsprozesses" (vgl. u.a. Innenministeri-
um 1999a: 5). 
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neben den zahlreichen Printmedien (u.a. 
eigene Zeitung "impulse" (Innenminis-
terium 1999d)) auch ein ausführliches 
Internet- und Intranet-Angebot bereitge-
stellt. 101 
Festzuhalten bleibt, dass trotz der orga-
nisatorischen Bündelung im Innenmi-
nisterium (L-VM, A-VM und G-VM) 
mit dem AstA die für die generelle Ü-
berprüfung der Organisation der Lan-
desverwaltung und die Vergabe der 
externen Gutachten zuständige Arbeits-
einheit beim Finanzministerium 
verblieb. Auf der Basis dieser Gutach-
ten wurden auch die zu erbringenden 
Stellenkürzungen festgelegt (ca. 10-15 
% des jeweiligen Personals, insgesamt 
über 22.000 k.w.102 Stellen.). Die eigent-
liche Implementation der Reformvorha-
ben, insbesondere der Maßnahmen der 
"Binnenmodernisierung" (s.o.), liegt 
aber in der Verantwortung der jeweili-
gen Ministerien und Verwaltungseinhei-
ten. In diesen Organisationen versuchen 
wiederum Arbeitsgruppen, den Umset-
zungsprozess zu gestalten. Dabei ist 
zwar weiterhin ein "Informationstrans-
fer" durch die G-VM vorgesehen, ein 
systematischer rückgebundener Refle-
xions- und Monitoringprozess der Bin-
nenmodernisierung dagegen nicht. So 
ist mit dem Abschluss der Verwaltungs-
strukturreform die G-VM nur für die 
Binnenmodernisierung des Innenminis-
teriums zuständig, die unter dem Na-
men "Vision 2004" (s.o.) zur Zeit vo-
rangetrieben wird.  
6.4.2. Horizontale interministerielle 
Koordination 
Die oben beschriebene Reorganisation 
der Reformorganisation zielte in erster 
Linie auf kompakte Vorbereitung und 
Begleitung des ersten und zweiten Mo-
dernisierungsgesetzes. Mit dem Über-
gang von der Neuorganisation und Auf-
gabenumverteilung  (die Verwaltungs-
strukturreform gilt als abgeschlossen) 
zur Implementation der "Binnenmoder-
nisierung" zeichnet sich ein Bedeu-
tungsverlust der (positiv) koordinieren-
den Einheiten im Innenministerium für 
den Gesamtprozess ab. Perspektivisch, 
so die Aussage  eines Mitarbeiters, wird 
überlegt, die Geschäftsstelle in die Li-
nienorganisation des Innenministerium 
zurückzuführen, was im Hinblick auf 
ihre momentanen Aufgaben nur konse-
quent wäre.  
Hier drängen sich Analogien zur Histo-
rie des SIAM auf (vgl. Kap. 5.4.1.1). 
Doch auch während der aktiven Phase 
von L-VM und A-VM spielten, so die 
Aussagen der zuständigen Ministerial-
beamten im MWMEV, politikfeldspezi-
fische Überlegungen aus dem Bereich 
der Strukturpolitik in diesen Gremien 
keine Rolle. Der Vertreter des 
MWMEV in den Koordinierungsgre-
mien der Verwaltungsmodernisierung 
war zwar jeweils bekannt, inhaltliche 
Diskussionen über verwaltungsstruktu-
relle Probleme im eigenen Zuständig-
keitsbereich hatten jedoch nicht stattge-
funden. Die Binnenmodernisierung fin-
                                                 
101 Siehe: (http://www.moderne-
verwaltung.nrw.de/). Vgl. hierzu auch die 
in der Literatur aufgeführten Materialien 
vom Innenministerium NRW sowie der 
Landesregierung NRW. 
102 Diese Stellen fallen nicht sofort weg, son-
dern werden nur nicht neu besetzt, so dass 
sich der tatsächliche Stellenabbau über Jah-
re erstreckt. 
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det als „hausinterne Angelegenheit“ 
statt.  
6.4.3. Vertikale Koordination zwi-
schen administrativen Akteuren 
Die vertikale Koordination des Moder-
nisierungsprozesses lässt sich im Detail 
kaum nachvollziehen, da auf Grund der 
direkten und indirekten Betroffenheit 
fast des gesamten Verwaltungsapparates 
sowie der politischen Brisanz zahlreiche 
öffentliche wie informelle Kanäle be-
müht wurden. Im Rahmen der Refor-
morganistion sollte die fachliche verti-
kale Koordination in den entsprechen-
den Arbeitsgruppen des A-VM stattfin-
den. Die dort erarbeiteten Ergebnisse 
sollten dann im Anhörungsverfahren 
auf der Basis des Gesetzentwurfs 
nochmals zur Diskussion gestellt wer-
den, um gegebenenfalls Nachbesserun-
gen zu ermöglichen. Parallel fanden 
jedoch, wie eingangs erwähnt, zahlrei-
che andere Diskussionen und Verhand-
lungen statt. Besonders bei der nur zu 
Teilen realisierten Verwaltungsstruktur-
reform bestand  hohes Konfliktpotenti-
al, die Verhandlungen blieben ohne 
Einigung. Dabei war eine Tendenz er-
kennbar: Alle von der Reform betroffe-
nen Akteure prüften (verständlicherwei-
se), ob sie durch die  Reformvorhaben 
Nachteile, insbesonderer finanzieller 
Art, hinnehmen müßten. Die besonders 
kontrovers diskutierte geplante Auflö-
sung von KVR und Landschaftsverbän-
den war zu wesentlichen Teilen eine 
Diskussion über das finanziell günstige-
re Modell. Der KVR sicherte sein Fort-
bestehen u.a. dadurch, dass er den 
Kommunen eine Rechnung präsentierte, 
die für den Fall seiner Auflösung und 
Ersetzung durch die Agentur Ruhr Be-
lastungen in Millionenhöhe für die 
kommunalen Haushalte voraussagte. 
Die Landesregierung machte zwar um-
gehend eine Gegenrechung auf (Innen-
ministerium NRW 1999h), doch welche 
Rechnung stimmte, blieb unklar. Indem 
es dem KVR gelang, den (möglichen) 
redistributiven Charakter seiner Auflö-
sung für die Ruhrgebietskommunen zu 
thematisieren, schwand die Wahr-
scheinlichkeit einer möglichen Ver-
handlungslösung. 
6.4.4. Koordination mit und zwischen 
gesellschaftlichen Interessen 
Auch im Prozess der Verwaltungsmo-
dernisierung als Verwaltungspolitik 
fand Koordination mit gesellschaftli-
chen Akteuren statt. Neben Wirt-
schaftsverbänden (vgl. Kap. 6.3.2) sind 
hier vor allem die Wohlfahrtsverbände 
und Organisationen des "dritten Sek-
tors" anzuführen. Für sie gilt das im 
vorangegangenen Abschnitt Gesagte.   
6.5 Fazit Verwaltungsmoderni-
sierung 
Entsprechend der eingangs dieses Kapi-
tels  dargestellten doppelten Intention 
der Betrachtung der Verwaltungsmo-
dernisierung wird das folgende Fazit 
ebenfalls in zwei Abschnitte unterteilt. 
Im ersten wird eine Bewertung der 
Verwaltungsmodernisierung im Hin-
blick des Umsetzungsstandes sowie, 
soweit möglich, der Wirksamkeit  der 
Maßnahmen diskutiert. Im zweiten  
Abschnitt soll eine Betrachtung des 
Modernisierungsprozesses vor dem 
Hintergrund der Steuerungsdiskussion 
erfolgen. 
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6.5.1. Gescheiterte Reform oder er-
folgreicher Zwischenschritt? 
Eine Bewertung der bisherigen Re-
formbemühungen kann entlang dreier 
Fragestellungen erfolgen, denen jeweils 
unterschiedliche Perspektiven auf den 
Gegenstand zu Grunde liegen. Eine zu-
friedenstellende Beantwortung dieser 
Fragestellungen scheitert nicht nur an 
der komplexen Materie, sondern auch 
an den bisher schwer abzuschätzenden 
Wirkungen sowie an mangelnden (und 
meines Wissens auch nicht vorgesehen) 
Evaluationen. Trotzdem sollen zu jeder 
der folgenden Fragen einige Anmer-
kungen gemacht werden: 
1. Inwieweit wurde die angekündigte 
Reform tatsächlich umgesetzt? 
Ein wesentlicher Erfolg der Regie-
rung Clement ist sicherlich allein 
darin zu sehen, eine Umsetzung der 
Verwaltungsmodernisierungsmaß-
nahmen in großem Umfang in die 
Wege geleitet und so den Reform-
stau der 90er Jahre zu einem vorläu-
figen Ende gebracht zu haben. Eine 
Diskrepanz zwischen der Ankündi-
gung und der tatsächlichen Umset-
zung fällt allerdings besonders bei 
der Verwaltungsstrukturreform auf. 
Die Reform konnte nur in den Be-
reichen in hohem Maße umgesetzt 
werden, in denen die Landesregie-
rung die "alleinige Entscheidungs-
kompetenz" hatte, also nicht auf 
Kooperation angewiesen war. Allen 
von der Auflösung bedrohten Ver-
bänden gelang es mit der Unterstüt-
zung der Kommunen, dieses zu ver-
hindern. Das Ziel einer klar struktu-
rierten, transparenten Mittelebene 
wurde verfehlt. Die Landesregie-
rung betont zwar, dass es eine Leis-
tung der Reform war, überhaupt ei-
ne Reform in Gang gesetzt und end-
lich das Diskussionsstadium verlas-
sen zu haben. Dabei ist allerdings zu 
bedenken, dass es auf Grund des 
"Strukturkonservatismus" der Ver-
waltung extrem unwahrscheinlich 
ist, in näherer Zukunft eine weitere 
grundlegende Strukturreform auf die 
Agenda zu setzen. Eine Unterstüt-
zung für die Kommunen bei ihren 
Reformbemühungen wurde mit dem 
1.ModernG  in Teilbereichen er-
reicht. Die "Binnenmodernisierung" 
befindet sich noch im weiteren Um-
setzungprozess. Bei beiden scheint 
die nächste Frage von Belang zu 
sein. 
2. Sind die geplanten Maßnahmen und 
die eingesetzten Instrumente über-
haupt geeignet, die anvisierten Ziele 
zu erreichen? 
Sowohl die Reformbemühungen der 
Kommunen als auch die Binnenmo-
dernisierung des Landes orientieren 
sich an den Vorstellungen des Neu-
en Steuerungsmodells, der deut-
schen Variante des "New Public 
Managements", nur mit dem Unter-
schied, dass der Reformprozess auf 
der kommunalen Ebene erheblich 
früher einsetzte (ca. 10 Jahre) und 
dementsprechend weiter vorange-
schritten ist. Die bisherigen Wir-
kungen bleiben allerdings, nicht nur 
in Deutschland (Mino-
gue/Polidano/Hulme 1998), hinter 
den Erwartungen zurück. Da bisher 
eine systematische Analyse darüber, 
"in welchen Feldern unter welchen 
Bedingungen welche Steuerungsin-
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strumente, Organisationsstrukturen 
und personalen Qualifikationen er-
forderlich sind" (Budäus/Finger 
1999: 333) fehlt, sollte vielleicht 
verstärkt der Erfahrungsvorsprung 
der Kommunen für mögliche Lern-
prozesse genutzt werden. Bei der 
kommunalen Umsetzung des Neuen 
Steuerungsmodells sehen Bu-
däus/Finger ein Fehlen der konzep-
tionellen Integration von Reform-
elementen wie Personalentwicklung, 
Organisationskultur und Qualitäts-
steuerung, einem strategischen Ma-
nagement zur langfristigen Beein-
flussung der Kostentreiber, sowie 
zudem eine Ausklammerung der 
Verknüpfung von Verwaltung und 
Politik aus der aktuellen Reform-
entwicklung (vgl. ebd.: 332). Eine 
Bewertung der Wirksamkeit der 
Maßnahmen und Instrumente ist al-
so von der konkreten Umsetzung 
schwer zu trennen. Eine Beurteilung 
wäre hoch spekulativ. Ob also durch 
den Einsatz neuer Steuerungsin-
strumente Tendenzen von unver-
bundener Fragmentierung oder ver-
bundener Dezentralisierung/ Diver-
sifizierung bewirkt werden, hängt 
davon ab in welchem Maße Refle-
xionsmechanismen mit implemen-
tiert werden. 
Doch das Erreichen gesteckter Ziele 
ist nicht nur eine Frage der richtigen 
Instrumente und Maßnahmen sowie 
der Fähigkeit diese umzusetzen, 
sondern vor allem auch einer zutref-
fenden Problemdiagnose. 
3. Liegt den anvisierten Zielen eine 
"zutreffende Problemdiagnose" zu-
grunde?  
Dem Ziel der Schaffung leistungs-
fähiger zeitgemäßer Verwaltungs-
strukturen wird kaum jemand wi-
dersprechen. Dass Verwaltung in 
vielen Bereichen effektiver und ef-
fizienter, dass Verwaltungsverfah-
ren beschleunigt und Verwaltung 
insgesamt einfacher gestaltet wer-
den sollte, sind leicht nachvollzieh-
bare aber, wie die bisherige Analyse 
gezeigt hat, schwer durchführbare 
Zielvorstellungen. Bogumil verweist 
deshalb zu Recht darauf, dass 
Implementationsstrategien mehr 
Aufmersamkeit geschenkt werden 
sollte, denn "der erfolgskritische 
Punkt ist immer die Umsetzung von 
Konzepten in die Verwaltungspra-
xis" (Bogumil 1999: 12). Vor allem 
die Mikropolitik der jeweiligen Or-
ganisation hat einen nicht zu unter-
schätzenden Einfluss auf Moderni-
sierungsmaßnahmen, da diese "im-
mer nur selektiv aufgenommen 
werden, indem man sie in vorhan-
dene Denkstrukturen integriert oder 
für eigene Handlungsabsichten in-
strumentalisiert" (ebd.). Wird nun, 
wie in der aktuellen Reform der 
Fall, Modernisierung unter gleich-
zeitig stattfindende Konsolidie-
rungszwänge gestellt, wird aus poli-
tischer Aufgabenkritik verwaltungs-
internes "Cutbackmanagement" 
(Grunow/ Grunow-Lutter 2000). 
Die Entscheidung was, wie und wo 
abgebaut wird, findet teilweise, da 
ein hochwertiges Qualitätsmanage-
ment zur politischen Kontrolle nicht 
vorliegt, in den Verwaltungseinhei-
ten selbst statt. 
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Damit ist ein wesentliches Problem 
des Konzeptes des "Schlanken Staa-
tes" benannt, nämlich die grundsätz-
liche Frage, was überhaupt als öf-
fentliche Aufgabe anzusehen ist. 
Die Frage ist nicht in erster Linie: 
Was können wir uns leisten?, son-
dern: Was wollen wir uns leisten? 
Was allerdings eine öffentliche 
Aufgabe ist und was nicht, sollte ei-
ne ausschließlich politische Ent-
scheidung sein.  
Verwaltungsreformdiskussionen 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
meist unabhängig von den der Ver-
waltung zu Grunde liegenden Auf-
gaben geführt werden. Das führt ei-
nerseits dazu, dass aufgabenspezifi-
sche Anforderungen an Verwal-
tungsmodernisierung unberücksich-
tigt bleiben, andererseits dazu, dass 
Leitbilder der jeweiligen Moderni-
sierungslogik auf alle Bereiche aus-
gedehnt werden. So sieht der 
"Dienstleister" Verwaltung vor lau-
ter Kunden keine Bürger, Klienten 
oder Objekte staatlichen Handelns 
mehr (Mintzberg 1996) und jede 
Form staatlicher Aufgabenerfüllung 
wird zum quantifizierbaren "Pro-
dukt" umgewandelt. 
Jenseits aller bisher genannten Kritik-
punkte wird sich die aktuelle Verwal-
tungsmodernisierung aber vor allem 
daran messen lassen müssen, ob es ge-
lingt, Verwaltungsmodernisierung als 
dauerhaften Prozess zu etablieren, oder 
ob lediglich eine weitere "Insel der Re-
form" geschaffen wurde. "Auch für die 
Landesebene gilt, dass Prozesse der 
Organisationsentwicklung dann beson-
ders nachhaltig sind, wenn es gelingt, 
das Kreativitäts- und Motivationspoten-
tial möglichst aller Organisationsmit-
glieder zu mobilisieren (Beschäftigten-
beteiligung, Personalpolitik), die Um-
setzungsprozesse organisatorisch abzu-
sichern (Prozessmanagement), wenn 
sich die Organisationsentwicklung in 
Richtung einer Prozessorientierung 
bewegt und wenn der Innovationspro-
zess von außen unterstützt wird" (Bo-
gumil 1999:12). Kontinuierliche Ver-
waltungspolitik auf einer solchen Basis, 
ergänzt um die Sicherstellung eines 
interorganisatorischen Reflexions- und 
Austauschprozesses, könnte eine mögli-
che Modernisierungsstrategie hierfür 
sein. Für wirklich erfolgreiche Verände-
rungen ist allerdings Lernbereitschaft 
bei allen Akteuren vonnöten, so auch 
bei der Landesregierung.  
Letztgenannte Argumente weisen den 
Übergang zur  zweiten Perspektive. 
6.5.2. Verwaltungsmodernisierung 
vor dem Hintergrund der 
Steuerungsdiskussion 
Wurde bis zum Antritt der Regierung 
Clement auf eine Steuerung des Moder-
nisierungsprozesses jenseits der Organi-
sation von "Diskussionsrunden" zur 
Formulierung von Empfehlungen weit-
gehend verzichtet, trat danach das ge-
naue Gegenteil ein. Der Versuch, den 
Reformstau durch eher hierarchisch 
angelegte Steuerung in kurzer Zeit auf-
zulösen, scheiterte aber in Teilen am 
Widerstand der betroffenen Akteure103. 
                                                 
103 Der Wahlniederlage der SPD in vielen 
Kommunen und der damit verbundene 
Wechsel der jeweiligen Bürgermeis-
ter/Oberbürgermeister verstärkte den schon 
vorher vorhandenen Widerstand der Kom-
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Die Phase bis zum Amtsantritt Cle-
ments läßt sich als freiwilliges Verhand-
lungssystem ohne hierarchischen Schat-
ten beschreiben, was zu Folge hatte, das 
größere Reformvorhaben ausblieben. 
Dafür sind zwei Gründe anzuführen. 
Erstens bewirken Reformen in komple-
xen Systemen immer Umverteilungsef-
fekte, weisen also (auch) redistributiven 
Charakter und damit hohes Konfliktpo-
tential auf. Zweitens weisen größere 
Reformen alle in Kap. 4.2 genannten 
Konflikt- und Spannungsverhältnisse 
auf, wobei ein klare Dominanz der in  
Kap. 4.1 beschrieben inneradministrati-
ven vorliegt, mittelbar aber auch der 
anderen.  
Mit der Ankündigung der Reform unter 
Nennung der Ziel- und Zeitvorgaben 
wurden gewissermaßen Zwangsver-
handlungssysteme mit einem starken 
hierarchischen Schatten durchgesetzt, 
was in Teilen durchaus zu Ergebnissen 
führte (1. ModernG). Eine umfassende 
Strukturreform, wie sie im 2. ModernG 
vorgesehen war, konnte aber auf diese 
Weise nicht durchgesetzt werden, schei-
terte auch hier an der Resistenz der tra-
dierten Strukturen (vgl. Kap. 4). Der 
selber eng gesetzte Zeitrahmen ließ ei-
ner stärker prozessorientierten Strategie, 
wie sie am Ende des vorangegangenen 
Abschnitts beschrieben wurde, wenig 
Spielraum. Das Ergebnis war eine ein-
seitige Handlung der Landesregierung 
in Form der Gründung der Projekt Ruhr 
GmbH als hundertprozentige Landes-
tochter, ein striktes hierarchisches 
Durchsetzen beim Straßenbau und an-
                                                                  
munen gegen die Reformvorhaben der 
Landesregierung zusätzlich.  
sonsten ein Akzeptieren des im Konsens 
Machbaren.  
7 Fazit: Mesopolitische Re-
levanz der Verwaltungs-
modernisierung - Ge-
trennte Veranstaltungen 
mit gemeinsamen Prob-
lemen 
7.1 Wechselwirkungen zwischen 
den beiden betrachteten Po-
litikfeldern 
Leistungsfähige Verwaltungsstrukturen, 
wurde bereits eingangs argumentiert, 
sind eine wichtige Voraussetzung zur 
Gestaltung erfolgreicher Mesopolitik. 
Viele Maßnahmen des vorgestellten 
Reformpaketes, wie z.B. schnellere 
Verwaltungsverfahren, transparentere 
Strukturen, flexiblere Handlungsspiel-
räume usw., lassen sich aus einer meso-
politischen Perspektive durchaus positiv 
bewerten. Veränderungen , die Transak-
tionskosten senken, indem Planungssi-
cherheit und Planungsklarheit effekti-
viert wird, helfen das Dilemma der 
Glaubwürdigkeit des Staates gegenüber 
der Privatwirtschaft (vgl. Meyer-Stamer 
2000b) zu verringern. Der direkte Ein-
fluss mesopolitischer Akteure auf Ver-
waltungsmodernisierung ist eher gering 
einzuschätzen, obwohl beiden ähnliche 
Oberziele zu Grunde liegen (Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit, Verbesse-
rung der Standortqualität), was genauer 
betrachtet wenig verwundert: 
• Verwaltungsmodernisierung als 
Verwaltungspolitik orientiert sich in 
ihrer Prozessorganisation an beste-
henden organisatorischen Einheiten 
in ihrer Gesamtheit.  
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So war jeweils ein Vertreter pro 
Ministerium in Lenkungskreis und 
Arbeitsstab Verwaltungsmodernisie-
rung, um dort die Sichtweise und 
die Interessen seines ganzen Hauses 
in den Prozess einzubringen. Dessen 
Leistung wird in seinem jeweiligen 
Ministerium aber in erster Linie an 
den Auswirkungen der Modernisie-
rung für seine Organisation insge-
samt, erst in zweiter Linie an mögli-
chen funktionalen Verbesserungen 
für einige darin befindliche politik-
feldspezifische Subeinheiten (Abtei-
lungen usw.) bemessen. Gleiches 
gilt in verschärfter Form für die 
Kommunen und Kommunalverbän-
de und die Bezirksregierungen, die 
eine noch größere Aufgabenvielfalt 
bündeln. Ein Großteil der mesopoli-
tischen Akteure sind Mitglieder in 
"Mittlerinstitutionen" oder arbeiten 
in Verwaltungseinheiten die haupt-
sächlich versuchen gezielt wirt-
schaftsrelevante Politiken auf regio-
naler oder lokaler Ebene zu betrei-
ben, sind also eher im peripheren 
Bereich der Verwaltung angesiedelt. 
Mesopolitik ist im Rahmen von 
Verwaltungsmodernisierung ledig-
lich ein Politikfeld neben anderen. 
• Primäres Ziel im ersten Schritt des 
Modernisierungsprozesses war eine 
Restrukturierung der Verwaltungs-
organisation unter Konsolidierungs-
zwang. also eine Maßnahme die auf 
eine Verbesserung des allgemeinen 
Makrobedingungen der Verwaltung 
als Ganzes zielt.  
Findet Verwaltungsmodernisierung 
unter den Bedingungen des Cut-
backmanagements statt, entsteht das 
entgegengesetzte Phänomen zum 
"Gießkannendilemma", das Rasen-
mäherdilemma: Haushaltsansätze 
und Budgets werden pauschal ge-
kürzt, der verengte finanzielle Spiel-
raum wird, wenn möglich an vorge-
lagerte Institutionen weitergegeben, 
inhaltliche, sektorale und regionale 
Schwerpunkte werden nicht gesetzt. 
Diese konkreten Einsparmaßnah-
men werden dann "dezentral" in den 
jeweiligen Verwaltungseinheiten 
entschieden. Dabei können Zielver-
schiebungen auftreten, indem ver-
sucht wird, negative Effekte zu ex-
ternalisieren. Leistungsfähige Ver-
waltungsstrukturen zeichnen sich 
jedoch nicht dadurch aus, dass bei 
der effizienten Aufgabenerledigung 
das eigentliche Ziel in den Hinter-
grund rückt.  
Verwaltungsmodernisierung wird so 
in dieser Phase primär auf einen in-
terorganisatorischen Verteilungs-
kampf reduziert, inhaltliche Aspekte 
sind weitgehend entkoppelt. Das 
Verhalten der Akteure ist von 
"Kirchturmdenken" und "Behar-
rungsvermögen" gekennzeichnet, 
oder anders formuliert: Die Akteure 
verhalten sich nach den Maßstäben 
der politischen Ökonomie rational, 
mit der Folge eines suboptimalen 
Ergebnisses des Gesamtprozesses.  
Deutlich wird aber auch, dass sowohl 
im Bereich der Mesopolitik, als auch 
bei den Maßnahmen der Verwaltungs-
modernisierung eine gemeinsame Prob-
lemlage in der vorgefundenen Steue-
rungsproblematik vorliegt. 
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7.2 Mesopolitik und Verwal-
tungsmodernisierung als 
Beispiele für Steuerungs-
möglichkeiten in differen-
zierten Gesellschaften 
Mit der regionalisierten Strukturpolitik, 
der Internationalen Bauaustellung Em-
scher Park und der Verwaltungsmoder-
nisierung in NRW wurden im zweiten 
Teil der Arbeit drei Versuche öffentli-
chen Handelns betrachtet, deren ge-
meinsame Herausforderung darin be-
stand, Lösungsversuche für politische 
Steuerung unter den Bedingungen einer 
differenzierten Gesellschaft bereitzu-
stellen. Bei allen traten die in Kap. 4.2 
identifizierten Konflikt- und Span-
nungsverhältnisse gleichzeitig in hohem 
Maße auf,. alle waren von einer Mehr-
ebenenverflechtung, einer großen Ak-
teursvielfalt sowie politikfeldübergrei-
fenden Querschnittspolitik gekenn-
zeichnet. Die dabei gemachten Beo-
bachtungen sollen nun abschließend in 
Thesenform dargestellt werden. 
1. Die Organisationsformen öffentli-
cher Aufgabenerfüllung differenzie-
ren sich weiter aus (z.B. Mittlerin-
stitutionen, Projektmanagement). 
Staat, öffentliche und halböffentli-
che Akteure bilden immer differen-
ziertere Netzwerkstrukturen; klassi-
sche Verwaltung in hierarchischen 
Säulen verliert an Bedeutung, aber 
verschwindet nicht. 
2. Bei Policies, die eine gleichzeitige 
integrativen Bearbeitung mehrerer 
genannter Spannungsverhältnisse 
erfordern, ist als Folge eine Domi-
nanz der Koordination zwischen 
administrativen Akteuren zu beo-
bachten. Dieser Umstand, der im 
Rahmen der Verwaltungsmoderni-
sierung als selbstverständlich er-
scheint, absorbiert auch im Rahmen 
der regionalisierten Strukturpolitik 
und der IBA die meisten Kapazitä-
ten. Der Koordinationsbedarf inte-
grativer policies scheint innerhalb 
eines ausdifferenzierten PAS bereits 
so hoch, dass die Koordination mit 
und zwischen gesellschaftlichen Ak-
teuren in den Hintergrund tritt. 
3. Die Problemlösungskapazität admi-
nistrativer Strukturen ist insbeson-
dere bei umfassenden Politiken be-
grenzt. Steuerungsanspruch und 
Steuerungswirklichkeit müssen in 
einem ausgewogen Verhältnis ste-
hen. Besonders der Vergleich der 
IBA und der regionalisierter Struk-
turpolitik verdeutlicht das Dilemma. 
Der begrenzte Anspruch der IBA 
fordert Kritik im Hinblick ihres Be-
schränkung auf das Machbare her-
aus (was trotzdem keineswegs im-
mer gelang) (Kap. 5.4.2), während 
das auf den ersten Blick sehr ambi-
tionierte Projekt der regionalisierten 
Strukturpolitik, bei Betrachtung der 
empirischen Realität  seinem An-
spruch nicht gerecht werden kann. 
4. Es findet eine systematische Über-
forderung der Verwaltung durch die 
Politik statt. Ein blinder Fleck der 
bisherigen Argumentation, so legt 
die vorangegangene These nahe, 
liegt in der Analyse des Verhältnis-
ses zwischen Verwaltung und Poli-
tik, hier scheint ein weiteres wichti-
ges Spannungsverhältnis zu existie-
ren, das in dieser Arbeit zu großen 
Teilen unberücksichtigt geblieben 
ist.  
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5. Alle dargestellten Verhandlungssys-
teme waren nur in der Lage, Prob-
leme mit relativ geringem Konflikt-
niveau zu bearbeiten. Als redistribu-
tiv wahrgenommene policies schei-
tern, sofern relevante Akteure sich 
davon betroffen sehen. In Kap. 
5.4.2.3 wurde darauf verwiesen, 
dass die Identifizierung und (erfolg-
reiche) Bearbeitung von konsensfä-
higen Problemen die theoretisch 
denkbare Maximalleistung von Ver-
handlungssystemen wäre. Was aber 
eine konsensfähiges Problem dar-
stellt, variiert mit der Wahrnehmung 
der Konfliktträchtigkeit von Prob-
lemen durch die Akteure (und ihrer 
daraus abgeleiteten Interessen), ist 
also keineswegs ein Fixum. An die-
ser Stelle setzt meines Erachtens der 
Effekt von Lernprozessen an, indem 
Problemstrukturen auf Grund besse-
ren Wissens umfassender beurteilt 
werden können. 
6. Die Etablierung einer Lern– und 
Reflexionskultur könnte dazu bei-
tragen, Koordination und Koopera-
tion zwischen Akteuren zu verstär-
ken, indem gemeinsame Ziele und 
Vorteile, insbesondere in mittel- und 
langfristiger Perspektive, identifi-
ziert werden können. Hierzu müßte 
es sowohl zu intraorganisatorischen 
Veränderungen (hin zu lernenden 
Organisation, die Wissen stärker als 
Ressource begreift, als auch zu in-
terorganisatorischen Veränderungen 
kommen, welche in Form dauerhaf-
ter Anreize von außen  diese Ent-
wicklung unterstützen (vgl.  Kap. 
6.5.1). Letzteres würde für die höhe-
ren Ebenen im Mehrebenensystem  
eine weitgehende Beschränkung auf 
eine systematische Kontextsteue-
rung erforderlich machen.  
Nicht nur die Strukturierung des gesam-
ten Mesoraumes ist eine Herausforde-
rung an die Organisations- und Steue-
rungsfähigkeit von Gesellschaften, be-
reits die im Vergleich dazu relativ be-
grenzte Veränderung von administrati-
ven Strukturen und Routinen stellt eine 
solche Herausforderung dar.  
 Behrens, Fritz (2000a): Fortentwicklung des 
Dienstrechts im Kontext der Verwaltungs-
reform. Rede des Innenministers bei der 
Arbeitsgemeinschaft nordrhein-
westfälischer Verwaltungs- und Wirt-
schaftsakademien am 19.01.2000 in Düs-
seldorf. http://www.moderne-
verwaltung.nrw.de/m_dienst/m_d25.htm 
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